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Herbert Tumpel ist seit 1997 Präsident der Bundesarbeitskammer: Im jüngst präsentierten Maßnahmenpaket der Sozialpartner 
sieht er eine große Chance für die Zukunft des Arbeitsmarkts.

 
Vor 60 Jahren wurden die beiden Verstaatlichungsgesetze beschlossen. Heute sind fast alle Unternehmen privatisiert.

 
In Österreich hat die Arbeitslosigkeit nie solche Dimensionen erreicht wie zumindest vorübergehend in fast allen Ländern der 
Europäischen Union seit dem Wachstumsknick 1975.

 
Bereits seit Jahren wird ein neues Gleichgewicht von Flexibilität und Sicherheit für die europäischen Arbeitsmärkte diskutiert. 
Nun bekommt die Debatte konkrete politische Züge.

 
Seit gut einem Jahr brummt die Wirtschaft in Österreich, in Deutschland und in der Europäischen Union insgesamt. Die 
 Jubelmeldungen überschlagen sich. Aber geht es der Wirtschaft gut, geht es noch lange nicht uns allen gut.

 
Die Geschichte zu einem fast vergessenen Doppeljubiläum: 60 Jahre Betriebsrätegesetz und 60 Jahre Kollektivvertragsgesetz 
in der Zweiten Republik.

 
Bildung und Wissen sind längst zu Schlüsselbegriffen in den postindustriellen Gesellschaften geworden. Zumindest ein bestimm-
tes Reservoir fachlicher Kenntnisse und Ausbildungsnachweise zu besitzen oder über sie zu verfügen, ist unbedingte Vorausset-
zung dafür, an einer immer härter werdenden Wettbewerbsgesellschaft teilhaben, vielleicht sogar in ihr bestehen zu können.
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 Langfinger unter uns
 Aufgeben streng verboten 
 Verbraucherpreise

 Stadtgespräch mit Alice Schwarzer
 Die Technik ist weiblich 
 Wissenschaft und Kunst

   Ecuador: Bittere Bananen 
   Australien: Vor den Herbst-Wahlen 
   Asien/Malaysia: Billigflieger unter Druck 
   APEC: Fern der Realität 
   Zentralamerika: Schutz der Menschenrechte

  Günther Sandner: Engagierte Wissenschaft

Wenn Sie eine Seite weiterblättern, wer-
den Sie das vertraute Gesicht und den 
Standpunkt unseres langjährigen Chefre-
dakteurs Siegfried Sorz vermissen. Auf ihn 
warten neue Aufgaben und ich habe die 
Ehre, sein Werk fortzusetzen. Jeder Mensch 
hat seine eigene Handschrift und so wer-
den Sie vielleicht die eine oder andere 
sanfte Änderung in dieser Zeitschrift be-
merken. Aber eines kann ich Ihnen ver-
sprechen: »Arbeit&Wirtschaft« bietet 
 Ihnen auch weiterhin eine Diskussions-
plattform und fundierte Hintergrundin-
formationen zu Themen, die die Arbeit-
nehmerInnen bewegen. Und da bemerken 
Sie wahrscheinlich schon die erste Ände-
rung: In Zukunft legen wir in dieser Zeit-
schrift Wert auf geschlechtergerechte Spra-
che, Gender Mainstreaming hält Einzug. 
Und dazu gehört nun einmal auch das 

gerne geschmähte sogenannte Binnen-I. 
Ich habe nämlich die Erfahrung gemacht, 
dass bei der ausschließlichen Verwendung 
der männlichen Form, Frauen nicht im-
mer automatisch mitgedacht werden. 
Gender Mainstreaming ist eine Strategie 
zur Chancengleichheit und daher der Ar-
beiterkammer und dem ÖGB ein großes 
Anliegen. Und diese Strategie beginnt nun 
einmal mit dem Sichtbarmachen beider 
Geschlechter – auch in unseren Medien. 

Ihnen ist sicher auch aufgefallen, dass 
»Gender Mainstreaming« farblich hervor-
gehoben ist – und vielleicht wissen Sie 
auch nicht recht, was diese häufig ge-
brauchte Wendung genau bedeutet. Man 
kann nicht alles wissen (Seite 62). Daher 
werden wir auch in Zukunft, schwierige 
Begriffe und historische Ereignisse auf der 
vorletzten Seite unserer Zeitschrift erklä-

ren. Damit Sie aber gleich wissen, was Sie 
dort nachlesen können, haben wir be-
schlossen, diese grün hervorzuheben.

Das Internet gewinnt in unserer Welt 
immer mehr an Bedeutung, wir geben Ih-
nen die Möglichkeit weiterzulesen. Sie 
finden in Zukunft bei jedem unserer 
 Artikel, sofern vorhanden, nützliche Web-
links. Weil Ihre Meinung und Ihre Fragen 
unseren ExpertInnen und AutorInnen sehr 
wichtig sind, stellen wir Ihnen in Zukunft 
bei jedem Artikel deren E-Mail-Adressen 
zur Verfügung. So können Sie Ihnen je-
derzeit schreiben. 

Apropos schreiben: Schreiben Sie uns 
doch, wie Sie sich die »Arbeit&Wirtschaft« 
wünschen. Wir freuen uns über jede 
 Anregung: aw@oegb.at

Für das Redaktionskomitee
Katharina Klee

  Standpunkt: Was ist Arbeit? 
  Leserforum 
  Kommentar: Einmalige historische Chancen 
   für den Arbeitsmarkt 
  Kommentar: Zeit zum Leben, Lernen  
   und Regenerieren … 
  Kommentar: Ein Eisberg kommt selten allein 
  Kommentar: MitarbeiterInnenbeteiligung –  
   Möglichkeiten sind begrenzt 
  Kommentar:  
   (K)eine private Zukunftsvorsorge … 
  Kommentar: Kollektivvertrag aktuell

  Mobiltelefon: Abhilfe gegen teure SMS 
  Callcenter-Aktion:  
   Kostenloser Beratungsscheck 
  Handy-Betrug: Achtung vor SMS-Kostentricks 
  Seminar: Betriebsarbeit und Atypische 
  Generationen-Management
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Katharina Klee{

ls ich Anfang September die 
»Arbeit&Wirtschaft« übernom-
men habe, war mir klar, dass ich 
früher oder später hier einen 

Standpunkt beziehen muss. Und doch 
habe ich das bis zur letzten Minute hin-
ausgezögert. Aber nun, wo das Heft auf 
64 Seiten gefüllt ist, komme ich wohl 
nicht mehr aus. Also, an die Arbeit.

Ist es denn überhaupt Arbeit, hier ei-
ne Seite lang über die eigene Meinung zu 
schreiben? Muss man bei richtiger Arbeit 
ins Schwitzen kommen, wie meine Mut-
ter glaubt? Oder sollte man sich nicht 
wenigstens die Finger dabei schmutzig 
machen? 

Das tu ich doch gern

Kann es überhaupt Arbeit sein, sich über 
die Arbeit den Kopf zu zerbrechen? Was 
ist eigentlich Arbeit? Darüber machte 
sich vor gar nicht langer Zeit auch die 
deutsche Popgruppe »Wir sind Helden« 
in ihrer »Ode an die Arbeit« Gedanken. 
Schnell stellen sie darin die flapsige The-
se auf: »Generell alles, was Spaß macht 
– keine Arbeit.« Und irgendwo habe ich 
das schon vorher gehört: »Das tu ich doch 
gerne. Das ist doch keine Arbeit.« Meist 
sagt das eine Frauenstimme, eine Mut-
ter-, Tanten-, Schwiegermutter-Stimme 
und meist geht es dabei um Hausarbeit, 
also Arbeit, die auch nicht bezahlt wird 
– und nur selten bedankt. Vielleicht liegt 
auch darin die Wurzel dieser Abwehr-
formel in vorauseilendem Gehorsam.

Ist es aber wirklich so? Ist das, was 
Spaß macht, was wir gerne tun, keine 
Arbeit? Und liegt dann der Umkehr-
schluss nahe, dass Arbeit keinen Spaß 
machen kann, darf, muss? Wann ist Ar-
beit mehr, wann weniger wert? Hat der 
Bauarbeiter mehr Spaß am Arbeitsplatz 
als der ÖIAG-Manager, tut die Heim-
hilfe ihre Arbeit lieber als die Hotelma-
nagerin? 

Haben Frauen überhaupt mehr Freu-
de an der Arbeit und müssen daher we-
niger verdienen? Immerhin arbeiten seit 
dem 27. September 2007 – dem soge-
nannten Equal Pay Day – die Frauen in 
Österreich für den Rest dieses Jahres qua-
si gratis, rechnet man den durchschnitt-
lichen Einkommensunterschied zwi-
schen Frauen und Männern auf Arbeits-
tage um. Und dieser Einkommensunter-
schied liegt in Österreich laut EU-Be-
rechnungen bei 26,4 Prozent – also ha-
ben Frauen ein Viertel mehr Spaß im 
Beruf? 

Ich habe Spaß an meiner Arbeit, wahr-
scheinlich nicht viel mehr oder nicht viel 
weniger als die meisten meiner männ-
lichen Kollegen. Ich liebe es, zu schreiben, 
und es ist mir eine Ehre, Ihnen hier mei-
nen Standpunkt mitteilen zu können. Ich 
habe mittlerweile auch gelernt, mir mei-
ne Arbeit bezahlen zu lassen. Das war 
nicht immer selbstverständlich.

Mein erster richtiger, angemeldeter 
Job beim Radio hat mir so viel Spaß 
 gemacht, dass ich dafür gezahlt hätte. 
Und eigentlich habe ich dafür auch 

 gezahlt: unbezahlte Arbeitsstunden, die 
nicht immer nur Spaß machten, feh- 
lende Zeiten für die Pension, Diäten  
in slowakischen Kronen und noch ei-
niges mehr. Und trotzdem hatte ich 
Glück, ich stolperte ins Arbeitsleben  
und hatte wenigstens gleich meinen 
Traumjob. 

Viele gerade junge Menschen bekom-
men aber gar nicht erst die Chance, Feu-
er zu fangen für einen Beruf. Sie finden 
keinen Ausbildungsplatz, wagten noch 
nie, an den Traumjob zu glauben und 
können nicht ganz verstehen, dass Arbeit 
auch Spaß machen darf. 

Ohne Arbeit ist das Leben öde

Eine Tragödie, denn wie singen die jun-
gen Deutschen im Refrain ihrer Ode: 
»Ohne Arbeit ist das Leben öde«. Wer je 
das Arbeits-Los in unserer sogenannten 
Spaßgesellschaft gezogen hat, wird das 
wohl bestätigen können. 

Geben wir diesen jungen Menschen 
keine Arbeit, kann es sehr rasch sein, dass 
sie sich ihren Spaß woanders holen – und 
das sollten wir uns wahrscheinlich nicht 
wünschen. Insofern ist das Arbeitsmarkt-
paket der Sozialpartner mit seiner Aus-
bildungsgarantie für alle unter 18 Jahren 
nicht nur das Versprechen von mehr Ar-
beit, sondern auch ein Versprechen von 
mehr Spaß, mehr Freude, mehr Vergnü-
gen für uns alle. 

Das war jetzt aber eine ganz schöne 
Arbeit!
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Wer sich kurz fasst, wird abgedruckt. Längere Zuschriften werden gekürzt. Adressen: aw@oegb.at / Redaktion »Arbeit&Wirtschaft«, Laurenzer-
berg 2, 1010 Wien, Fax: 01/534 44-595

Arbeit& 
Wirtschaft

L e s e r f o r u m{
 
Betreff: »Was ist Solidarität?, A&W 7–8/ 
2007, Seite 4
Lieber Kollege Sorz, ich möchte mich bei 
dir für den Artikel zum Thema »Solidari-
tät« bedanken. Heute wird ja oft unter 
Gewerkschaftern die mangelnde Solidari-
tät bejammert. Mit dem Hinweis auf die 
gute alte Zeit, wo es diese echte Solidarität 
noch gegeben hat, glauben viele, dass dies 
heute nicht mehr möglich ist, weil jeder 
zu sehr an sich selbst denkt. Gemeint wird 
bei dieser Solidarität aber oft die selbstlose 

Aufopferung und der Einsatz für andere, 
ohne an seinen eigenen Vorteil zu denken. 
Diese Form der Solidarität hat es meiner 
Meinung nach in keiner Zeit sehr verbrei-
tet gegeben. Immer waren die Leute dar-
an interessiert, auch und vermutlich vor 
allem ihre eigene Situation zu verbessern. 
Dass man, wie von dir beschrieben, er-
kannt hat, dass eben dieses Einzelinter-
esse sehr oft dem einer größeren Gruppe 
gleicht, und dieses gemeinsam leichter zu 
erreichen ist, ist aber meiner Meinung 
nach nicht eine Solidarität zweiter Klasse. 
Sie ist eigentlich Erfolgsfaktor der Ge-

werkschaftsbewegung und kann es auch 
in Zukunft sein. Genau diese Solidarität 
bietet uns auch die Chance, sie den Ar-
beitnehmerInnen heute wieder schmack-
haft zu machen, indem wir ihnen erklä-
ren, dass es kein romantischer Begriff aus 
früheren Tagen ist, der eben Verzicht und 
Selbstaufopferung verlangt, sondern der 
Erfolg versprechendste Weg zur Errei-
chung der eigenen Interessen ist. Viel-
leicht kommt so die Solidarität wieder 
mehr in Mode.

Frederik Schmidsberger
ÖGB Vöcklabruck

manches möglich machen ...
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Schon im Vorjahr hat sich die GPA-DJP in 
einer Aktion gezielt die Arbeitsverhält-
nisse in Callcentern angeschaut. Ergeb-
nis: Viele freie Dienstverträge sind recht-
lich gesehen Anstellungsverhältnisse, an-
gestellte Callcenteragents sind oft nicht 
korrekt eingestuft und das entsprechende 
Mindestgrundgehalt wird ihnen vorent-
halten. Zusätzlich existierten in vielen 
Callcentern kaum Betriebsräte. Mittler-
weile finden in etlichen Callcentern Be-
triebsratswahlen statt. 

Mit der Aktion »Erstberatungsscheck« 
wurde nun ein Angebot für Callcenter-
agents eröffnet, ihre Arbeitsverhältnisse 
von der Gewerkschaft überprüfen zu 
 lassen. Durch ähnliche Initiativen der 

GPA-DJP im Bereich der Callcenter 
 wurden in den vergangenen Monaten 
 bereits Hunderte freie Dienstverträge in 
Anstellungsverhältnisse umgewandelt 
und Gehaltsansprüche rückwirkend gel-
tend gemacht.

»Mit unserer Aktion wenden wir uns 
direkt an die Betroffenen, damit sie mit 
Unterstützung ihrer Gewerkschaft ihre 
Ansprüche durchsetzen. Mit unserer 
 Beratungsoffensive wollen wir erreichen, 
dass die Beschäftigten in Callcentern 
nicht weiter als Beschäftigte zweiter  
Klasse behandelt werden und zu den 
 ihnen zustehenden Rechten kommen«, 
so der Regionalgeschäftsführer der  
GPA-DJP Wien, Karl Proyer. W. L.

Die Gewerkschaft der Privatangestellten, Druck, Journalismus, Papier 
(GPA-DJP) verteilte im Sommer an Tausende Callcenter-Beschäftigte 
in Wien kostenlose Erstberatungsschecks. 

Dass diese Praktiken für die Konsumen-
tInnen nicht nur lästig sind, sondern auch 
ins Geld gehen können, wissen die AK-
KonsumentenschützerInnen zu berichten. 
Denn oft werden nicht nur unbestellte 
SMS – zum Teil mit aufdringlicher Wer-
bung – geschickt und verrechnet. Zudem 
kann es sein, dass HandynutzerInnen in 
den Nachrichten befindliche Web-Push-
Links ungewollt aktivieren und dann Kos-
ten anfallen. Obwohl die Kosten pro SMS 
nicht sehr hoch sind, kann sich doch bald 
eine Summe von 20 bis 30 Euro ansam-
meln. »Kontrollieren Sie Ihre nächste Te-
lefonrechnung, und lassen Sie eventuell 
09x-Nummern kostenlos bei ihrem Netz-
betreiber sperren«, raten die AK-Konsu-

mentenschützerInnen. Beträge nicht be-
stellter Mehrwertdienste müssen schrift-
lich und rechtzeitig beim Netzbetreiber 
beeinsprucht werden. Die AK empfiehlt 
Absender unseriöser SMS bei den Fern-
meldebüros zur Anzeige zu bringen: fb.
wien@bmvit.gv.at, Fax 01 33 42 761. Wird 
der Absender ausfindig gemacht, drohen 
hohe Verwaltungsstrafen. Die Netzbetrei-
ber sollen mehr kontrollieren und sich 
nicht mehr auf die Mehrwertdienstanbie-
ter ausreden, fordert die AK. Wird der 
Rufnummern-Missbrauch nicht einge-
dämmt, verlangt die AK die Verschärfung 
der Mehrwertdienst-Verordnung. 
www.arbeiterkammer.at/www-192-IP-
23980.html W. L.

Immer öfter erhalten HandynutzerInnen SMS, die sie gar nicht wollen, 
werden aber dafür trotzdem von den Telefonanbietern zur Kasse ge-
beten. Die AK fordert mehr Schutz.
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Vorurteile gegenüber älteren ArbeitnehmerInnen gibt es viele: zu teuer, zu oft krank, weniger belastbar 
usw. Die AK Vorarlberg geht mit einer Umfrage den Vorurteilen nach.
Glaubt man den Prognosen, wird die Le-
benserwartung der Menschen steigen. 
Das Pensionsantrittsalter von 65 Jahren 
steht immer häufiger zur Diskussion, ei-
ne längere Lebensarbeitszeit wird von der 
Wirtschaft angestrebt. Derzeit arbeiten 
aber nur wenig ältere Beschäftigte in 
 Vorarlberger Betrieben. In der Bau-, 
 Eisen- und Metallbranche im Ländle sind 
aktuell nur 43 Arbeiter älter als 60. Im 
Textilbereich fallen 26, in der Kunststoff-

industrie neun und im Gesundheits- und 
Sozialwesen gerade einmal 20 Beschäf-
tigte in diese Altersgruppe. Nicht viel hö-
her liegen die Beschäftigtenzahlen für die 
über 60-jährigen in der Gastronomie, 
Hotellerie, im Handel bzw. bei den An-
gestellten dieser Wirtschaftszweige. Ins-
gesamt sind von den in Vorarlberg in die-
sen Branchen rund 70.000 Beschäftigten 
nur 648 Menschen zwischen 61 und 70 
und 4.500 zwischen 56 bis 60 Jahre alt. 

Deshalb führt die AK Vorarlberg zum 
Schwerpunkt-Thema »Generationen-
Management« eine Internet-Befragung 
durch. Onlineumfrage:
www.grd.at/umfrage/ticket.php?M-233-AK-
VO-HPRW6HPQWC

Die Ergebnisse werden in der nächs-
ten Ausgabe der AK-Zeitung »AKtion« 
zusammengefasst und veröffentlicht: 
 http://vbg.arbeiterkammer.at/www-792-IP-
37177.html W. L

Vorsicht ist geboten, wenn Sie derzeit eine 
SMS von der Telering-Nummer 0650/ 
666 50 40 mit diesem oder ähnlichen 
Wortlaut erhalten: »Sag mal, kennen wir 
uns? ...« »Keinesfalls die Nummer anrufen 
oder eine SMS zurückschicken«, warnt 
Heimo Typplt, Experte von der AK Salz-
burg. Dahinter steckt eine unsichtbare 
Mehrwertnummer, bei der man gleichzei-
tig eine Art Abo durch einen Rückruf oder 
eine Retour-SMS abschließt. Auf Initiati-

ve der AK hat die Firma Telering zugesi-
chert, diese Praktiken abzustellen. Die 
AK-KonsumentenschützerInnen empfeh-
len überdies: Prinzipiell auf SMS unbe-
kannter Herkunft nicht antworten bzw. 
diese sofort löschen! Bei der Telefonrech-
nung darauf achten, dass der Empfang 
einer Mehrwert-SMS nicht in Rechnung 
gestellt wird; bei einem Gebührenein-
spruch an die Schlichtungsstelle der Tele-
kom Regulierungs-Behörde (RTR) wen-

den; Anzeige beim Fernmeldebüro in 
Linz, um nicht georderte SMS abzu-
wehren: Telefon 0732/74 85-10 bzw.  
fb.linz@bmvit.gv.at. Viele Infos zum The-
ma finden sich auch auf der AK-Jugend-
website www.ak4u.at. Wegen der anstei-
genden unseriösen SMS-Praktiken verlangt 
die AK von den Handy-Betreibern, die 
kostenlose Rufnummernsperre, die im Te-
lekomgesetz geregelt ist, auch umgehend 
für SMS-Services anzuwenden. W. L.

Nicht nur SMS von kostenpflichtigen Mehrwertnummern (0900, 0930), sondern immer öfter auch normale 
SMS mit Mehrwertnummern im Hintergrund landen am Handy.

Atypische Beschäftigung nimmt in Österreich immer mehr zu. Die so Beschäftigten haben keine soziale 
Absicherung. Ein Seminar des ÖGB dazu behandelt neue Formen des Widerstandes.
Unter dem Titel »Neue Formen des Wider-
stands« wird das Seminar zunächst eine 
kurze Begriffsklärung zu atypischer Be-
schäftigung mit Fallbeispielen von Ar-
beitskämpfen atypisch Beschäftigter und 
die Entwicklung eigener Strategien zur 
Interessendurchsetzung bieten. Oft wer-
den entgegen der Arbeits- und Sozialge-
setzgebung Beschäftigte als freie Dienst-
nehmerInnen angeheuert. Sie haben keine 
soziale Absicherung. Den Firmen kom-

men sie billiger als Angestellte und drü-
cken so das Gehaltsniveau der fix ange-
stellten. Ziel des Seminars, das Betriebs-
rätInnen und atypisch Beschäftigte 
zusammenbringen und die Problematik 
der atypischen Beschäftigung für die Be-
triebsarbeit bewusst machen will, ist es, 
wesentliche Rechtsnormen atypischer Be-
schäftigung kennenzulernen sowie Hand-
lungsideen, Erfahrungen und Initiativen 
für kreativen Widerstand zu hören und zu 

entwickeln. Als ReferentInnen stehen Ka-
rin Hinteregger vom ÖGB sowie Betriebs-
rätInnen und ExpertInnen aus der Praxis 
zur Verfügung. Das Seminar findet vom 
22. bis 23. Oktober 2007 im ÖGB-Semi-
narzentrum Strudlhof in Wien statt. 

Nähere Informationen und Anmel-
dung: VÖGB-Seminar- und Veranstal-
tungsbüro, Tel.: 01/534 44/129; Fax: 
01/534 44/582; E-Mail: bildung@oegb.at
 W. L.
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Herbert Tumpel ist seit 1997 Präsident der Bundesarbeitskammer.  
Im jüngst präsentierten Maßnahmenpaket der Sozialpartner sieht er eine große 

Chance für die Zukunft des Arbeitsmarkts.

Arbeit&Wirtschaft: Kollege Herbert 
Tumpel, die Arbeitslosigkeit geht leicht 
zurück, trotz Turbulenzen auf den 
 internationalen Finanzmärkten schät-
zen Wirtschaftsforscher die heimi- 
sche Konjunktur als weiterhin dyna-
misch ein, wie siehst du die aktuelle 
Lage?

Herbert Tumpel: Ich freue mich über 
jeden Arbeitsuchenden weniger. Aber 
zum Jubeln ist es noch zu früh. Wir müs-
sen die gute Konjunktur nützen und an 
der positiven Entwicklung des Arbeits-
marktes intensiv arbeiten. 

Manche sprechen bereits von Vollbe-
schäftigung?

Davon sind wir jedenfalls noch weit ent-
fernt. Zusätzlich zu den Arbeitsplätzen 
für die aktuell über 277.000 Arbeitsu-
chenden werden wir in den nächsten zwei 
bis drei Jahren rund 120.000 weitere Ar-
beitsplätze brauchen, um die Wirkungen 
der demografischen Entwicklung und der 
Anhebung des Pensionsantrittsalters zu 
bewältigen. Da muss schon mehr passie-
ren, als nur auf die gute Konjunktur zu 
bauen. 

Die Regierung muss die gute Wirt-
schaftslage für tiefgreifende Strukturre-
formen auf dem Arbeitsmarkt nutzen: 
mehr und bessere Aus- und Weiterbil-
dung der Jugend und der Arbeitsuchen-
den sowie eine deutlich verbesserte, maß-
geschneiderte Beratung und Vermittlung 
durch das AMS. Alles wesentliche Punkte, 

die auch im aktuellen Maßnahmen-Paket 
der Sozialpartner gefordert werden. Das 
dafür notwendige Geld wäre jedenfalls 
gut investiert, wenn wir daran denken, 
dass uns etwa die Arbeitslosigkeit im Jahr 
2006 rund sieben Milliarden Euro gekos-
tet hat. 

Die gute Konjunktur allein – sagst du 
– reicht nicht, was braucht es noch?

Wir müssen auch die Inlandsnachfrage 
stärken, damit der Konjunkturmotor an-
gekurbelt wird. 

Das Wirtschaftsforschungsinstitut 
kritisiert in diesem Zusammenhang rich-
tigerweise die stagnierenden Realeinkom-
men bei den ArbeitnehmerInnen. Daher 
brauchen wir eine Steuerreform, die mas-
siv die kleinen und mittleren Einkommen 
entlastet und so die Kaufkraft stärkt.

Du hast das Maßnahmen-Paket der 
 Sozialpartner angesprochen – deine 
Einschätzung dieses Pakets?

Dieses Maßnahmen-Paket enthält wich-
tige Vorschläge, um auf die Versäumnisse 
der letzten Jahre in der Arbeitsmarktpo-
litik erfolgreich zu reagieren. Ich habe 
immer gesagt: Wer morgen gut ausgebil-
dete Fachkräfte will, muss heute mehr für 
die Ausbildung der Jungen tun. Und da 
haben die Unternehmen schwer ausge-
lassen. 

In den letzten zwei Jahrzehnten hat 
die Wirtschaft 50.000 Lehrstellen abge-
baut. Alle Anreize für die Betriebe, mehr 

Lehrlinge auszubilden, haben nichts oder 
fast nichts gefruchtet, denn sonst würden 
nicht 17.000 Jugendliche ohne betrieb-
lichen Ausbildungsplatz dastehen. Das ist 
das eine. 

Das andere ist, dass die Wirtschaft 
immer behauptet, es bestehe ein enormer 
Bedarf an Fachkräften, der in Österreich 
nicht gedeckt werden kann und daher die 
Grenzen geöffnet werden müssen, damit 
die benötigte Anzahl ins Land geholt wer-
den kann.

Wollte die Wirtschaft damit die Über-
gangsfristen kippen?

Ja, diese Gefahr besteht tatsächlich. Ich 
war immer dagegen, jeden Bedarf der 
Wirtschaft auf Zuruf zu erfüllen. Das 
verleitet die Unternehmen nur, weiterhin 
die betriebliche Aus- und Weiterbildung 
sträflichst zu vernachlässigen. Und nur 
weil die Wirtschaft angeblich Hunderte 
oder Tausende Fachkräfte braucht, dür-
fen wir nicht für zigtausende den Arbeits-
markt öffnen. 

Es wäre ein verhängnisvoller Fehler, 
die gute Konjunkturlage nicht zur Sen-
kung der bestehenden Arbeitslosigkeit in 
Österreich zu nutzen. Nach wie vor sit-
zen in diesem Jahr im Durchschnitt über 
277.000 Arbeitsuchende auf der Warte-
bank.

Die Übergangsfristen sollen laut Sozi-
alpartner zwar bis 2011 bleiben, aber 
Fachkräfte sollen bereits früher ins 
Land dürfen ...
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Herbert Tumpel: »Uns von den 
 Gewerkschaften und der AK  
war immer wichtig, dass es nicht  
zu einem ungezügelten Zustrom  
auf den österreichischen Arbeitsmarkt 
und zu Sozial- und Lohndumping 
kommt, und das steht auch weiter  
im Vordergrund.« 

AK
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... aber nur nach einer präzis festgelegten 
Vorgangsweise. Grundsätzlich sind sich 
die Sozialpartner einig darüber, dass die 
Übergangsbestimmungen für den öster-
reichischen Arbeitsmarkt bis 2011 gel-
tend bleiben sollen. 

Das muss Österreich – also die Regie-
rung – bei der EU auch vehement ver-
treten. Um den Fachkräftebedarf der 
Wirtschaft abzudecken, sollen nur jene 
Arbeitskräfte früher ins Land dürfen, die 
in Österreich nicht verfügbar sind. Und 
dafür schlagen die Sozialpartner Spiel-
regeln vor: Das Verhältnis zwischen Ar-
beitsuchenden und offenen Stellen wird 
für jeden Beruf laufend beobachtet. Das 
ergibt dann die sogenannte Stellen-
andrangsziffer. 

Sie spiegelt wieder, wie viele Arbeit-
suchende in Österreich auf eine freie Stel-
le am Arbeitsmarkt kommen. Wenn im 
Quartal statistisch höchstens 1,5 Arbeit-
suchende auf eine Stelle, für die mindes-
tens ein Lehrabschluss benötigt wird, 
kommen, ist ein erleichterter Zugang zu 
einer Beschäftigungsbewilligung mög-
lich. Das AMS muss prüfen, ob ein Ar-
beitsuchender – auch jemand, der in Kür-
ze den entsprechenden Kurs abschließen 
wird – für die Stelle zur Verfügung steht. 
Wenn ja, gibt es keine Beschäftigungsbe-
willigung, wenn nein, dann schon. Und 
natürlich muss laut Kollektivvertrag ent-
lohnt werden. 

Uns von den Gewerkschaften und der 
AK war immer wichtig, dass es nicht zu 
einem ungezügelten Zustrom auf den 
 österreichischen Arbeitsmarkt und zu 
 Sozial- und Lohndumping kommt, und 
das steht auch weiter im Vordergrund. 

Was bedeuten diese Vorschläge für die 
Arbeit des AMS?

Das AMS hat in den letzten Jahren falsche 
Vorgaben von der Politik bekommen. 
Vorrang hatte eine möglichst rasche Ver-
mittlung, ohne Rücksicht auf Qualifi-
kation. Gut qualifizierte Arbeitsuchende 

sind unabhängig vom angebotenen Job 
eher nachgefragt als weniger qualifizierte. 
Das hatte zur Folge, dass viele Qualifika-
tionen und Entwicklungschancen von 
Arbeitsuchenden auf der Strecke geblie-
ben sind. Für eine rasche Vermittlung 
auch in Stellen deutlich unter den Mög-
lichkeiten des Arbeitsuchenden wurde al-
so Dequalifikation in Kauf genommen. 

Und jene, die nicht vermittelt werden 
konnten, wurden in Maßnahmen ge-
steckt, die oft gar nicht zu einer Höher-
qualifikation beigetragen haben. Jetzt 
muss sich das umdrehen: Passende Schu-
lungen in nachgefragten Fachkenntnissen 
und passgenaue Vermittlung für bis zu 
10.000 Fachkräfte pro Jahr. Dafür braucht 
das AMS mehr Personal und mehr Geld. 
Die Sozialpartner sind sich darüber einig: 
Diese erforderlichen Mittel soll das AMS 
bekommen.

Welche Botschaft hat der Präsident der 
Arbeiterkammer für die Jungen?

Meine Botschaft lautet: Es gibt eine Aus-
bildungsgarantie für alle – so steht es im 
Regierungsübereinkommen, und die So-
zialpartner haben jetzt aufgezeigt, wie das 
gehen kann. Niemand soll Angst davor 
haben, auf der Strecke zu bleiben. Grund-
sätzlich ist der betrieblichen Lehrstelle 
der Vorzug zu geben. 

Gibt es aber keinen entsprechenden 
Lehr- oder Schulplatz, muss eine gleich-
wertige Ausbildungsmöglichkeit bis zum 
Lehrabschluss angeboten werden. Das 
provisorische Auffangnetz soll durch eine 
reguläre überbetriebliche Ausbildung er-
setzt werden. 

Also Ausbildung bis zum Abschluss 
und mit der gleichen Existenzsicherung 
wie in den klassischen überbetrieblichen 
Ausbildungseinrichtungen. 

Statt bisher 150 Euro monatlich für 
die jugendlichen Ausbildungsteilneh-
merinnen und Teilnehmer gibt es 240 
Euro und ab dem dritten Lehrjahr sogar 
555 Euro. 

Du hast es bereits angesprochen, die 
Wirtschaft hat sich immer mehr aus der 
Ausbildung der Jungen zurückgezogen 
– trotz Ausbildungsprämien, trotz 
Blum-Förderung. Was macht Dich so 
sicher, dass es jetzt besser werden 
kann?

Wie bereits gesagt: Wir wollen die Mög-
lichkeiten, eine Berufsausbildung er-
folgreich bewältigen zu können, groß-
zügig ausgebaut wissen. Und die Sozial-
partner haben sich darüber hinaus auf 
einen »Zukunftsfonds« verständigt, der 
alle bisherigen Förderungen ablösen 
soll. 

Es wird eine Basisförderung pro Lehr-
jahr geben und zwar im Nachhinein, da-
mit nicht für etwas kassiert wird, was 
nicht stattfindet. 

Daraus wird es stark qualitätsbezo-
gene Förderungen geben. So sollen Aus-
bildungsverbünde extra unterstützt wer-
den, genauso wie Betriebe, deren Lehr-
linge die Lehrabschlussprüfung mit Aus-
zeichnung oder gutem Erfolg abgelegt 
haben. 

Es wird geförderte Maßnahmen zu-
gunsten lernschwacher Jugendlicher ge-
ben oder eine Förderung von Zusatzaus-
bildungen, die über das Berufsbild hin-
ausgehen und einiges mehr. 

Kurz: Wir wollen Anreize schaffen, 
damit den Jugendlichen wirklich eine 
fundierte, qualitativ hochstehende Aus-
bildung vermittelt wird. Engagierte und 
innovative Betriebe werden das hoffent-
lich schätzen und davon profitieren.

Wie stehen aus deiner Sicht die Chan-
cen, dass die Regierung diese Sozial-
partnervorschläge aufgreifen wird?

Bundeskanzler und Vizekanzler haben 
gemeinsam mit ÖGB, Wirtschafts- und 
Landwirtschaftskammer und der AK 
dieses Maßnahmen-Paket präsentiert. 
Daraus schließe ich, dass diese Anliegen 
auch Anliegen der Bundesregierung sind. 
Das stimmt mich optimistisch. Ich werde 
aber darauf achten, dass hier zügig die 
Umsetzung vorangetrieben wird.

Kollege Tumpel, wir danken für das 
Gespräch.

Mehr Infos und Maßnahmen-Paket  

im Volltext:

http://www.arbeiterkammer.at/
www-11812.html

W E B L I N K S

Schreiben Sie uns Ihre Meinung  

an den Autor

herbert.tumpel@akwien.at
oder die Redaktion

aw@oegb.at

K O N T A K T
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iel der Vorschläge ist es, die noch 
immer zu hohe Arbeitslosigkeit in 
Österreich senken, gute Chancen 
für unsere Jugend zu bieten und, 

dass die heimische Wirtschaft gut ausge-
bildete Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer hat.

AK, ÖGB, WKO und LKÖ haben 
sich auf ein Maßnahmenpaket geeinigt, 
das einen wesentlichen Beitrag zur Sen-
kung der Arbeitslosigkeit leistet, das die 
Ausbildungsgarantie bis zum 18. Lebens-
jahr sicherstellt und das die Voraus-
setzungen schafft, dass der Fachkräfte-
bedarf vorrangig im Inland gedeckt wer-
den kann: Die jetzige Mischung aus Fach-
kräftebedarf, Hochkonjunktur und noch 
aufrechter Übergangsfrist auf dem Arbeits-
markt ist eine einmalige historische Chan-
ce. Wir können so die Arbeitslosigkeit 
senken und einen entscheidenden Beitrag 
für die Zukunft unserer Jugend leisten. In 
dieser Situation dürfen wir weder am Aus-
maß noch an der Qualität der erforder-
lichen Maßnahmen sparen. 

Die Zukunftsförderung für die be-
triebliche Lehrausbildung ist für den ÖGB 
das Herzstück des Pakets. Die Gewerk-
schaftsbewegung hat seit Generationen 
dafür gekämpft – eine faire Finanzierung 
der Lehrlingsausbildung wird jetzt endlich 

Wirklichkeit. Die Zukunftsförderung 
enthält zwei Förderschienen: die Basis-
förderung und Qualitätsförderung. Die 
Basisförderung tritt an die Stelle der bis-
herigen Lehrlingsausbildungsprämie von 
pauschal 1000 Euro jährlich pro Lehr-
stelle. Anstatt dieser unterschiedslosen 
Förderung pro Lehrling und Kalender-
jahr soll die neue Basisförderung pro 
Lehrjahr bezahlt werden und sich nach 
der Höhe der kollektivvertraglichen Lehr-
lingsentschädigung richten. Der Vorteil: 
Die Ausbildung in besser bezahlten Be-
rufen wird höher gefördert.

Anstelle der bisherigen Förderung zu-
sätzlicher Lehrlinge – Stichwort Blum-
Bonus – soll es nach Ansicht der Sozial-
partner stark qualitätsbezogene Förderkri-
terien geben, etwa für:

  Ausbildungsverbünde,

  Betriebe, deren Lehrlinge die Lehrab-
schlussprüfung mit Auszeichnung oder 
gutem Erfolg bestehen,

  Maßnahmen zugunsten von lern-
schwachen Jugendlichen,

  erstmaliges Ausbilden von Lehrlin-
gen,

  AusbilderInnenkurse,

  Betriebe, deren AusbilderInnen sich 
weiterbilden,

  Zusatzausbildungen, die über das Be-
rufsbild hinausgehen.

Die Vermittlung auf betriebliche Lehr-
stellen ist weiterhin das wichtigste Ziel. 
Die Sozialpartner wollen aber, dass Ju-
gendliche die Sicherheit haben, dass sie 
auch dann einen hochwertigen Abschluss 
machen können, wenn sie keinen Ausbil-
dungsplatz in einem Betrieb bekommen.

Das dafür nötige Angebot an überbe-
trieblichen Ausbildungseinrichtungen, 
Implacementstiftungen und Facharbeite-
rInnenintensivausbildungen ist zu schaf-
fen und zu finanzieren.

Aber auch die Erwachsenen müssen 
auf die Öffnung des Arbeitsmarktes vor-
bereitet werden.

Zusätzlich zu den 10.000 Fachkräfte-
ausbildungsplätzen im Metallbereich sol-
len weitere 10.000 Plätze pro Jahr kom-
men – und zwar nicht vorfixiert auf be-
stimmte Branchen und Berufe, sondern 
flexibel orientiert am jeweiligen Bedarf der 
regionalen Wirtschaft und an den Poten-
zialen der Arbeit Suchenden. Besonderer 

Am 2. Oktober 2007 wurde von den Sozialpartnern eines der größten  
Arbeitsmarktpakete aller Zeiten präsentiert. Aus Sicht des ÖGB ein besonders 

guter Tag für eine sichere Zukunft der Jugend.

Christoph Klein

Dr., Bereichsleiter  
Soziales  
der AK Wien

Bernhard Achitz

Mag., Leiter des  
sozialpolitischen  
Referats im ÖGB

{ {
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Bedacht ist dabei auf Arbeit suchende 
Frauen, vor allem auch Wiedereinsteige-
rinnen zu nehmen. Die Zeit bis zum En-
de der Übergangsfristen muss noch opti-
mal genutzt werden: Einerseits um in der 
österreichischen Gesetzgebung Normen 
zum Schutz vor Lohn- und Sozialdumping 
zu beschließen und ihre Umsetzung durch 
beauftragte Behörden vorzubereiten; an-
dererseits müssen wir alle uns im Rahmen 
der EU dafür einsetzen, dass europäische 
Normen für einen wirksamen grenzüber-
schreitenden Vollzug geschaffen werden. 

Um das zu ermöglichen – Qualifika-
tionsoffensive und Maßnahmen gegen 
Lohndumping –, bleiben die Übergangs-
fristen grundsätzlich bis 2011 aufrecht. 

Kann das AMS aber einen von einem 
Unternehmen gemeldeten Fachkräftebe-
darf in bestimmten definierten Mangel-
berufen nicht mit im Inland Arbeit Su-
chenden abdecken – auch nicht mit sol-
chen, die in Kürze eine der beschriebenen 
Qualifizierungsmaßnahmen abschließen 
werden –, soll das Unternehmen einen er-
leichterten Zugang zu einer Beschäfti-
gungsbewilligung für eine entsprechende 
Fachkraft aus einem der neuen Beitritts-
länder erhalten. Die Sozialpartner wollen 
mit ihrem Zukunftspaket insgesamt 1,3 
Milliarden Euro an zusätzlichem Geld für 
die Jugendausbildung, die Qualifizie-
rungsoffensive und die älteren Arbeitneh-
merInnen in Bewegung setzen. 0,2 Pro-

zentpunkte der Lohnsumme aus Insol-
venzsicherungsbeiträgen werden in Zu-
kunftsförderungsbeiträge umgewidmet. 

Die bis 31. 12. 2007 beantragten 
Blum-Förderungen werden weiter über 
das AMS abgewickelt und finanziert. Da 
ab 1. 1. 2008 aber keine neuen Förderfäl-
le mehr anfallen, weil ja an die Stelle der 
Blum-Förderung die zusätzliche Förde-
rung aus der Zukunftsförderung tritt, kön-
nen die für den Blum-Bonus veranschlag-
ten 100 Millionen Euro nach und nach 
für die aktive Arbeitsmarktpolitik verwen-

det werden. Die Aufbringung von weiteren 
230 Millionen Euro jährlich ist zwischen 
dem Bund und den Sozialpartnern noch 
zu verhandeln. Die Sozialpartner schlagen 
vor, dass für erwerbstätige Personen bis 
zum 60. Lebensjahr wieder Arbeitslosen-
versicherungsbeiträge geleistet werden. 
Diese Mittel sollen für aktive Arbeits-
marktpolitik eingesetzt werden und die 
aus Arbeitgeberbeiträgen finanzierte För-
derung der betrieblichen Lehrlingsausbil-
dung – die »Zukunftsförderung« – soll 
damit verdoppelt werden. Ziel ist es also, 
Gießkannenförderung durch gezielte För-
derung mit hohem Beschäftigungseffekt 
zu ersetzen.

Die Vorschläge der Sozialpartner müs-
sen jetzt möglichst rasch umgesetzt wer-
den. Dabei steht uns noch viel Arbeit be-
vor, weil manche glauben, es ginge auch 
billiger und mit geringerem Aufwand. Wir 
aber meinen, dass man sich bei diesem 
Thema nicht mit halben Lösungen zufrie-
dengeben darf. Es geht um die Zukunft 
unserer Jugend.

in Millionen Euro

 2008 2009 2010
Paket 2008  

bis 2010

Bedarf:     

Jugendausbildung  40  55  75   170

Fachkräfteausbildung  40  70 100   210

Maßnahmen für ältere ArbeitnehmerInnen  20  35  55   110

Kombilohn  10  10  10    30

Zukunftsförderung 260 260 260   780

Summe: 370 430 500 1.300

Aufbringung:     

Zweckwidmung 0,2 % aus IAF 130 130 130   390

Abnehmende Mittel aus dem Blum-Bonus  40  80 100   220

Beiträge Sozialpartner + Bund 230 230 230   690

Summe: 400 440 460 1.300

Lehrbetrieb im Gastgewerbe mit drei Lehrlingen im 1. Lehrjahr,  
2 Lehrlingen im 2. Lehrjahr und zwei Lehrlingen im 3. Lehrjahr,  
es werden jedes Jahr zwei neue Lehrlinge aufgenommen
DERZEIT 1. Lehrjahr 2. Lehrjahr 3. Lehrjahr

Lehrlingsprämie  7.000,–  7.000,–  7.000,–

Blum-Förderung für 1 Lehrling  4.800,–  2.400,–  1.200,–

 11.800,–  9.400,–  8.200,–

NEU 1. Lehrjahr 2. Lehrjahr 3. Lehrjahr

Basisförderung  7.775,–  7.416,–  6.992,–

Lernschwach  1.000,–  1.000,–  1.000,–

Ausbilderfortbildung    500,–      0,–      0,–

Fachfranzösisch  2.000,–  3.000,–  2.000,–

Ausgezeichneter Abschluss 0,–  1.000,–  1.000,–

 11.275,– 12.416,– 10.992,–

Schreiben Sie uns Ihre Meinung  

an die Autoren

bernhard.achitz@oegb.at  
christoph.klein@akwien.at

oder die Redaktion

aw@oegb.at
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{ Wolfgang Katzian

Vorsitzender der Gewerkschaft  
der Privatangestellten, Druck, 

Journalismus, Papier

enn wir wollen, dass die Menschen 
länger berufstätig und dabei ge-
sund, leistungsfähig, motiviert 

und kreativ bleiben, dann müssen die Ar-
beitsbiografien in Zukunft völlig anders 
aussehen. Dann brauchen die Arbeitneh-
merInnen längere Auszeiten, die sie für 
Weiterbildung, Regeneration oder famili-
äre Aufgaben nutzen können. Dann muss 
das für alle erreichbar und nicht wie der-
zeit vom Goodwill der ArbeitgeberInnen 
abhängig sein. 

Im Sinne von mehr Work-Life-Balan-
ce habe ich bei der Vorbereitung auf die 
Wirtschaftsgespräche beim Europäischen 
Forum Alpbach ein neues unkonventio-
nelles Arbeitszeitmodell zur Diskussion 
gestellt. Die Wirtschaftsgespräche standen 
unter dem Motto: Perspektive 2020 – Nie 
wieder Vollbeschäftigung? Das Modell mit 
der plakativen Formel „40 – 40 – 40“ sieht 
vor, dass die Menschen in ihrem Leben 40 
Jahre, pro Jahr 40 Wochen und pro Wo-
che maximal 40 Stunden (einschließlich 
Mehr- und Überstunden) arbeiten. Wenig 
überraschend hat dieser Vorschlag genau 
den Nerv der Zeit getroffen. Dies zeigte 
sich im großen Medienecho und an den 
positiven Kommentaren vieler Mitglieder 
und FunktionärInnen ebenso, wie an den 
nervösen Reaktionen aus Teilen der Wirt-
schaft, die sofort versuchten den Vorschlag 
ins Reich der Träume zu verbannen. 

Tatsache ist, dass wir uns in einer 
höchst unbefriedigenden Situation befin-
den, die rasches Handeln notwendig 

macht: Denn es kann doch nicht sein, dass 
die Produktivität immer mehr steigt, die 
Unternehmen immer größere Gewinne 
verbuchen und gleichzeitig immer mehr 
Menschen durch ihre Arbeit ausgebrannt 
und arbeitsunfähig werden. Die Zahl der 
Invaliditätspensionen erreichte heuer im 
Juni mit fast 430.000 den höchsten Wert 
aller Zeiten. Obwohl die Lebenserwartung 
kontinuierlich steigt, waren 2006 gerade 
einmal 35,5 Prozent der Menschen zwi-
schen 55 und 64 erwerbstätig. Schon jetzt 
liegen wir damit deutlich unter dem 
Schnitt der EU-15 von 45,3 Prozent. 

Kein Ausweg aus dieser Sackgasse ist 
der Vorschlag der Industrie, das gesetzliche 
Pensionsalter auf 67 Jahre zu erhöhen. Wie 
die Pensionskürzungsreformen der ver-
gangenen Regierungen würde das am fak-
tischen Pensionsalter nichts ändern. Wir 
sollten uns hüten, uns immer mehr der-
selben wirkungslosen Medizin zu verord-
nen und lieber offen sein für die Diskus-
sion über grundlegend neue Ideen.

Das Modell „40 – 40 – 40“ wäre eine 
solche Idee, weil es bei den Wurzeln des 
Problems ansetzt:

In einer Wissensgesellschaft, in der die 
Menschen immer später in den Arbeitsall-
tag einsteigen und daher bis jenseits der 
60 Jahre arbeiten sollen, können sie nicht 
alle Pläne auf die Zeit der Pension ver-
schieben. Schon während des Berufslebens 
muss es möglich sein, Leben und Beruf in 
Einklang zu bringen. Es geht dabei nicht 
um eine bloße Verlängerung des Urlaubes, 

sondern um gezielte Handlungen, die ei-
ne längere aktive Teilhabe am gesellschaft-
lichen Leben ermöglichen. 

Durch das Mehr an Freizeit könnten 
die ArbeitnehmerInnen nachhaltig an der 
steigenden Produktivität und den wach-
senden Unternehmensgewinnen beteiligt 
werden. Konkret würde die Normalar-
beitszeit pro Jahr je Beschäftigtem um 
knapp zehn Prozent reduziert. Zum Ver-
gleich: Die reale Wertschöpfung hat allein 
in den fünf Jahren von 2001 bis 2006 um 
zehn Prozent zugenommen. 

Durch Umverteilung der Arbeit wür-
den mehr Personen Arbeit finden. Wenn 
man pro Jahr drei Monate nicht im Be-
trieb ist, kann dies nicht über Verdichtung 
der Arbeit, sondern nur über zusätzliche 
MitarbeiterInnen kompensiert werden. 
Längere Regenerationszeiten würden die 
Krankenstände und die Zahl der krank-
heitsbedingten Pensionen deutlich redu-
zieren. Das wiederum würde die Pensions- 
und Arbeitslosenversicherung und damit 
die öffentlichen Haushalte finanziell ent-
lasten und eine Lohnnebenkostensenkung 
ermöglichen. Auch eine Verschiebung der 
Abgabenbelastung von Arbeit auf Vermö-
gen und Gewinne würde so erleichtert. 

Ich bin Realist genug, zu wissen, dass 
so ein Vorschlag nicht von heute auf mor-
gen umsetzbar ist. Wichtig ist mir aber, 
die Diskussion über mehr Verteilungsge-
rechtigkeit und mehr Arbeits- und Lebens-
qualität zu forcieren und neue Impulse zu 
setzen.

… bleibt für alle, wenn wir die Arbeitszeit auf maximal 40 Stunden pro Woche, 
40 Wochen im Jahr und 40 Jahre im Leben beschränken.
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ie ÖIAG-Privatisierungen zwi-
schen 2000 und 2006 brachten 
6,368 Milliarden Euro. Gleich-
zeitig wurden für externe Berater 

eine Viertelmilliarde Euro ausgegeben. 
Das sei zuviel, sagt der Rechnungshof 
(RH) in seinem Prüfbericht1. 

Nur Expertisen zu Spezialproblemen 
wären wirtschaftlich gerechtfertigt gewe-
sen. Zudem wurden laut RH »unnötig« 
Prämien in Höhe von 3,51 Millionen 
Euro für Vorstände, Geschäftsführer und 
0,91 Millionen Euro für Mitarbeite-
rInnen von privatisierten Unternehmen 
bezahlt; auch dann, wenn ein Verlustge-
schäft getätigt wurde. 

Kritisiert wird vom RH der Verkauf 
der Austria Tabak an den Gallaher-Kon-
zern (zu früh, ohne Bewertungsgutachten 
und ohne Information des Aufsichtsrates) 
und der VA Tech an den Siemens-Kon-
zern. Obwohl der Privatisierungsauftrag 
neben der Erzielung eines möglichst ho-
hen Erlöses auf Erhaltung einer österrei-
chischen Kernaktionärsstruktur, Auf-
rechterhaltung der Entscheidungszentra-
le und Arbeitsplätze in Österreich, Wah-
rung der Einheit des Unternehmens lau-
tete, stand laut RH »für die ÖIAG bei 
der Privatisierung die Erlöserzielung im 
Vordergrund«.2

Die ÖIAG ist heute schuldenfrei, Vor-
stand Peter Michaelis ist stolz: »Dies alles, 
ohne dass der österreichische Steuer- 
zahler auch nur mit einem Cent belastet 
worden wäre.«3 

Wirklich? Die Auswirkungen der 
 ÖIAG-Privatisierungen gehen weit über 
das vom Rechnungshof kritisierte Aus-
maß hinaus. Was umfasste die sogenann-
te »Verstaatlichte«, wer waren und sind 
die NutznießerInnen, wer die Opfer? Von 
der Verstaatlichung 1946/47 erfasst wa-
ren Unternehmen aus den Bereichen 
Bergbau, Eisen, Stahl, Chemie, Erdöl, 
Erdgas, Verkehr, Lokomotiv-, Waggon- 
und Schiffsbau, Elektrizitätsversorgung, 
Metallindustrie, Maschinen- und Stahl-
bau, Elektroindustrie, Großbanken. 

Geschichte der ÖIAG

Bevor die ÖIAG (Österreichische Indus-
trieholding AG) 1986 gegründet wurde, 
waren von 1946 bis 1966 für verstaatlich-
te Banken, Industrie und Elektrizitätswirt-
schaft verschiedene Ministerien (Vermö-
genssicherung und Wirtschaftsplanung, 
Elektrifizierung und Energiewirtschaft, 
Finanzen, Verkehr) zuständig. 1966 wur-
de die »Österreichische Industrieverwal-
tungs-Gesellschaft m.b.H.« (ÖIG) ge-
gründet, die ab 1967 die Anteilsrechte des 
Bundes an verstaatlichten Unternehmen 
treuhändisch verwaltete. 

1970 (noch unter ÖVP-Alleinregie-
rung, aber in der Folge durch die SPÖ-
Minderheits- bzw. -Alleinregierung nicht 
aufgehoben) wurde per Bundesgesetz die 
ÖIG in die »Österreichische Industrie-
verwaltungs-Aktiengesellschaft« (ÖIAG) 
umgewandelt, die von der Republik das 
Eigentum an den verstaatlichten Unter-
nehmen übertragen bekam.

1986 wurde unter der SPÖ-geführten 
großen SPÖ/ÖVP-Koalition die ÖIAG 
tatsächlich eine Holding mit den Namen: 
»Österreichische Industrieholding AG«. 
Drei Jahre später wurde die »Austrian 
 Industries AG« (AI) als 100-prozentige 
Tochter der ÖIAG gegründet. In die AI 
wurden die wichtigsten ÖIAG-Beteili-
gungen an der verstaatlichten Industrie 
(VI) eingebracht. Ziel war es, die AI mehr-
heitlich zu privatisieren. Da dieses Kon-
zept nicht funktionierte, wurde mit dem 
ÖIAG-Gesetz 1993 die AI in die ÖIAG 
rückaufgelöst und die ÖIAG erhielt ei-
nen echten Privatisierungsauftrag. Die 
ÖIAG war fortan eine Privatisierungs-
agentur und Beteiligungsholding. In der 
Zeitspanne von 1994 bis 1999 fielen die-
sem »Auftrag« 14 Unternehmen(-steile) 
zum Opfer, die mehrheitlich oder ganz 
privatisiert wurden und in Summe einen 
einmaligen Privatisierungserlös von rund 
4,787 Milliarden Euro erbrachten. 

Mit dem ÖIAG-Gesetz 2000, das die 
im Februar 2000 angetretene schwarz-
blaue Regierung als eine ihrer ersten Taten 
gleich am 26. April 2000 beschloss, wur-
de praktisch die Privatisierung aller rest-
lichen ÖIAG-Beteiligungen in Auftrag 

Vor 60 Jahren wurden die beiden Verstaatlichungsgesetze beschlossen.  
Heute sind fast alle Unternehmen privatisiert. 

Autor: Wilfried Leisch

 
Politologe und freier Journalist  

und Publizist in Wien

1  www.rechnungshof.gv.at/fileadmin/downloads/Teilberichte/
Bund/Bund_2007_12/Bund_2007_12_2.pdf

2  ebenda, Seite 64
3  ÖIAG-Geschäftsbericht 2006, Seite 6
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gegeben. Zuletzt aktualisiert wurde der 
Privatisierungsauftrag im Mai 2003. Von 
2000 bis 2006 wurden 15 Unternehmen 
(-steile) mehrheitlich oder ganz privati-
siert. Der Einmalerlös dafür machte 
knapp 6,368 Milliarden Euro aus.4

(Teil-)Privatisierungen durch die ÖIAG

Schon in den 1960er und 1970er Jahren 
wurde zum Beispiel die verstaatlichte 
Elektroindustrie (z. B. Elin und Siemens 
Österreich) teils durch sogenannte Ko-
operationsverträge teils durch gegensei-
tige Beteiligungen (wieder) an Siemens 
ausgeliefert. Im Gegenzug dazu sogar Sie-
mens an der ÖIAG beteiligt. Die meisten 
Konzernbetriebe der ehemals verstaat-
lichten Großbanken wurden ebenfalls 
bereits in den 1970er und 1980er Jah-
ren an vor allem ausländische Private ver-
kauft. Beispiele gefällig? Steyr-Daimler-
Puch, Jenbacher, Andritz, Austria Email, 
Semperit, Stölzle Oberglas, Leykam, 
Wienerberger, Waagner Biro, Voith, Stey-
rermühl, Lenzing, Perlmooser, Treibacher 
usw.

1994 bis 1999: OMV, SGP Verkehrs-
technik, VAE, Austria Mikro Systeme, 
AT&S, Böhler Uddeholm, Voest-Alpine 
Stahl, VAMED, AMAG, Schiffswerften, 
AUA, Salinen, Austria Tabak usw. 

2000 bis 2006: Telekom Austria, 
PSK, Staatsdruckerei, Flughafen Wien, 
VA Stahl, Austria Tabak, Dorotheum, 
Strohal, VA Tech, Postbus, voestalpine, 
Böhler-Uddeholm, Bergbauholding, Post 
usw. 

ÖIAG-Beteiligungen 2007

Die Österreichische Industrieholding AG 
(ÖIAG) ist die Holding großer Unter-
nehmen in österreichischem Staatsbesitz 
bzw. mit staatlicher Beteiligung. Die 
 Eigentümerrechte des Bundes in der 
 ÖIAG-Hauptversammlung werden 
durch den Finanzminister ausgeübt. Der 
ÖIAG-Aufsichtsrat besteht aus 15 Mit-

gliedern, davon fünf von Arbeitneh-
merInnenseite. Die Kapitalvertreter im 
Aufsichtsrat werden aus dem Kreis dieser 
zehn Aufsichtsratsmitglieder selbst be-
stellt oder abberufen. Folgende Beteili-
gungen hält die ÖIAG derzeit:

AUA: Austrian Airlines AG, vereinigt 
die Marken »Austrian«, »Austrian arrows« 
und »Lauda Air«. ÖIAG-Anteil: 42,7 Pro-
zent.

Österreichische Post AG: Die Öster-
reichische Post AG ist Österreichs füh-
render Postdienstleister. ÖIAG-Anteil: 
51 Prozent.

OMV: Die OMV AG (früher: Öster-
reichische Mineralöl Verwaltung) ist einer 
der führenden Erdöl- und Erdgaskon-
zerne in Mittel- und Osteuropa mit welt-
weiten Explorations- und Produktions-
aktivitäten. Die integrierten Chemieun-
ternehmen in der OMV produzieren 
Melamin und Geotextilien. Gemessen 
am Konzernumsatz und der Marktkapi-
talisierung ist die OMV das größte bör-
senotierte Industrieunternehmen Öster-
reichs. ÖIAG-Anteil: 31,5 Prozent.

Telekom Austria AG: Die Telekom 
Austria AG ist der größte Telekommuni-
kationsanbieter Östereichs. ÖIAG-An-
teil: 27,4 Prozent.

GKB: Die GKB-Bergau GmbH (Graz 
Köflacher Bergbau) ist der Rechtsnach-
folger der früheren ÖIAG-Bergbauhol-
ding (ÖBAG) und eine 100-prozentige 
Beteiligungsgesellschaft der ÖIAG. Die 
GKB führt den Rückzug der ÖIAG aus 
dem Bergbaubereich durch und hatte 
2006 nur noch 15 MitarbeiterInnen, die 
für die »Schließungs- und Rekultivie-
rungsarbeiten« sowie für die »Abwicklung 
des Bergbau-Erbes« erforderlich sind. 
 ÖIAG-Anteil:100 Prozent.5

Nutznießer und Opfer

Waren zu Beginn der Verstaatlichung in 
der verstaatlichten Industrie und in den 
Konzernbetrieben der verstaatlichten 
Banken Ende der 1950er Jahre in Summe 
etwa 275.000 Menschen beschäftigt, sind 
es heute laut Beschäftigtenstand der 
 ÖIAG-Beteiligungen in Österreich nicht 
einmal mehr 50.000.6

Mit dem Ausverkauf der Betriebe an 
meist ausländische Private (z. B. Voestal-
pine samt der von ihr aufgekauften Böh-
ler-Uddeholm oder die VA-Tech, die nun 

Siemens gehört) ging vor allem bei den 
größten Betrieben, den sogenannten 
»Flaggschiffen« wie Voestalpine, Böhler-
Uddeholm, VA-Tech oder OMV, eine 
exorbitante Gewinnentwicklung einher 
und wurden nach Berechnungen von Mi-
ron Passweg von der Abteilung Wirt-
schaftspolitik der AK Wien die Verkäufe 
meist zu billig, das heißt unter dem re-
alen Firmenwert, getätigt.7 

Vorwand Schuldenabbau

Der für die Privatisierungen als Grund 
viel bemühte »Schuldenabbau« war und 
ist ein Vorwand, um Widerstand von Ar-
beitnehmerInnenseite den Wind aus den 
Segeln zu nehmen. Denn die viel zitierten 
»Schulden« der Verstaatlichten waren in 
der Regel die Gewinne der Kredit geben-
den Banken, weil die Verstaatlichten eben 
von ihrem Eigentümer, der Republik Ös-
terreich, keine entsprechenden Finanz-
mittel erhielten. Ganz verschwiegen wur-
de und wird bis heute in der Debatte, 
dass die verstaatlichten Betriebe über 
Jahrzehnte Milliarden an Steuern und 
Dividenden in das Budget zahlten, aber 
eben nicht die entsprechende Kapitalaus-

Gottfried W. Sommer, Sekretär der ARGE

4  www.oiag.at (Juli 2007; Konzernbetriebsrat der voestalpine AG 

(Hg.), Gesamtkoordination/Redaktion: G. Weissengruber, W. Leisch: 

du voest mir: Das Buch wider das Vergessen zur Voest-Privati-

sierung, Wien 2004, S 18–27)
5  ÖIAG-Geschäftsbericht 2006 bzw. www.oiag.at (Juli 2007)
6  H. Hautmann und M. Passweg, in: M. Mugrauer (Hg.): Öffent-

liches Eigentum – eine Frage von gestern? Wien, 2007, Seite 14 

und 122
7  siehe: A&W 11/2003: Wilfried Leisch, Voestalpine: Vekauft ist 

 verkauft; siehe Online im A&W-Archiv: www.arbeit-wirtschaft.at
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stattung erhielten. Ja im Jahr 2000 wur-
den der ÖIAG auch noch die durch eine 
ähnliche Politik bei der Post entstande-
nen Schulden umgehängt.8 

ARGE ÖIAG

Dies ist vorweg keine Wertung des bisher 
gesagten, doch kann sich jede/r aufgrund 
der Faktenlage selbst einen Reim darauf 
machen. Hier ist mit ARGE ÖIAG die 
Arbeitsgemeinschaft der Betriebsräte der 
ÖIAG-Unternehmen gemeint. 

Mit dem Beginn der Aufsplitterung 
der verstaatlichten Unternehmen grün-
dete sich vor 20 Jahren die Arbeitsgemein-
schaft der BetriebsrätInnen und Perso-
nalvertreterInnen der ÖIAG-Beteili-

gungen, weiß Gottfried W. Sommer, 
 Sekretär der ARGE. Die ARGE ÖIAG 
koordiniert die Belegschaftsvertretungen 
der einzelnen Firmen unter dem ÖIAG-
Dach. Aus diesem Kreis werden auch die 
fünf ArbeitnehmerInnenvertreter für den 
ÖIAG-Aufsichtsrat vorgeschlagen. Das 
Nominierungsrecht hat die Bundesar-
beitskammer. Vorsitzender der ARGE 
ÖIAG ist Leopold Abraham, Konzern-
vertretungsvorsitzender der OMV AG. 

Des weiteren sind von der Arbeit-
nehmerInnenseite entsandt: Gerhard 
Fritz (Vorsitzender des Zentralausschusses 
der Bediensteten der Österreichischen 
Post AG), Michael Kolek (Vorsitzender 
des Zentralausschusses der Bediensteten 
der Telekom Austria AG), Alfred Jung-
hans (Vorsitzender des Betriebsrates der 
kaufmännischen Angestellten und des 
technischen Personals der AUA AG) 
 sowie Markus Simonovsky (Vorsitzen- 
der des ArbeiterInnenbetriebsrates der 
OMV AG). 

Die ArbeitnehmerInnevertreter

Und wie stellt sich die Situation für die 
beiden neuen ArbeitnehmerInnenvertre-
ter im ÖIAG-Aufsichtsrat, Junghans und 
Simonovsky, dar?9 

Weshalb sind sie als ARGE-Vertreter in 
den ÖIAG-Aufsichtsrat gegangen?

Markus Simonovsky: »Im Aufsichtsrat 
der ÖIAG werden entscheidende Be-
schlüsse für die beteiligten Unternehmen 
beschlossen. Als Betriebsrat ist es mir 
wichtig, bei diesen Entscheidungsfin-
dungen anwesend zu sein und dabei die 
Interessen der ArbeiternehmerInnen zu 
vertreten.«

Alfred Junghans: »Zum einen ist es eine 
sehr interessante Aufgabe, die Zukunft 
einiger enorm wichtiger Unternehmen 
Österreichs mitgestalten zu können. Zum 
anderen wurde die Anzahl der Firmen in 
der ÖIAG durch Ausverkauf immer wei-
ter reduziert, wodurch sich ein Mandat 
für die AUA rechnerisch aufdrängte.«

Wie soll es mit der ÖIAG weitergehen?

Simonovsky: »Die Privatisierungpolitik 
der letzten Jahre ist nun endlich zu Ende. 

In diesen Jahren wurde ein großer Teil 
des Staatsvermögen verkauft. In einigen 
Fällen kann man bereits nachrechnen, 
dass diese Vorgangsweise nicht immer 
zum Vorteil der Steuerzahler war. Ich 
denke es ist wichtig, dass der Staat zu-
mindest jene Unternehmensanteile, die 
er jetzt hat, auch in Zukunft im Besitz 
der öffentlichen Hand hält.« 

Junghans: »Meine Ansicht ist seit Jahren 
unverändert. Die ÖIAG hätte bei keinem 
der ausverkauften Unternehmen unter 

Markus Simonovsky, Vorsitzender  
des ArbeiterInnenbetriebsrates der OMV AG

Alfred Junghans, Vorsitzender des Betriebs-
rates der kaufmännischen Angestellten und 
des technischen Personals der AUA AG

8 siehe: A&W 9/2000, Wilfried Leisch, ÖIAG-Rausverkauf – der letze 

Akt?, siehe Online im A&W-Archiv: www.arbeit-wirtschaft.at
9 Gespräch mit Alfred Junghans, Markus Simonovsky, Gottfried W. 

Sommer, Juli 2007
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25 Prozent und 1 Aktie gehen sollen! 
Auch die immer wieder kolportierten 
›Privatisierungserfolge‹ ändern diese Mei-
nung nicht, denn diese wurden durch die 
Managements in den Firmen erzielt und 
keinesfalls wegen der ÖIAG-Führung. 
Außerdem, bin ich überzeugt, wären sie 
auch beim Erhalt der ÖIAG als Kern-
aktionär zu erzielen gewesen. Die wahren 
Auswirkungen dieses Ausverkaufs werden 
erst in den kommenden Jahren spürbar 
sein.« 

Die Betriebsräte haben recht. Ja noch 
mehr, schon heute machen sich die Aus-
wirkungen bemerkbar. 

Die Demontage des verstaatlichten 
Sektors hat vielleicht die österreichischen 
SteuerzahlerInnen im Sinne von ÖIAG-
Chef Michaelis keinen Cent gekostet. 

Um den Zynismus des Herrn Micha-
elis auf die Spitze zu treiben, könnte man 
ja sogar behaupten, die Zehntausenden 
Menschen, die durch die Privatisierung 
und den Ausverkauf der ÖIAG-Betriebe 
in Österreich ihre Arbeitsplätze verloren 
haben, zahlen vielleicht sogar noch we-
niger Steuer als früher, denn mit einem 
neuen Job mit weniger Gehalt oder oh-
ne Job macht auch die Steuer weniger 
aus. 

Hohe Gagen der ÖIAG-Lenker

Eines ist jedenfalls immer hoch geblieben 
oder gar noch gestiegen, die Gagen der 
ÖIAG-Lenker.10 Je mehr Personal in den 
Betrieben abgebaut, je mehr Betriebe ver-
kauft wurden, desto höher deren Prämien. 
Es wäre aber zu einfach, der ÖIAG die 
»Schuld« an dieser Entwicklung zu geben. 
Sie war und ist bloß das Vehikel einer an 
den Geschäftsinteressen der privaten Pro-
fitwirtschaft orientierten Politik. 

Diese stimmte der Verstaatlichung 
nur aus der Not der Situation (politische 
und wirtschaftliche Schwäche des Kapi-
tals nach dem 2. Weltkrieg, Kapitalman-
gel, Besetzung Österreichs) zu.11 

Seitdem unternahm sie vor allem mit 
Hilfe der ÖIAG und den in ihre Organe 
gehievten Vertretern des in und auslän-
dischen Privatkapitals alles, um diese Un-
ternehmen und deren Wertschöpfung 
profitträchtig wieder in die Hände der 
Privatwirtschaft zu transferieren. 

Kein Ende

Der bis 2013 bestellte ÖIAG-Aufsichts-
ratschef, Vorstandsvorsitzende der MIBA 
AG und frühere Präsident der Industri-
ellenvereinigung, Peter Mitterbauer, hat 
schon ein halbes Jahr vor der National-
ratswahl 2006 klargestellt: »Eines wird es 
sicher nicht geben, egal wie die Wahlen 
im Herbst ausgehen, eine Rückkehr zu 
alten Verstaatlichten-Ideen.« Und er 
schlägt die ÖIAG für die Zukunft gleich 
als Privatisierungsagentur für Länder und 
Gemeinden vor.12 

In die gleiche Kerbe schlägt Veit Sor-
ger, Präsident der Industriellenvereini-
gung, früheres (bis April 2006) Aufsichts-
ratsmitglied der ÖIAG sowie zweiter stell-
vertretender Vorsitzender der Europapier 
AG, Aufsichtsratsvorsitzender der Mondi 
Business Paper AG, der Mondi Packaging 
AG und der Constantia Industries AG: 
»Ein Privatisierungsstopp auf Dauer wä-
re ein Rückschritt ... Ich gebe die Hoff-
nung nicht auf, dass es zu weiteren Pri-
vatisierungen zur gegebenen Zeit kom-
men wird.« 

Konkret bezeichnet Sorger weitere 
Privatisierungsschritte bei OMV, Post 
und ÖBB als wünschenswert und meint, 
dass es auch bei den Ländern noch sehr 
viel zu privatisieren gäbe: »Wenn ich an 
manche Banken und Energieunterneh-
men denke, da ist schon unternehme-
rische Phantasie drin.«13 

Dabei würden neue Vorhaben zur Pri-
vatisierung österreichischen öffentlichen 
Eigentums wiederum von Vertretern be-
trieben, die im ÖIAG-Aufsichtsrat dem 
in- aber auch ausländischen Privatkapital 
angehören, so z. B. Vertreter der deut-
schen Volkswagen AG, der Sappi Europe 
S.A., dem deutschen Energieriesen RWE, 
Daimler-Chrysler oder Magna Interna-

tional. Wenngleich es derzeit keinen 
 neuen ÖIAG-Auftrag gibt, wird im Hin-
tergrund an der weiteren Privatisierung 
der Telekom Austria, oder von Teilen von 
ihr, gebastelt. Lautete doch der ÖIAG-
Privatisierungsauftrag von ÖVP/FPÖ aus 
2003 für die Telekom Austria »bis zu 100 
Prozent« und ist die ÖVP heute ja nach 
wie vor, diesmal in einer SPÖ/ÖVP Re-
gierung, vertreten. 

Aber auch im Bereich der Infrastruk-
tur wird zum Beispiel eine Teilprivatisie-
rungen bei den ÖBB (z. B. Güterbereich) 
nach 2010, oder werden im Bereich des 
Straßenbaus (Asfinag) gemischte öffent-
lich-private Projekte nicht mehr ausge-
schlossen.14 

Düstere Prognosen

Die Arbeiterkammer befürchtet gar für 
die ÖBB für 2014 die Insolvenz, wenn 
es nicht zu einer raschen Lösung der pre-
kären finanziellen Situation kommt. An-
sonsten wären die ÖBB wegen der not-
wendigen Kosten für den Infrastruktur-
ausbau nämlich bis 2030 mit einer 
Überschuldung von 30 Milliarden Euro 
konfrontiert, was eben den Ruf nach Pri-
vatisierungen – ähnlich wie schon früher 
bei der Verstaatlichten oder bei der Post 
– laut werden ließe.15 

Für die AUA sehen gemäß einer 
 Online-Umfrage des Interessenverbands 
für Anleger (IVA) zwei Drittel der 
 Kleinanleger das wirtschaftliche Heil der 
AUA vorrangig in der Entmachtung  
des AUA-Betriebsrats, 52,1 Prozent  
sehen im Verkauf der AUA die beste 
 Lösung.14 

Nicht zu übersehen sind auch diverse 
Pläne für Teilprivatisierungen bzw. Pri-
vatisierungsbegehrlichkeiten im Bereich 
der Daseinsvorsorge wie etwa im Bereich 
von Wasser- (z. B. Kärnten) und Elektri-
zitätsversorgung (z. B. Estag, Steiermark; 
EAG, Oberösterreich). 

Schreiben Sie uns Ihre Meinung  

an den Autor

w.leisch@aon.at
oder die Redaktion

aw@oegb.at

K O N T A K T

10  siehe div. Rechnungshofberichte, www.rechnungshof.gv.at
11  siehe H. Tieber/R. Spitzer: Verstaatlichte Industrie. Was gesagt 

und was verschwiegen wird, Wien-München 1983
12  Kronen-Zeitung, 8. April 2006
13  Kronen-Zeitung, Wirtschafts-Magazin, 13. Jänner 2007
14  Kurier, 27. Juli 2007
15  Kurier, 20. Jänner 2007
16  APA, 12. Juli 2007

Mehr Infos: 

www.oiag.at
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{Manfred E. A. Schmutzer

Univ.-Prof. Dipl.-Ing. Dr. phil. Er war 
bis 2004 Vorstand des »Instituts für 

Technik und Gesellschaft«  
an der TU Wien und lehrt zurzeit  

an der TU Graz.

er neue Wissenschaftsminister 
spricht in letzter Zeit gerne von der 
notwendigen und anstehenden 

Evaluierung (Der Standard, 14. Mai 2007, 
Seite 7) des UG (Universitätsgesetz) 2002, 
wobei er nicht vergisst festzuhalten, dass 
es verschiedentlich notwendig sein dürfte, 
einige kleinere »Nachbesserungen« des 
Jahrhundertwerkes anzupeilen.

Diesbezüglich ist Bundesminister 
Hahn zuzustimmen, zu fragen bleibt al-
lerdings, wie »klein« oder »groß« solche 
Nachbesserungen ausfallen dürfen? Zwei-
fellos wird sich die letztgültige Antwort 
auf diese Frage aus mehreren Komponen-
ten zusammensetzen müssen, da es sich 
um komplexe Zusammenhänge handelt. 
Im Folgenden kann allerdings nur auf ei-
nige Aspekte eingegangen werden.

Nur wenig Positives

Das UG 2002 trat mit dem Anspruch an, 
überholte Strukturen an den Universi-
täten abzuschaffen und durch bessere zu 
ersetzen. Im Zuge dessen wurden grund-
legende Strukturen des UOG 1975 de-
montiert. In einer gewissen Hinsicht war 
dies ein löbliches Unterfangen. Die star-
re Bindung an politische Vorgaben etwa 
im Kontext von Studienplänen war längst 
überholt und reformbedürftig.

Einzelne Universitäten sollten z. B. 
alternative Lehr- und Forschungsbereiche 
entwickeln können, die, weil eben in 
einem Entwicklungsstadium, prinzipiell 
nicht gesetzlich festgeschrieben werden 

können. Das solcherart von einzelnen 
Universitäten angebotene »Menü« würde 
damit auch zugleich zu deren Visitenkar-
te und wie bei einem Restaurant zum 
Qualifikations- oder, um im Jargon zu 
bleiben, Evaluationskriterium. 

Es würde also einen Fortschritt dar-
stellen, wenn Universitäten und Fakul-
täten über ihre Ausrichtungen selbst ent-
scheiden können und deren Beurteilung 
dem Spiel von Angebot und Nachfrage 
unterwerfen. 

Diese Möglichkeit wird inzwischen 
durch den sogenannten »Bologna-Pro-
zess« kräftig konterkariert. 

Alles Gute kommt aus den USA?

Der Bologna-Prozess ist das Ergebnis ei-
ner Initiative einer Handvoll von euro-
päischen WissenschaftsministerInnen, 
die zwar wohlmeinend, aber kurzsichtig 
bemüht waren, das Hochschulwesen in 
Europa vergleichbar zu machen, um so 
zu erhöhter Mobilität, internationaler 
Wettbewerbsfähigkeit und flexibilisierter 
Berufsausübung über Ländergrenzen 
hinweg beizutragen. 

Allerdings ist diese zunächst positiv 
erscheinende Grundtendenz anscheinend 
keiner adäquaten Analyse unterzogen 
worden, sondern überwiegend nach dem 
schlichten Muster »alles Gute kommt aus 
den USA« (oder dem anglikanischen 
Raum) gestrickt worden. Ohne weitere 
Überlegungen wurde so deren dreistufiges 
Ausbildungssystem (Bachelor, Master, 

PhD) abgepaust, wobei z. B. die Diffe-
renzen in der vorausgehenden Schulaus-
bildung keine entsprechende Berücksich-
tigung fanden. 

Auch die Idee nach diesem Muster 
das Studium zu verkürzen, wurde aus 
überwiegend wirtschaftlichen Überle-
gungen kopiert, ohne zu bedenken, dass 
etwa in Österreich eine Matura annä-
hernd ähnliche Resultate zeigt wie ein BA 
in USA oder GB. 

Rückschritte

Die damit in diesem Umwandlungspro-
zess angesteuerte Verkürzung des Studi-
ums wurde nun im Sinn des UG den 
einzelnen Universitäten übertragen. 

Wiederum wurde dabei etwas ver-
gessen, nämlich dass solche Veränderungs-
prozesse nicht nur aus einer einzigen Po-
sition betrachtet werden dürfen. 

In dieser Hinsicht hat das UG aller-
dings mit fadenscheinigen Begründungen 
einen beachtlichen Schritt zurück getan, 
denn grundlegende Entscheidungen über 
Studienordnungen werden zwar heute 
nicht mehr im Parlament getroffen, aber 
von einem sehr kleinen Zirkel – ergo, nicht 
unähnlich der Situation vor 1975 – vor-
geblicher »Expertinnen« . Diese sind aller-
dings meistens nur VertreterInnen einsei-
tiger Interessen, die vor allem »ihre Inter-
essenschwerpunkte« durchsetzen wollen. 

Das gilt für Universitätsräte nicht we-
niger als für jenen kleinen Klüngel uni-
versitärer »Exekutive«, die dem beschluss-

Über Universitäten und Bildungspolitik
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fassenden Organ, dem Senat an den Uni-
versitäten, vorlegen, was sie zu beschlie-
ßen haben. 

Im Bereich der Universitäten erweist 
sich dieses System als Werkzeug engstir-
niger und einseitiger Interessendurchset-
zung, welches bereits heute zeigt, dass die 
ursprünglich oben angedeuteten Ziele in 
ihr Gegenteil verwandelt wurden: Die 
Mobilität der Studierenden nimmt ab 
statt zu, die Entwicklung eigener und so-
mit innovativer Interessenschwerpunkte 
unter den Studierenden wird durch zeit-
lichen Druck und Standardisierung be-
hindert, wenn nicht gar unterbunden, 
und die angestrebte Vergleichbarkeit der 
Studien nimmt aufgrund der durch den 
übertriebenen Wettbewerb forcierten 
Diversifizierung ab statt zu. 

Monokratische Universitäten

Die als Patentlösung im UG inthronisier-
ten »monokratischen Organe«, die in al-
len Entscheidungsgremien das Abstim-
mungsergebnis zumindest so lange be-
herrschen, solang nicht interne Macht- 
 kämpfe eine Öffnung erzwingen, sind 
– wie vorhersehbar gewesen wäre – über-
wiegend persönlichen Interessen ver-
pflichtet, egal, ob es sich dabei um eigene 
Forschungsaufträge oder Gutachten han-
delt oder um die Förderung vorgeblich 
selbstloser, nutzensmaximierender Spon-
soren. In Ermangelung einer durch das 
UG eliminierten Opposition werden 
 diese Interessen auch widerstandslos 
 umgesetzt. Anderes zu erwarten, wäre 
auch schlicht naiv.

Neue Vergaberichtlinien

Wissenschaftliches Engagement oder »for-
schende Neugierde« um der Sache willen 
sind an den heutigen Universitäten nur 
noch in mikroskopischen Quantitäten zu 
finden, dafür sorgten auch die diversen 
neu gestalteten Vergaberichtlinien wissen-
schaftlicher Fonds oder vergleichbarer 

Einrichtungen EU-weit. Deren Prinzipien 
wurden gleichfalls aus den USA »impor-
tiert« und entsprechen haargenau dem 
»neoliberalen« Credo, das rasche Profite 
einfordert. Forschungsthemen, wo sich 
nach ersten Anfangserfolgen Widerstände 
zeigen, werden in den Staaten gerne wie 
»heiße Kartoffel« in dem Augenblick fal-
lengelassen, wo sich auf einen neuen 
»Band Waggon« aufspringen lässt.

In absehbarer Zeit wird sich dieses 
Prinzip der Erzeugung von »Monokul-
turen« in negativer Weise unübersehbar 
bemerkbar machen, u. a. durch Mangel 
an spezifischen Fachkräften, die an neuen 
Themenstellungen arbeiten können. 

Ausbildungsdefizite

Universitäten, die sich den durch Bologna 
und UG untermauerten, vordergrün-
digen Nutzensvorstellungen in der Lehre 
unterwerfen, egal, ob es in der Form zeit-
lichen »Streamlinings« (schnell studieren) 
praktiziert wird oder in der Form eines 
gerade im Schwang befindlichen »Hypes« 
universitärer Studiengänge, bilden not-
wendig einseitig und engstirnig aus.1 

Dieser Einschränkung des Horizonts 
der AbsolventInnen, glaubt man heute 
durch die geniale Idee des »lebenslangen 
Lernens« begegnen zu können. Dass sol-
ches verordnetes »lebenslanges Verschu-
len« ein Unfug ist, war von Anfang an 
abzusehen, doch die »Macher« der Welt 
glaubten es besser zu wissen. Dabei sei 
der Unterschied zwischen »Lernen« und 
»Schule« betont. Selbst in jenen Berei-
chen, wo permanente Entwicklung zur 
Tagesordnung zählt und folglich 
 Flexibilität gleichfalls, wird inzwischen 
die Frage gestellt, »ob Weiterbildung die 
Lösung oder das Problem« darstellt. 

Sackgasse der Spezialisten

Denn, wie eine in der VDI-Zeitschrift 
»Technik in Bayern« (2/2007) publizierte 
Studie zeigt, herrscht allgemeine Ratlosig-
keit darüber, wie Weiterbildung effektiv 
betrieben werden kann, da offenkundig 
niemand weiß, in Hinblick worauf voraus-
schauend weitergebildet werden soll. Hier-

in manifestiert sich augenscheinlich das 
»Drama des Spezialisten« (ebd.) mit sei-
nem hohen Arbeitsplatzrisiko, das gleich 
in »mehreren Akten« dargeboten wird. In 
anderen Worten ein, an »Hypes« und 
»Streamlining« orientiertes Ausbildungs-
programm bedient zwar die momentanen 
Interessen der Wirtschaft, schafft aber zu-
gleich die zukünftigen Probleme, mit de-
nen sich in der Folge, nach dem Prinzip 
der Kosten- und Risikoauslagerung die 
Öffentlichkeit herumzuschlagen hat. 

Die zurzeit gängige Forderung, sol-
chen Defiziten mit erhöhten Einwande-
rungsquoten zu begegnen, beweist die 
Kurzsichtigkeit in der eigenen Planung, 
wie auch die Rücksichtslosigkeit gegen-
über jenen Ländern, die den »Brain-
drain« verkraften sollen.2

Öffentliche Interessen

Ob also eine derartige Universitätsreform, 
die solche Ergebnisse verspricht, im In-
teresse der Öffentlichkeit als zukunftswei-
send zu verstehen ist, darf angezweifelt 
werden. Wenn also das UG inklusive des 
Bologna-Prozesses evaluiert werden soll, 
was eine vorzügliche Idee ist, dann müss-
ten endlich auch die Interessen der Stu-
dierenden und der gesamten Öffentlichkeit 
berücksichtigt werden und von durchset-
zungskräftigen, »non-profit«-Interessen-
vertretungen vertreten werden. 

Denn eines ist gewiss: Die hier ange-
sprochenen Probleme sind nur die Spitze 
eines Eisbergs, aber ein Eisberg kommt 
selten allein. Außerdem gilt der aus den 
USA übertragene Slogan »Was gut ist für 
General Motors, ist gut für Amerika« weder 
auf der anderen Seite des Ozeans und schon 
gar nicht in Österreich, auch wenn in der 
Wirtschaftskammer und ähnlichen Inter-
essenvertretungen diese Formel gebets-
mühlenhaft ohne Unterlass vor laufenden 
Kameras heruntergebetet wird. 

Schreiben Sie uns Ihre Meinung  

an den Autor

mschmut@pop.tuwien.ac.at
oder die Redaktion

aw@oegb.at

K O N T A K T

Mehr Infos unter:

www.unigesetz.at

W E B L I N K S

1  Zu dieser Thematik siehe: »Ein Bachelor-Arzt? Niemals!«, Spiegel 

Online, Uni Spiegel, 18. Mai 2007
2  Diese Erfahrung hat Österreich vor Jahren ja selbst gemacht.
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esonders in der ersten Phase der 
heute von Wirtschaftskreisen als 
»Schuldenpolitik« schlecht gere-
deten Vollbeschäftigungspolitik 

der Ära Kreisky hielt sich die Zunahme 
der Arbeitslosigkeit im Vergleich zum eu-
ropäischen Durchschnitt in engen Gren-
zen. Zu Beginn der Neunzigerjahre – 
1992 – betrug die Arbeitslosenrate nach 
der Eurostat-Definition in Österreich 3,4 
Prozent, im EU-Durchschnitt hingegen 
fast neun Prozent. Besonders nach dem 
Antritt der »Wenderegierung« 2000, als 
die keynesianische Wirtschaftspolitik of-
fiziell verabschiedet wurde, hat sich die 
Arbeitsmarktlage in Österreich dem EU-
Durchschnitt immer mehr angenähert 
– 2005 war der Abstand der österrei-
chischen Arbeitslosenrate mit 5,2 Prozent 
zum EU-Durchschnitt mit 7,9 Prozent 
stark zusammengeschmolzen – ein Er-
gebnis der angeblich »hervorragenden« 
Wirtschaftsentwicklung in unserem 
Land, die von den Wählern allerdings 
nicht honoriert wurde.

Wichtigstes Regierungsziel

Erfreulicherweise hat die im Jänner 2007 
angetretene neue Bundesregierung die 

Wiedererreichung der Vollbeschäftigung 
zu ihrem wichtigsten Ziel erklärt, das sie 
möglichst noch bis zum regulären Ende 
der Legislaturperiode 2010 verwirklichen 
möchte. 

Mit dem noch vor einem Jahr in die-
ser Stärke nicht erwarteten Konjunktur-
aufschwung in Europa und in Österreich 
ist die Beschäftigung stark gestiegen und 
auch die Arbeitslosenrate fühlbar zurück-
gegangen. Wenn die Bad Ischler Dekla-
ration der Sozialpartner vom Oktober 
2006 die Erreichung der Vollbeschäfti-
gung bis 2016 als Ziel definierte, so er-
scheint sie aus heutiger Sicht – September 
2007 – manchen Politikern schon zum 
Greifen nahe zu sein und jedenfalls in-
nerhalb eines kürzeren Zeitraums reali-

sierbar. Spätestens an dieser Stelle stellt 
sich allerdings die Frage, unter welchen 
Bedingungen, vor allem: bei welchem 
Stand der Arbeitslosenrate man legitimer-
weise von Vollbeschäftigung sprechen 
kann. 

Besonders die Unternehmerseite hat 
es eilig mit Feststellungen, dass »der 
 Arbeitsmarkt leer gefegt sei«, oder damit, 
einen »Mangel an FacharbeiterInnen« zu 
beklagen. Aussagen des Wirtschafts-
ministers und des Sozialministers lassen 
die Absicht erkennen, die Vollbeschäfti-
gung bei einer Arbeitslosenrate von unter 
vier Prozent anzusetzen und die Errei-
chung des Zieles zu proklamieren, sobald 
bei der Arbeitslosenrate eine drei vor dem 
Komma steht.

In Österreich hat die Arbeitslosigkeit nie solche Dimensionen erreicht  
wie zumindest vorübergehend in fast allen Ländern der Europäischen Union  

seit dem Wachstumsknick 1975. 

Autor: Günther Chaloupek

 
Leiter der wirtschaftswissenschaftlichen 

Abteilung der AK Wien

Durchschnitt 1992–1996 2006
Belgien 8,9 8,2

Deutschland 7,8 8,4

Irland 13,9 4,4

Griechenland 8,8 8,9

Spanien 17,7 8,6

Frankreich 11,1 9,4

Italien 10,3 6,8

Luxemburg 2,7 4,7

Niederlande 6,2 3,9

Österreich 3,9 4,8

Portugal 6,3 7,7

Finnland 14,9 7,7

Dänemark 7,8 3,9

Schweden 8,5 7

Großbritannien 9,1 5,3

Eurozone .. 7,9
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Europäischer Vergleich

Als wichtigstes Argument wird der euro-
päische Vergleich angeführt, in dem Ös-
terreich seit seinem EU-Beitritt in der 
Rangliste der Arbeitslosenraten immer 
ganz oben rangiert hat (siehe Tabelle: 
»Arbeitslosenraten EU-15-Länder«). 

Diese Methode kann schon deswegen 
nicht überzeugen, da in einem Land nicht 
deswegen schon Vollbeschäftigung 
herrscht, weil seine Arbeitslosenrate deut-
lich unter einem Durchschnittwert liegt, 
der ein sehr hohes und daher unakzep-
tables Ausmaß an Arbeitslosigkeit anzeigt. 
Dazu kommt noch, dass das Vollbeschäf-
tigungsniveau nicht in allen EU-Mit-
gliedsländern beim selben Wert der Ar-
beitslosenrate liegt, sondern aus wirt-
schaftlichen, sozialen und politischen 
Gründen hier sicher Unterschiede zwi-
schen den Ländern anzunehmen sind. 

Entwicklung der Arbeitslosigkeit 

Einen wichtigen Anhaltspunkt dafür, wie 
niedrig die Arbeitslosenrate sein kann, 
bzw. wie hoch sie war, als in Österreich 
ein Zustand der Vollbeschäftigung ge-
herrscht hat, kann ein historischer Rück-
blick liefern. Dafür existiert keine Daten-
reihe nach den Definitionen von Euro-
stat, sondern nur für die in Österreich 
immer noch verwendete Definition der 
sog. »Registerarbeitslosigkeit«, also Ar-
beitslosigkeit in Prozent der unselbststän-
dig Erwerbstätigen nach den Meldungen 
beim Arbeitsmarktservice (früher Ar-
beitsamt). 

Zuerst fällt auf, dass die Arbeitslosen-
rate nach der in Österreich üblichen De-
finitionen im Jahr 2006 mit 6,8 Prozent 
nicht unwesentlich höher ist als nach der 
Eurostat-Definition mit 4,8 Prozent 
(über die verschiedenen Definitionen der 
Arbeitslosenrate, ihre Erhebung und ihre 
Berechnung siehe Kasten). Dies hat zum 
Teil rein rechnerische Gründe (die Selbst-
ständigen vergrößern in der Eurostatver-
sion den Nenner des Bruches), zum Teil 
aber auch materielle: Denn in der Eu-
rostatversion werden saisonale und ande-
re temporäre Beschäftigungslosigkeit 
nicht als Arbeitslosigkeit gewertet, wenn 
in dieser Zeit von den arbeitslosen Per-
sonen keine aktive Arbeitssuche betrieben 
wird. Weiters sind z. B. Arbeitslose, die 

erlaubterweise einer geringfügigen Be-
schäftigung nachgehen, nicht als Arbeits-
lose gewertet. Es zeigt sich schon an die-
ser Stelle, dass die Eurostat-Arbeitslosen-
rate weniger »streng« zählt, also im Ver-
hältnis zur Registerarbeitslosigkeit das 
Ausmaß unterschätzt (siehe Grafik: 
 »Arbeitslosenrate Österreich und EU-
15, 1980–2006«).

Österreichs Golden Age 

In der Zeit, wo Vollbeschäftigung und 
Wirtschaftswachstum unbestritten die 
obersten Zielsetzungen der Wirtschafts-
politik waren, nämlich in den drei Jahr-
zehnten nach dem Zweiten Weltkrieg, 
herrschte nach einer Faustregel des eng-
lischen Ökonomen Beveridge Vollbe-
schäftigung, sobald die Arbeitslosigkeit 
drei Prozent unterschreitet. Dies deshalb, 
weil auch bei guter Wirtschaftsentwick-
lung Veränderungen in der Branchen-
struktur und in der Regionalstruktur 
nicht ganz ohne vorübergehende Arbeits-
losigkeit vor sich gehen und bei Arbeits-
platzwechsel aus anderen Gründen eine 
geringe Sucharbeitslosigkeit in Kauf ge-
nommen werden muss. Wie die Grafik  
»Arbeitslosenrate nach AMS-Definiti-
on 1900–2006« zeigt, waren so inner-
halb von mehr als hundert Jahren etwa 
ein Viertel davon Jahre der Vollbeschäf-
tigung, der Großteil im Golden Age der 
Wirtschaftsgeschichte Österreichs von 
etwa 1960 bis knapp nach 1980. 

Daraus kann man einerseits den 
Schluss ziehen, dass ein gewisses, mehr 
oder weniger großes Ausmaß der Unter-
beschäftigung in einer Marktwirtschaft 
»normal« ist; andererseits aber auch, dass 
unter bestimmten Bedingungen ein Be-
schäftigungsniveau nachhaltig erreichbar 
ist, bei dem die Arbeitslosigkeit deutlich 
unter der derzeitigen liegt. Was vor 25 
Jahren möglich war, sollte wirtschaftspo-
litisch auch heute nicht völlig außer 
Reichweite liegen. Auch wenn die Regis-
terarbeitslosenrate in den nächsten Jahren 
unter sechs Prozent sinken sollte, hat Ös-
terreich damit noch lange nicht einen 
Zustand der Vollbeschäftigung erreicht. 

Leichter zu realisieren wäre das Drei-
Prozent-Ziel nach der Eurostat-Definiti-
on. Die Relation der beiden Arbeitslosen-
raten ist nicht stabil, 1986 und 1989 ent-
sprach eine Arbeitslosenrate von jeweils 
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Günther Chaloupek: 
Um den Aufschwung 
zu verlängern, bedarf 
es einer expansiven 
Wirtschaftspolitik.
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3,1 Prozent einer Registerarbeitslosenrate 
von ca. fünf Prozent – letzteres liegt er-
heblich über dem Vollbeschäftigungswert 
der Sechziger- und Siebzigerjahre. Drei 
Prozent würden gegenüber derzeit 4,3 Pro-
zent (Prognose 2007) eine fühlbare Ver-
besserung der Arbeitsmarktsituation an-
zeigen, aber keine Vollbeschäftigung – und 
daher erst recht nicht 3,9 Prozent.

Aspekte der Vollbeschäftigung

Nach etwa zehn Jahren mit für österrei-
chische Verhältnisse hoher Arbeitslosig-
keit mit fühlbaren Auswirkungen für die 
ArbeitnehmerInnen und für die ganze 
Bevölkerung stellt sich die Frage, inwie-
weit Veränderungen in der Wirtschafts-
struktur, in den Verhaltensweisen von 
Unternehmungen und Arbeitneh-
merInnen, in den Beschäftigungsformen, 
in der Qualifikationsstruktur der Arbeits-
kräfte etc., neue Tatsachen geschaffen ha-
ben, die für die zahlenmäßige Festlegung 
des Vollbeschäftigungszieles relevant 
sind. Immer wieder wird argumentiert, 
dass die Unternehmungen heute die Be-
schäftigung viel rascher an kurzfristige 
Schwankungen der Auftragslage anpas-
sen als vor 20 oder 30 Jahren, dass dafür 
auch Formen des Arbeitsverhältnisses zur 
Anwendung kommen, die früher keine 
Rolle gespielt haben (z. B. die Leiharbeit, 
die sog. »freien Dienstverträge«), dass die 
Gestaltung der Arbeitszeiten wesentlich 
flexibler geworden ist, und dass insgesamt 

aus diesen Änderungen im Durchschnitt 
ein höheres Maß an Fluktuation resul-
tiert, und dies auch in Zeiten guter Kon-
junktur zu einer höheren Arbeitslosenrate 
führt als wir bis in die Achtzigerjahre, als 
zuletzt Vollbeschäftigung herrschte, ge-
wohnt waren. Das erhöhte Ausmaß an 
Fluktuation kommt etwa in dem starken 
Anstieg der Zahl der jährlichen An- und 
Abmeldungen von Beschäftigungsver-
hältnissen oder der Zahl der von Arbeits-
losigkeit betroffenen Personen im Ver-
hältnis zum Beschäftigtenstand (2006: 
802.500 oder 25,4 Prozent, im Vergleich 
zu 627.000 oder 21,2 Prozent 1992 – für 

frühere Jahre gibt es diese Zahlen gar 
nicht) zum Ausdruck.

Zum Teil ist diese höhere Fluktuation 
sicherlich eine Konsequenz der gestiege-
nen bzw. nun schon längere Zeit andau-
ernden hohen Arbeitslosigkeit. Denn so-
lange die Arbeitslosigkeit hoch ist, gehen 
die Unternehmungen ein verhältnismä-
ßig geringes Risiko ein, einen zusätzlichen 
Arbeitskräftebedarf nicht durch Neuauf-
nahmen rasch decken zu können. Um-
gekehrt ist bei zunehmender Knappheit 
von Arbeitskräften das Risiko größer, dass 
bei steigender Auftragslage die zusätz-
lichen Arbeitskräfte nicht oder nur unter 
hohen Kosten auf dem Arbeitsmarkt zu 
bekommen sind – unter solchen Bedin-
gungen werden Unternehmungen aber 
weniger dazu geneigt sein, bei jedem 
 Auftragsrückgang gleich auch die Be-
schäftigung zu reduzieren, weil sie diese 
Arbeitskräfte möglicherweise bei Bedarf 
nicht wieder bekommen. Ein sinkendes 
Niveau der Arbeitslosigkeit in einem 
 längeren Konjunkturaufschwung hat als 
Sekundäreffekt auch eine Reduktion der 
fluktuationsbedingten Arbeitslosigkeit 
zur Folge. Es ist daher nicht von vorn-
herein einleuchtend, dass die Gewerk-
schaften sich damit begnügen sollen, ihr 
Vollbeschäftigungsziel bescheidener zu 
definieren.

Gewandelt hat sich ohne Zweifel auch 
das Meinungsklima. Markus Marterbau-
er hat in dem kürzlich in dieser Zeitschrift 
veröffentlichten Interview1 sehr treffend 
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festgestellt, dass früher Arbeitskräfte-
knappheit (= Vollbeschäftigung) als etwas 
sehr Positives galt, während heute schon 
bei bescheidenen Rückgängen der Ar-
beitslosenraten in den Medien sofort laut 
über FacharbeiterInnenmangel und Ar-
beitskräfteengpässe lamentiert wird. Als 
Konsequenz fordern die Unterneh-
merInnen und ihre politischen Vertrete-
rInnen dann eine Erleichterung des Zu-

ganges für AusländerInnen zum österrei-
chischen Arbeitsmarkt, um diesen Man-
gel zu beheben. Die Wahrnehmung und 
Widerspiegelung der – aus Arbeitneh-
merInnensicht erfreulichen – Zunahme 
der Arbeitskräfteknappheit spielt für die 
politischen Entscheidungen in dieser 
 Frage eine bedeutende Rolle. 

Wie die Erfahrungen aus der jüngsten 
Diskussion über FacharbeiterInnenman-
gel in der Metallindustrie zeigen, bringt 
die Bewilligung von zusätzlichen Kontin-
genten für die Beschäftigung von Arbeits-
kräften dort keine rasche Lösung, wo tat-
sächlich punktuell Mangel an gut quali-
fizierten Arbeitskräften herrscht. Nur 
durch vermehrte Anstrengungen bei Aus- 
und Weiterbildung kann hier das zusätz-
liche Angebot bereitgestellt werden. 

Migration hat zugenommen

Der wichtigste Grund dafür, warum 
heute die Vollbeschäftigung schwieriger zu 
erreichen ist als in den achtziger Jahren ist 
der Umstand, dass die Migration seit etwa 
zehn Jahren Dimensionen angenommen 
hat, die das Arbeitskräfteangebot jedes Jahr 
um ca. 0,5 Prozent zunehmen lassen. In 
den letzten Jahren kam der stärkste Zu-
strom aus Deutschland – eine Entwick-
lung, die beim EU-Beitritt Österreichs 
überhaupt nicht vorstellbar war. Zusam-
men mit zunehmenden Erwerbsquoten 
der inländischen Erwerbsbevölkerung 
führt dies zu einer Steigerung des Arbeits-
kräfteangebots, deren Absorption bereits 
ein BIP-Wachstum von 2,5 Prozent pro 
Jahr erfordert. Im Unterschied zu früheren 
Perioden ist nur noch ein geringer Teil der 
Zuwanderung kontrollierbar. Ab 2011 
wird auch der ungehinderte Zugang zum 
österreichischen Arbeitsmarkt den Arbeits-
kräften aus den Beitrittsländern2 offenste-
hen. Bis dahin sollten jedenfalls Beschrän-
kungen aufrecht bleiben – auch wenn die 
Arbeitslosenrate unter vier Prozent sinken 
sollte, denn dies bedeutet noch lange kei-
ne Vollbeschäftigung.

Bis auf Weiteres bleibt das Ziel der 
Vollbeschäftigung sehr ambitioniert. Ei-
ne Reduktion der Arbeitslosenrate nach 
Eurostat-Definition von derzeit 4,3 Pro-
zent auf drei Prozent würde zweifellos 
Österreich diesem Ziel schon recht nahe 
bringen. Inwieweit dies tatsächlich ge-
lingt, wird unter den gegebenen Bedin-

gungen vom Wirtschaftswachstum ab-
hängen bzw. vom Erfolg der Wirtschafts-
politik, dieses zu stimulieren.
Durch Wachstum mehr Beschäftigung 
wurde die grundlegende Leitvorstellung 
der Wirtschaftpolitik im Programm der 
seit Jahresbeginn amtierenden Bundesre-
gierung. In diesem Zusammenhang wird 
immer wieder eingewendet, dass Wachs-
tum nicht mehr genügend Beschäftigung 
schafft – Stichwort »jobless growth«. Es 
handelt sich bei dieser Behauptung aller-
dings um ein grobes Missverständnis. 
Tatsächlich war die Zunahme der Be-
schäftigung zuletzt auch bei relativ gerin-
gen Wachstumsraten erstaunlich groß – 
2005 bei zwei Prozent BIP-Wachstum 
stieg die Beschäftigung um ein Prozent, 
2006 bei 3,1 Prozent BIP-Wachstum um 
1,7 Prozent. Bei den derzeit gegebenen 
Zuwachsraten des Arbeitskräfteangebots 
sinkt die Arbeitslosenrate allerdings erst 
dann merklich, wenn das Wachstum über 
drei Prozent liegt. Eine fühlbare weitere 
Reduktion der Arbeitslosenrate würde 
daher eine Fortsetzung des gegenwärtigen 
Aufschwungs über mehrere Jahre – wie 
zuletzt 1988 bis 1992 – erfordern. 

Vollbeschäftigung nicht aufgeben

Um den gegenwärtigen Aufschwung 
zu verlängern, bedarf es einer expansiven 
Wirtschaftspolitik nicht nur auf natio-
nalstaatlicher, sondern vor allem auf eu-
ropäischer Ebene, die auf der Angebots- 
wie auf der Nachfrageseite das Wachstum 
fördert. Auch wenn es bis zum Ende dieses 
Jahrzehnts kaum gelingen wird, die Ar-
beitslosenrate auf drei Prozent herunter-
zudrücken, sollte das Ziel der Vollbeschäf-
tigung deswegen nicht aufgegeben wer-
den. Bei Knappheit an Arbeitskräften lebt 
es sich für die meisten Menschen besser, 
als wenn sie mit der ständigen Sorge um 
die Sicherheit ihres Arbeitsplatzes leben 
müssen.

Schreiben Sie uns Ihre Meinung  

an den Autor

guenther.chaloupek@akwien.at 
oder die Redaktion

aw@oegb.at
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Verschiedene Definitionen der 
Arbeitslosenrate

Die seit Jahrzehnten in Österreich in der öf-

fentlichen Diskussion verwendete Arbeits-

losenrate erfasst die vom Arbeitsmarktser-

vice erfassten Arbeitslosen (sogenannte 

»Registerarbeitslosigkeit«) und die sozial-

versicherungspflichtig unselbstständig Be-

schäftigten ohne geringfügig Beschäftigte, 

wobei sich die Rate ergibt aus: Arbeitslose 

dividiert durch Beschäftigte plus Arbeitslo-

se. Dies ist aber nur eine von vielen mög-

lichen Definitionen, da unterschiedlich de-

finiert werden kann, wer als »beschäftigt« 

und wer als »arbeitslos« gezählt wird. 

Rechnet man die Selbstständigen (388.000 

im Jahr 2006) zu den Beschäftigten dazu, so 

senkt dies statistisch die Arbeitslosenrate 

von 6,8 Prozent auf 6,1 Prozent. Die von Eu-

rostat verwendete Definition betrachtet aber 

jemanden nur dann als arbeitslos, wenn kon-

krete Suchaktivitäten gesetzt werden. Damit 

werden Personen mit Wiedereinstellungszu-

sage und viele Saisonarbeitslose nicht er-

fasst. Andererseits werden in der Eurostat-

Definition die geringfügig Beschäftigten zu 

den Beschäftigten gezählt, was den Nenner 

des Bruches vergrößert und damit die Ar-

beitslosenrate senkt. Aus diesen und wei-

teren Unterschieden in den Definitionen er-

gibt sich, dass die Arbeitslosenrate nach 

AMS-Definition erheblich höher ist als die 

Arbeitslosenrate nach Eurostat-Definition. 

Für Zwecke des internationalen Vergleichs 

sind aber die Eurostat-Arbeitslosenraten 

heranzuziehen, da diese am ehesten noch 

eine gewisse Einheitlichkeit in der Erfas-

sung gewährleisten.

I N F O R M A T I O N

1  Siehe »Es gibt Alternativen zum Neoliberalismus«. Interview mit 

Markus Marterbauer, in Arbeit&Wirtschaft Heft 6/2007, S. 24.
2 Für solche aus Bulgarien und Rumänien erst 2014.
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odelle der MitarbeiterInnen-
beteiligung erleben in Öster-
reich eine wellenförmige Ent-
wicklung mit steigender Ten-

denz und rücken durch die aktuelle Dis-
kussion nun wieder ins Zentrum des 
politischen Interesses. 

Erklärtes Ziel der ÖVP ist es, die Quote 
der Beschäftigten mit Beteiligung am Un-
ternehmen bis 2010 von sechs auf zwölf 
Prozent zu erhöhen. Bislang werden Be-
teiligungsmodelle vorwiegend bei größeren 
(oft börsennotierten) Aktiengesellschaften 
angeboten, da hier sowohl das Gesell-
schaftsrecht als auch das Steuerrecht rela-
tiv klare und transparente Regelungen 
vorsehen. Beteiligungsmodelle bei Klein- 
und Mittelbetrieben hingegen sind in der 
Praxis kompliziert.

Als Rechtsgrundlagen für die Einfüh-
rung von Beteiligungsmodellen kom-
men der Arbeitsvertrag, der Kollektiv-
vertrag (§ 2 Abs 2 Z 2 ArbVG – »In-
haltsnormen«) und die Betriebsverein-
barung in Betracht. § 97 Abs 1 Z 16 
ArbVG gibt BetriebsinhaberIn und Be-
triebsrat aber nur die Möglichkeit, im 
Rahmen einer freiwilligen Betriebsver-
einbarung »Systeme der Gewinnbeteili-
gung« festzulegen. In einer Betriebsver-
einbarung ist daher eine Bezugnahme 

auf andere betriebswirtschaftliche Kenn-
zahlen (z. B. Umsatz, Zahl von Ge-
schäftsabwicklungen) oder eine Rege-
lung über sonstige Beteiligungen am 
Unternehmen nicht möglich. Weiters ist 
festzuhalten, dass den Unternehmen 
durch derartige Modelle immer zusätz-
liche Kosten entstehen. 

Will man daher die Zahl jener Ar-
beitnehmerInnen, die von Beteiligungs-
modellen profitieren, erhöhen, so kann 
dies langfristig wohl nur zulasten der 
 »regulären« kollektivvertraglichen Lohn-
erhöhungen gehen, womit der Gewinn 
der ArbeitgeberInnen zu einem immer 
wichtigeren, aber unsicheren Faktor des 
zu erwartenden Lohns für die Arbeit-
nehmerInnen werden würde. 

Sozialversicherungspflichtig

Grundsätzlich stehen als Beteiligungsmo-
delle zwei Varianten zur Verfügung: Die 
Beschäftigten werden entweder am Erfolg 
(Gewinn oder ähnliche Kennzahl) oder 
am Kapital, also an der Substanz des Un-
ternehmens, beteiligt.
Bei der Erfolgsbeteiligung erhalten die 
Beschäftigten neben ihrem fixen Entgelt 
zusätzliche Einkommenselemente, die 
von der Erreichung gewisser Unterneh-

menskennzahlen abhängig sind. Erfolgs-
abhängige Prämien müssen daher als 
sonstige Bezüge gemäß § 67 EStG ver-
steuert werden. Ebenso sind sie unter 
dem weiten Entgeltbegriff des § 49 ASVG 
zu subsumieren und damit sozialversiche-
rungspflichtig. Gleichzeitig erhöhen sie 
arbeits- und sozialrechtliche Bemessungs-
grundlagen (etwa die der Abfertigung, 
der Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall 
oder des Arbeitslosengeldes).

Die häufigste Form der Erfolgsbetei-
ligung ist die Gewinnbeteiligung. Diese 
wirft allerdings Probleme auf: Einerseits 
gibt es rechtlich keinen einheitlichen 
 Gewinnbegriff und andererseits erzie- 
len bei Weitem nicht alle Arbeitgebe-
rInnen Gewinn bzw. sind ganze Bran-
chen (und freilich auch die öffentliche 
Verwaltung) überhaupt nicht auf Ge-
winn ausgerichtet. Außerdem ist es für 
ArbeitnehmerInnen oft schwierig, Zu-
gang zu den Unternehmenskennzahlen 
zu erhalten, überhaupt haben Unterneh-
merInnen bei der Gestaltung des Ge-
winns einen nicht unerheblichen Spiel-
raum. Es wird außerdem angenommen, 
dass etwa die Hälfte aller Erwerbstätigen 
mangels Vorhandensein von Unterneh-
mensgewinnen niemals an solchen par-
tizipieren könnten. 

Aufgrund rechtlicher und tatsächlicher Schwierigkeiten können bei weitem nicht 
alle ArbeitnehmerInnen von Beteiligungsmodellen profitieren, außerdem ist deren 

volkswirtschaftlicher Nutzen zweifelhaft.

Christoph Herzeg

Mag., Wissenschaftlicher 
Mitarbeiter, Institut für 
Arbeits- und Sozialrecht, 
Karl-Franzens- 
Universität Graz

Stefan Greimel

MMag., Wissenschaftlicher 
Mitarbeiter, Institut für 

öffentliches Recht , 
Karl-Franzens- 

Universität Graz
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Kapitalbeteiligungen basieren auf ei-
ner Kapitaleinlage; die Beschäftigten sind 
also direkt oder indirekt am Unterneh-
men beteiligt. Relativ einfach ist die Si-
tuation bei Aktiengesellschaften: Hier 
können (vergünstigte) Aktien an Mitar-
beiterInnen ausgegeben werden. Kommt 
es zu einer unentgeltlichen oder verbil-
ligten Abgabe von Kapitalanteilen (»zwei 
für drei«), so sind diese Vorteile gemäß  
§ 3 Abs 1 Z 15 lit b EStG bis zu einem 
gewissen Freibetrag steuerfrei. Seit dem 
Inkrafttreten des Kapitalmarktoffensive-
Gesetzes ist jeder derartige Vorteil weiters 
von der sozialrechtlichen Beitragspflicht 
ausgenommen. Dividenden aus Aktien 
wiederum unterliegen gemäß § 93 EStG 
der Kapitalertragsteuer, sind damit aber 
endbesteuert. Arbeitsrechtlich werden 
Zuwendungen aus Kapitalbeteiligungen 
– im Gegensatz zu »normalen« Entgelt-
erhöhungen – weder in die Beendigungs-
ansprüche (etwa Abfertigung, Kündi-
gungsentschädigung) noch in die Bemes-
sungsgrundlage für Entgeltfortzahlungs- 
ansprüche einbezogen (§ 2a AVRAG).

Schwieriger ist die Situation  
bei einer GmbH, da gemäß § 76 Abs 2 
GmbHG jede Übertragung von Ge-
schäftsanteilen eines Notariatsaktes be-
darf. Aufgrund der Vielzahl der notwen-
digen Transaktionen ist eine unmittelbare 
Beteiligung der ArbeitnehmerInnen an 
einer GmbH unpraktikabel, auch wenn 
man bedenkt, dass die Durchschnittsdau-
er von Arbeitsverhältnissen zum/r selben 
ArbeitgeberIn stetig im Sinken begriffen 
ist. Für Personengesellschaften ist eine 
stille Gesellschaft die einzige sinnvolle 
Form der Kapitalbeteiligung, da Arbeit-
nehmerInnen bei direkter Beteiligung in 
der Regel ihre Stellung als Arbeitneh-
merInnen und damit den Schutz des Ar-
beitsrechts verlieren würden. Geht man 
davon aus, dass es in Österreich »nur« et-
wa 2000 Aktiengesellschaften gibt, zeigt 
sich, dass unkomplizierte Kapitalbeteili-
gungsmodelle nur für wenige Arbeitge-
berInnen in Betracht kommen.

Bei einer Forcierung von Erfolgs- und 
Kapitalbeteiligungsmodellen müssten 
darüber hinaus die Mitspracherechte der 
ArbeitnehmervertreterInnen massiv aus-
geweitet werden, schließlich würden die 
Beschäftigten doch teilweise zu »Unter-
nehmerInnen«. Wenn ein Teil der Löhne 

der ArbeitnehmerInnen direkt vom wirt-
schaftlichen Schicksal der Arbeitgebe-
rInnen abhängt, muss ihnen daher auch 
das entsprechende Instrumentarium zur 
Verfügung gestellt werden, um diese Grö-
ße maßgeblich beeinflussen zu können. 
Einen Beitrag dazu kann sicher die eigene 
Arbeitsleistung darstellen, größere Bedeu-
tung kommt aber etwa der Preis-, Pro-
dukt- und Distributionspolitik zu. Also 
Bereiche, die Unternehmer wohl zu ihren 
ureigensten zählen. Es darf daher zumin-
dest bezweifelt werden, dass die Arbeitge-
berInnen hier zur Einräumung notwen-
diger Mitspracherechte bereit sind. 

ArbeitnehmerInnen tragen Risiko

Kritisch zu betrachten ist in diesem Zu-
sammenhang auch das Risiko, das Arbeit-
nehmerInnen in Verlustzeiten bzw. bei 
sinkenden Börsenkursen eingehen. In 
diesem Fall würde zu der Gefahr des Ver-
lustes des Arbeitsplatzes auch das Risiko 
hinzutreten, dass unselbstständige Be-
schäftige (wesentlich) niedrigere Löhne 
als in vergangenen Perioden ausgezahlt 
bekommen bzw. Unternehmensanteile 
beträchtlich an Wert verlieren. Hinzu 
kommt, dass die Frage, ob Arbeitneh-
merInnen auch an Verlusten »beteiligt« 
werden sollten, nicht geklärt ist. 

Dieser Gedanke erscheint zwar zu-
nächst abwegig, (zumindest zeitweilige) 
Einbußen sind bei einer Kapitalbeteili-
gung in Form eines sinkenden Aktien-
kurses des Unternehmens aber keinesfalls 
ausgeschlossen. Eine wesentliche Beteili-
gung der MitarbeiterInnen an der Ent-
wicklung des Unternehmenserfolges wür-
de daher wohl auch dem Gebot einer 
möglichst breiten Risikostreuung wider-
sprechen. 

In diesem Zusammenhang sei nur auf 
Fälle wie Enron oder Worldcom verwie-
sen, wo ArbeitnehmerInnen nach der In-
solvenz der Unternehmen nicht nur ihren 
Arbeitsplatz verloren haben, sondern auch 
einen, teilweise beträchtlichen, Teil ihres 
Vermögens, weil sie etwa zu Zwecken der 
Pensionsvorsorge Kapitalanteile an den 
Unternehmen (die nach der Insolvenz 
faktisch wertlos waren) besaßen. Bei bei-
den Beteiligungsformen ist der soge-
nannte arbeitsrechtliche Gleichbehand-
lungsgrundsatz zu beachten. 

Das bedeutet, dass ein/e ArbeitgeberIn 
nicht willkürlich bestimmte Arbeitnehme-
rInnen von derartigen Modellen ausneh-
men oder sie diesbezüglich schlechter stel-
len darf. 

Gleichheitsgrundsatz beachten

Selbstverständlich darf es durch das Ein-
räumen einer MitarbeiterInnenbeteilung 
auch keinesfalls zu einer Entlohnung un-
ter dem Kollektivvertrag kommen. In die-
sem Fall würde der Mindestlohn zustehen, 
und ArbeitnehmerInnen könnten darüber 
hinaus ihre Ansprüche aus der Mitarbei-
terInnenbeteiligung gerichtlich geltend 
machen. 

Abgesehen von praktischen und recht-
lichen Schwierigkeiten bei der Umsetzung 
von MitarbeiterInnenbeteiligungsmodel-
len ist es fraglich, ob deren Forcierung aus 
volkswirtschaftlicher Sicht überhaupt 
wünschenswert ist: Während in Zeiten der 
Hochkonjunktur die Ausschüttung hoher 
Gewinnbeteiligungen für breite Bevölke-
rungsschichten zusätzlich stimulierend für 
die Wirtschaft wirkt (und so unter Um-
ständen die Inflation »anheizt«), käme es 
in Phasen konjunktureller Schwächen zu 
Lohneinbußen der Beschäftigten, die ein 
ohnehin geringes Wachstum noch zusätz-
lich dämpfen würden. 

Keine antizyklischen Anreize

Nicht zu verachten dürfte in diesem 
 Zusammenhang auch der negative psy-
chologische Effekt der zunehmenden 
Verunsicherung der ArbeitnehmerInnen 
und KonsumentInnen sein, den das auf 
die Binnennachfrage haben dürfte. Ab-
schließend betrachtet ist wohl davon aus-
zugehen, dass die von Beteiligungsmo-
dellen profitierenden ArbeitnehmerInnen 
auch in Zukunft eine Minderheit darstel-
len werden.



Deutschlands Parade-Feministin lockte mehr als 700 Menschen ins AK-Bildungszentrum
ehen Sie auch zur Frau Schwarzer?« 
Gleich zehn junge Mädchen, An-
fang 20, mit Haartracht vom bra-

ven Blond bis zum wilden Pink, stiegen 
aus dem Bus aus und machten sich auf 
den Weg ins AK-Bildungszentrum. Die 
Wiener Arbeiterkammer und der Falter 
hatten die wohl berühmteste Feministin 
des deutschsprachigen Raums zum Stadt-
gespräch eingeladen. Ausgerechnet am 
27. September, dem Equal Pay Day, also 
dem Tag, ab dem die Frauen in Österreich 
für den Rest dieses Jahres quasi gratis ar-
beiten, rechnet man den durchschnitt-
lichen Einkommensunterschied zwischen 
Frauen und Männern – in Österreich laut 
EU-Berechnungen 26,4 Prozent – auf 
Arbeitstage um. 

Alice Schwarzer erwies sich als echtes 
Zugpferd, mehr als 700 Menschen, Frau-
en und auch viele Männer, wollten die 
EMMA-Herausgeberin im Gespräch mit 

Peter Huemer erleben. Weil gar nicht al-
le im großen Saal Platz hatten, eröffneten 
die Veranstalter eine Außenstelle samt 
Vidi-Wall im Cafe des Bildungszentrums. 
Frau Schwarzer ließ es sich nicht nehmen, 
ihre Fans dort persönlich zu begrüßen.

»Tabus im Denken, kann man sich 
schenken«, mit diesem Zitat von Elfriede 
leitete GPA-Bundesgeschäftsführerin 
Dwora Stein den Abend ein. Und »die 
Schwarzer« bewies, dass es für sie noch 
immer keine solchen Tabus gibt. Auch 
wenn der Feminismus, für den sie seit 
mehr als 30 Jahren kämpft, mittlerweile 
in der Mitte der Gesellschaft angekom-
men ist. Mittlerweile gibt es einige Kin-
derwagen schiebende Väter, die Alice 
Schwarzer auf der Straße stolz anschauen, 
schmunzelt sie: »Der denkt sich dann, 
Glück gehabt, Schwarzer getroffen. Und 
ich lächle zurück.« Aber die Themen ge-
hen der Journalistin und Autorin noch 

lange nicht aus. In ihrem neuen Buch 
»Die Antwort« macht sie sich Gedanken 
über, Pornographie und Prostitution, Is-
lamismus und Kopftücher. Noch zwei 
Stunden nach Ende der Veranstaltung 
wurde im AK-Bildungszentrum heftig 
diskutiert. Und Alice Schwarzer signierte 
immer noch Bücher und Ausgaben ihrer 
Zeitschrift »Emma«. In der Schlange war-
tete ein Mädchen mit pinken Haaren. 
Der Feminismus lebt.

Alice Schwarzer

Die Antwort
ISBN: 978-3462037739

Kiepenheuer & Witsch

208 Seiten, 

Gebunden,

Euro 18,40
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Der Zustrom war so groß, dass eine 
 Aussenstelle im Café des Hauses  
eröffnet wurde. Per Video war das 
 buntgemischte Publikum live dabei.

Ein gelungener Abend: 
Der ehemalige Club2- und jetzige 

 Stadtgespräch-Moderator Peter Huemer, 
GPA-Bundesgeschäftsführerin  

Dwora Stein, Alice Schwarzer und  
AK-Direktor Werner Muhm.

Viele waren neugierig auf Alice Schwarzers Antwort. Alice Schwarzer: In der Mitte angekommen.
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rauen hätten ja heutzutage alle Mög-
lichkeiten, sie nutzen sie bloß nicht 
– lautet nach wie vor ein gerne ge-

pflegtes Vorurteil. Dem wollte die Fach-
hochschule (FH) Campus Wien etwas 
entgegensetzen und startete vor zwei Jah-
ren das Projekt »Die Technik ist weiblich«. 
»Neben allgemeinen Faktoren, wie den 
kaum zu übersehenden Fachkräftemangel 
oder der wachsenden Bedeutung der so-
zialen Komponente auch in technischen 
Berufen, braucht es Projekte wie unseres, 
die bei der Sozialisation von Schülerinnen 
in den Schulen ansetzen«, erklärte Pro-
jektleiterin Ulrike Alker bei der Abschluss-
veranstaltung Ende September. Bei einer 
Podiumsdiskussion anlässlich des Projekt-
abschlusses nahmen neben Alker, die 
Gender-Mainstreaming- und Diversity-
Management-Beauftragte der FH Cam-
pus Wien ist, hochkarätige Expertinnen 
teil: Wirtschaftsforscherin Gudrun Biffl 
(WIFO), Kommunikationsberaterin In-

grid Mylena Kösten, Erika Jungmayer, 
Absolventin des Diplomstudiums »Infor-
mationstechnologie und Telekommuni-
kation« und IT-Spezialistin, sowie Ursula 
Pasero, Leiterin Gender Research Group, 
Institut für Sozialwissenschaften, Chris-
tian-Albrechts-Universität, Kiel.

»Reines Technikwissen reicht nicht 
mehr. Gefordert ist eine über die Fach-
kompetenz hinausgehende Qualifikati-
on: Sozial- und Gender-Kompetenz«, 
sieht Ursula Pasero in naher Zukunft bes-
sere Chancen für Frauen in ihrem Im-
pulsreferat. Denn viele Männer haben 
einen Nachholbedarf beim Erwerb dieser 
Fähigkeiten. Frauen hingegen werden zu-
nehmend motiviert, eine Technik-Karri-
ere einzuschlagen. Allerdings, so Pasero 
weiter, ist der Anteil von Frauen in na-
turwissenschaftlichen Berufen nach wie 
vor zu gering. Zwar seien viele neue Bi-
ologInnen weiblich. Frauen besetzen im-
mer öfter das Feld der Gen- und Biotech-

nologie und auch der Anteil an Chemie- 
und Mathematik-Studentinnen sei im 
Steigen, aber noch immer entscheiden 
sich relativ wenig junge Frauen für ein 
Studium der Physik oder Informatik. 

Immerhin konnte aber der Anteil der 
weiblichen FH-Studierenden im Bereich 
Technik und Ingenieurwissenschaften 
laut statistischem Jahrbuch Österreich 
2006 zwischen 1998/99 und 2005/06 
nahezu verdoppelt werden, lag damit im 
Vorjahr dennoch erst bei 20,2 Prozent. 
Dem versuchte die FH Campus Wien  
in den letzten beiden Jahren mit zahl-
reichen Beratungs- und Infoangeboten 
für 18 kooperierende AHS und BHS ent-
gegenzuwirken.

Erika Jungmayer, Absolventin des 
FH-Studiums »Informationstechnolo-
gien und Telekommunikation«, berich-
tete bei der Podiumsdiskussion, sie habe 
bei IBM keine »geschlossene Techniker-
gesellschaft« vorgefunden. Trotz positiver 
Erfahrungen dieser Art müssten Absol-
ventInnen technischer Studienrichtungen 
laut Pasero am Arbeitsmarkt insgesamt 
noch immer mit einem – im Vergleich zu 
Männern – höherem Risiko der Arbeits-
losigkeit, Arbeit in berufsfremden Berei-
chen und Einkommensunterschieden 
rechnen. Ulrike Alker, Projektleiterin von 
»Die Technik ist weiblich«, wünscht sich 
abschließend, dass Schulen dafür zukünf-
tig mehr Ressourcen zur Verfügung ha-
ben. »Es ist unser Ziel, mehr Frauen für 
technische Berufe – mit Karriereperspek-
tiven und Aufstiegschancen – zu moti-
vieren. Wenn das erreicht ist, ist beson-
ders darauf zu achten, dass gleiche Bezah-
lung für gleichwertige Arbeit gewährleis-
tet ist.« 

Mehr Informationen über »Die 
 Technik ist weiblich« und über das Stu-
dienangebot im Bereich Technik und 
Management an der FH Campus Wien 
auf www.die-technik-ist-weiblich.at und  
www.fh-campuswien.ac.at. Dort finden  
Sie auch einen gendergerechten Sprach-
leitfaden der FH Campus Wien zum 
Download. Katharina Klee

Die FH Campus Wien hat in den letzten zwei Jahren 3100 Schülerinnen über Ausbildung, Tätigkeitsfelder 
und neue Karrieremöglichkeiten im Bereich Technik und Naturwissenschaften informiert. Jetzt wurde das 
Projekt abgeschlossen.

Gender-Expertin Ursula Pasero: »Reines Technikwissen reicht nicht mehr.«
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orweg: Es gibt nicht das Konzept 
von Flexicurity im Sinne einer 
Einheitslösung für alle Arbeits-
märkte. Vielmehr wird ein 

Gleichgewicht von Sicherheit und Flexi-
bilität von den jeweiligen Vorausset-
zungen der (nationalen) Arbeitsmärkte, 
den wirtschaftlichen Strukturen sowie 
nicht zuletzt der Stärke des sozialen Dia-
logs in einem Mitgliedsstaat abhängen. 
Dennoch versucht die Kommission in 
ihrer Mitteilung1 auch inhaltliche Vorga-
ben herauszuarbeiten, die bei der Gestal-
tung der nationalen Politik zukünftig be-
rücksichtigt werden sollen. Und genau 
hier liegen auch aus Sicht der Arbeitneh-
merInnen Herausforderungen und Ge-
fahren des Konzepts: Denn in welcher 
Weise soll »Flexicurity« nun verstanden 
werden – als umfassende Strategie, die 
den Aspekt sozialer Sicherheit gleichbe-
rechtigt beinhaltet, oder doch nur als ein 
weiteres neoliberales Deregulierungsins-
trument?

Die politische Debatte wurde maßge-
bend von den Reformen in Dänemark 
und den Niederlanden in den 1990er Jah-
ren stimuliert. In den Niederlanden be-
deutete Flexicurity vor allem die Förde-
rung atypischer und flexibler Beschäfti-
gungsformen. Gleichzeitig wurden diese 
flexiblen Arbeitsformen jedoch konven-
tionellen Arbeitsverhältnissen rechtlich 
weitgehend gleichgestellt, sowohl hin-
sichtlich der Arbeitsbedingungen als auch 
der sozialen Sicherungssysteme. Tatsäch-
lich führten die Reformen in den Nieder-
landen seit Mitte der 1990er Jahre zu 
einem deutlichen Rückgang der Arbeits-

losigkeit und zu einer Steigerung der 
 Beschäftigungsquoten (siehe Grafik: 
»Beschäftigungsquote insgesamt«). 
Dennoch relativieren sich die angeblichen 
Erfolge der Flexibilisierung bei genauerem 
Hinsehen ganz erheblich: Sie basieren in 
den Niederlanden hauptsächlich auf einer 
Ausweitung der Teilzeitbeschäftigung, die 
gegenwärtig fast 50 Prozent der gesamten 
Arbeitsverhältnisse ausmacht. Rechnet 
man die Beschäftigungsquoten in Vollzeit-
äquivalente um, sind die Ergebnisse ver-
blüffend gegensätzlich: Dann liegen die 
Beschäftigungsquoten der Niederlande 
gleichauf mit jenen Deutschlands.2 Das 

Bereits seit Jahren wird ein neues Gleichgewicht  
von Flexibilität und Sicherheit für die europäischen Arbeitsmärkte diskutiert. 

Nun bekommt die Debatte konkrete politische Züge. 

Autor: Oliver Röpke

 
Experte für europäische Sozialpolitik im  

ÖGB-Europabüro in Brüssel

1  Mitteilung der Kommission vom 4. Juli 2007: Gemeinsame Grund-

sätze für den Flexicurity-Ansatz herausarbeiten: Mehr und bes-

sere Arbeitsplätze durch Flexibilität und Sicherheit, KOM(2007) 

359 endgültig.
2  Vergleiche Maarten Keune/Maria Jepsen, Not balanced and hardly new: 

the European Commission´s quest for flexicurity, Brüssel 2007.
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heißt: Das angebliche Flexicurity-Wun-
derland hat insgesamt keine bessere Be-
schäftigungsperformance als der angeb-
lich verkrustete und unflexible deutsche 
Arbeitsmarkt! Bei einer Umrechnung in 
Vollzeitstellen werden die niederlän-
dischen Beschäftigungsquoten von Län-
dern wie Spanien, Frankreich oder Grie-
chenland sogar noch übertroffen.

In Dänemark basiert der Flexicurity-
 Ansatz eher auf flexiblen Standardar-
beitsverhältnissen mit geringem Kündi-
gungsschutz, hohen Sozialleistungen bei 
Arbeitslosigkeit sowie einer aktiven 
 Arbeitsmarktpolitik im Sinne eines »För-
derns und Forderns«. So genießen dä-
nische ArbeitnehmerInnen eine hohe 
Einkommenssicherheit im Falle eines 
 Arbeitsplatzverlustes (bis zu 90 Prozent 
Nettoersatzrate, die allerdings betragsmä-
ßig begrenzt ist). Intensive Weiterbil-
dungsmaßnahmen einerseits, und strikte 
Vorgaben für Arbeitslose zur raschen 
 Reintegration in den regulären Arbeits-
markt andererseits sind ebenfalls charak-
teristisch für das dänische Modell. Den-
noch werden die dänischen Reformen 
von ArbeitgeberInnenverbänden häufig 
verkürzt dargestellt: Es handelt sich eben 
nicht um ein schlichtes Deregulierungs-
programm. 

Neben hohen Sozialleistungen basie-
ren sie auf einer starken Stellung der Kol-
lektivvertragspartner, die traditionell ei-
nen Großteil der sozialpolitischen Rege-
lungen über Tarifverträge gestalten. Mit 
anderen Worten: Das häufige Fehlen ge-
setzlicher Mindeststandards in Dänemark 
bedeutet nicht, dass diese gar nicht exis-
tieren. Schließlich darf nicht verschwie-
gen werden, dass die Besteuerung in 
Dänemark relativ hoch ist, sodass auch 
die Einkommensunterschiede (nach 
Steuern) vergleichsweise gering ausfallen, 
wie auch die Differenz zwischen Löhnen 
und Arbeitslosengeld. Die gerühmte dä-
nische Beschäftigungssicherheit, also das 
relativ einfache und rasche Finden eines 
neuen Arbeitsplatzes, ist ebenfalls kein 
reines Ergebnis der Flexicurity-Politik, 
sondern wird maßgeblich von wirtschafts-
politischen Rahmenbedingungen beein-
flusst. Am Rande sei bemerkt, dass Däne-
mark als Musterbeispiel für funktionie-
rende Flexicurity mit über 50 Prozent 
eine der höchsten Staatsquoten in der EU 
aufweist. Diese Aspekte müssen bei einer 

fairen Gesamtbeurteilung verschiedener 
nationaler Systeme stets mitberücksich-
tigt werden, andernfalls droht eine Ver-
kürzung der Sichtweise auf reine Dere-
gulierungsmaßnahmen wie den Abbau 
des Kündigungsschutzes zulasten der Be-
schäftigten.

Flexicurity als Kernelement

Vor allem unter der österreichischen Prä-
sidentschaft im ersten Halbjahr 2006 
wurde die Debatte um Flexicurity inten-
siviert. Die Arbeits- und Sozialministe-
rInnen der EU berieten im Jänner 2006 
dieses Thema ausführlich bei ihrem in-
formellen Rat in Villach. Schon damals 
wurde Einvernehmen über die Grund-
these hergestellt, dass eine entsprechende 
soziale Sicherung eine wesentliche 
Grundvoraussetzung für Flexibilität auf 
den Arbeitsmärkten darstellt. Minister 
Martin Bartenstein ließ bereits vor über 
zwei Jahren im Vorfeld des österrei-
chischen EU-Ratsvorsitzes verlauten, er 
wolle Flexicurity zu einer EU-Priorität 
machen.3 Angesichts der Erfahrungen 
mit der Sozialpolitik der damaligen Bun-
desregierung musste diese Ankündigung 
von den ArbeitnehmerInnen eher als 
Drohung aufgefasst werden.

Nach einer Reihe von Veranstaltun-
gen, Debatten und dem Bericht einer 
Expertengruppe brachte die Kommission 
nun die Mitteilung zu Flexicurity heraus. 
Sie analysiert zunächst die Veränderungen 
durch Globalisierung und Wandel für die 
europäischen BürgerInnen. Ähnlich wie 
im Grünbuch Arbeitsrecht im November 
2006 wird die zunehmende »Segmentie-
rung« der Arbeitsmärkte in vielen Län-
dern beklagt, in denen sowohl »verhält-
nismäßig geschützte« als auch unge-
schützte Beschäftigte koexistieren (soge-
nannte »Insider« und Outsider«). Ge-
meint ist damit die Zunahme der aty-
pischen Beschäftigungsformen und damit 
zusammenhängend der rasante Anstieg 
prekärer Arbeitsverhältnisse in vielen Mit-
gliedsstaaten. Hingegen wird es immer 
schwieriger, einen unbefristeten regulären 
»Standardarbeitsvertrag« zu erhalten. Er-
klärtes Ziel der Kommission ist der Ab-
bau »segmentierter Arbeitsmärkte und 
unsicherer Arbeitsplätze« – doch die von 

der Kommission vorgeschlagenen Wege 
sind durchaus nicht unproblematisch.

In der Mitteilung wird die Wichtig-
keit erfolgreicher »Übergänge« in allen 
Lebensabschnitten betont – von der 
Schule ins Arbeitsleben, von einem Ar-
beitsplatz zum nächsten oder von der Ar-
beitslosigkeit in Beschäftigung. Die Kom-
mission geht von der These aus, dass 
durch Flexicurity ein hohes Maß an Be-
schäftigungssicherheit für die Arbeitneh-
merInnen in der EU gewährleistet werden 3  APA-Meldung vom 21. August 2005.
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Oliver Röpke: Beschäftigungs-
sicherheit kann nicht allein 
durch Flexicurity erreicht  
werden.
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kann: Statt eines sicheren Arbeitsplatzes 
wird der problemlose Wechsel von einem 
Beschäftigungsverhältnis in das nächste 
propagiert. Umgekehrt wird deutliche 
Kritik an angeblich zu »strengen Beschäf-
tigungsschutzvorschriften« geübt: Ge-
meint ist damit der Kündigungsschutz, 
wie er in einer Vielzahl der EU-Mitglieds-
staaten besteht. Dieser Kündigungsschutz 
erschwert nach Ansicht der Kommission 
insbesondere für Arbeitslose den Eintritt 
in den Arbeitsmarkt, da Unternehmen 
aus Angst vor hohen Kosten einer mög-
lichen Kündigung vor einer Neueinstel-
lung zurückschreckten. Dieses Argument 
der Kommission ist weder neu noch wirk-
lich richtig: Tatsächlich haben viele Län-
der die Probezeiten für Arbeitneh-
merInnen verlängert, großzügige Mög-
lichkeiten für befristete Arbeitsverhält-
nisse geschaffen oder den Schwellenwert 
der Beschäftigten erhöht, ab dem der 
Kündigungsschutz überhaupt greift.4 Da-
zu kommt z. B. in Österreich eine War-
tefrist von sechs Monaten, bevor der all-
gemeine Kündigungsschutz überhaupt 
Anwendung findet. 

Streitpunkt Kündigungsschutz

Die Kommission muss selbst einräumen, 
dass der Kündigungsschutz insgesamt 
nur eine begrenzte Auswirkung auf die 
Gesamtarbeitslosigkeit hat. Schließlich 
hatte die OECD in einer viel beachteten 
Studie bereits 1999 festgestellt, dass es 
keinen Zusammenhang zwischen einer 
starken Regulierung der Arbeitsmärkte 
und der Höhe der Arbeitslosigkeit gibt. 
Dennoch fordert die Kommission nach-
drücklich die Einschränkung des Kündi-
gungsschutzes! Sie argumentiert, dass be-
nachteiligte Gruppen am Arbeitsmarkt 
– wie Frauen, jüngere Menschen, Lang-
zeitarbeitslose oder ältere Arbeitneh-
merInnen – bei schwächerem Kündi-
gungsschutz bessere Chancen auf eine 
Anstellung haben. Das heißt aber: Die 
Kommission fordert einen Abbau des 
Kündigungsschutzes, also eine Absen-
kung des sozialen Schutzniveaus für alle 
ArbeitnehmerInnen, obwohl sie zugibt, 
dass damit insgesamt keine nennenswerte 
Verringerung der Gesamtarbeitslosigkeit 

erreicht werden kann. Diese Position 
kann aus gewerkschaftlicher Sicht nur als 
starr und ideologisch bezeichnet werden. 
Die Probleme am Arbeitsmarkt sind mit 
einer derartigen Strategie sicher nicht zu 
lösen. Schon im Vorfeld gab es heftige 
Auseinandersetzungen zwischen der 
Kommission und einigen Mitgliedsstaa-
ten über die Relevanz des Kündigungs-
schutzes. Als ein Entgegenkommen an 
ihre Kritiker nahm die Kommission des-
halb auch einen Satz über die positiven 
Auswirkungen stabiler Beschäftigungs-
verhältnisse auf: Sie fördern die Loyalität 
und die Produktivität der Beschäftigten 
und regen Unternehmen stärker dazu an, 
in Aus- und Weiterbildung ihrer Mitar-
beiterInnen zu investieren. 

Vier Flexicurity-Komponenten

Allerdings umfasst das Flexicurity-Kon-
zept der Kommission deutlich mehr As-
pekte als den Kündigungsschutz. In der 
Mitteilung werden vier Bestandteile ge-
nannt:

  Flexible vertragliche Vereinbarungen 
durch Gesetze, Kollektivverträge und 
die Arbeitsorganisation.

  Umfassende Strategien des lebenslan-
gen Lernens, um die Anpassungsfä-
higkeit der ArbeitnehmerInnen zu 
gewährleisten. 

  Aktive und wirksame Arbeitsmarkt-
politik, um Arbeitslosigkeit zu verkür-
zen und Übergänge in neue Arbeits-
verhältnisse zu erleichtern.

  Moderne Systeme der sozialen Sicher-
heit, die eine »angemessene Einkom-
menssicherung« bieten, Beschäftigung 
fördern und Mobilität erleichtern.

Ein wichtiges Element fehlt in dieser 
Aufzählung: der soziale Dialog. Zwar wird 
eingeräumt, dass sich integrierte Flexicu-
rity-Strategien häufig in Ländern mit aus-
geprägter Sozialpartnerschaft finden (sie-
he Dänemark), dennoch ist sie für die 
Kommission kein Kernbestandteil von 
Flexicurity. Hier setzt ein weiterer Kritik-
punkt der Gewerkschaften an: Starke So-
zialpartner und deren Einbeziehung in 
Entscheidungsprozesse sind Vorausset-

zung für ausgewogene und innovative 
Lösungen zur Förderung von Flexibilität 
und Sicherheit auf dem Arbeitsmarkt. Es 
ist kein Zufall, dass die Regelung der »Ab-
fertigung neu«, die maßgeblich von den 
österreichischen Sozialpartnern ausgear-
beitet wurde, in der Mitteilung als ein 
gelungenes Beispiel für Flexicurity gelobt 
wird. Ähnliches gilt für die kürzlich er-
folgte Einigung zwischen ÖGB und 
WKÖ im Arbeitszeitbereich. Diese Bei-
spiele zeigen: Die Kommission muss in 
die Verantwortung genommen werden, 
um auch in jenen Ländern einen starken 
sozialen Dialog zu fördern, in denen so-
zialpartnerschaftliche Strukturen (noch) 
unterentwickelt sind.

Das wirklich Neue an der vorliegenden 
Mitteilung ist die Herausarbeitung von 
Prinzipien, die die Kommission zur Richt-
schnur für die Politik aller EU-Mitglieds-
staaten machen möchte. Neben dem Ab-
bau der Segmentierung des Arbeits-
marktes in In- und Outsider gehört dazu 
auch die Förderung sowohl der internen 
Flexibilität (innerhalb des Unternehmens) 
als auch der externen Flexibilität (bei 
einem Wechsel zwischen zwei Unterneh-
men). Erfreulicherweise wird die Gleich-
stellung der Geschlechter auf dem Arbeits-
markt sowie die bessere Vereinbarkeit von 
Berufs- und Familienleben zu einem ex-
pliziten Ziel von Flexicurity gemacht. 

Gemeinsame Grundsätze

Doch wie sollen diese Grundsätze eines 
neuen Gleichgewichts von Flexibilität 
und Sicherheit in der Praxis in den Mit-
gliedsstaaten umgesetzt werden? Die 
Kommission schlägt vier sogenannte 
»Optionen« vor, in denen »typische« 
Maßnahmenbündel für eine Flexicurity-
Politik genannt werden, und die von den 
Mitgliedsstaaten ausgewählt werden kön-
nen. So wird zur Bekämpfung der Seg-
mentierung der Arbeitsmärkte ein »so-
wohl als auch« angeregt: Einerseits die 
Verbesserung der Situation atypisch Be-
schäftigter, wie z. B. befristet Beschäf-
tigter, LeiharbeitnehmerInnen, Arbeit auf 
Abruf etc. Andererseits wird die »Neuge-
staltung« (!) unbefristeter Arbeitsverträge 
empfohlen, um deren Attraktivität auch 
für die Unternehmen zu erhöhen. In der 
Mitteilung wird konkret von einem 
»Grundniveau« des Arbeitsschutzes ge-

4   So haben in Deutschland ab dem 1. 1. 2004 neu eingestellte 

 ArbeitnehmerInnen in Betrieben bis zehn MitarbeiterInnen keinen 

Kündigungsschutz mehr.
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sprochen, das sich mit zunehmender 
Dauer des Beschäftigungsverhältnisses 
verstärkt, bis schließlich irgendwann ein 
»vollständiger« Schutz erreicht wird. Mit 
anderen Worten: Die Kommission fordert 
Verbesserungen für atypisch Beschäftigte, 
aber gleichzeitig ein Absenken des Schutz-
niveaus für Standardarbeitsverhältnisse. 
Im Übrigen soll bei Kündigungen aus be-
triebsbedingten Gründen »übertriebener 
Verwaltungsaufwand« für die Unterneh-
men in Zukunft vermieden werden …

Optionen als Richtschnur 

Weiters werden lebenslanges Lernen, ak-
tive Arbeitsmarktpolitik, moderne Sozi-
alversicherungssysteme, die auch den In-
teressen der »Atypischen« besser gerecht 
werden, als Elemente dieser Option ge-
nannt. Ein weiteres vorgeschlagenes Mus-
ter für Flexicurity ist die Förderung von 
Arbeitsmobilität, sowohl innerhalb des 
Unternehmens als auch im Falle des Ar-
beitsplatzverlustes infolge von Umstruk-
turierungen. Dies betrifft insbesondere 
(vertragliche) vorbeugende Konzepte zu 
Aus- und Weiterbildung und die Verhin-
derung von Langzeitarbeitslosigkeit 
durch bessere und frühzeitige Interven-
tionen aller Betroffenen wie Arbeitgebe-
rInnen und -nehmerInnen, Sozialpart-
ner, Arbeitsmarktservice, Zeitarbeitsfir-
men). In der dritten Option werden 
Maßnahmen zur Verbesserung der Qua-
lifizierung der Beschäftigten genannt und 
wiederum die Bekämpfung der Segmen-
tierung der Arbeitsmärkte durch aktive 
Arbeitsmarktpolitik, bessere Weiterbil-
dung, aber auch »Arbeitsverträge light« 
empfohlen. Weniger Qualifizierten wür-
de somit ein Einstieg in ein (später) sta-
biles Arbeitsverhältnis ermöglicht, so die 
Hoffnung der Kommission. Die vierte 
und letzte Option betrifft Strategien für 
eine bessere (Re-)Integration von Sozial-
leistungsempfängern und illegal Beschäf-
tigten in den regulären Arbeitsmarkt. 

Konkrete Auswirkungen 

Schon bis Jahresende soll der Europäische 
Rat gemeinsame Flexicurity-Grundsätze 
beschließen, die dann in die sogenannten 
integrierten Leitlinien für Wachstum und 
Beschäftigung einfließen sollen. Mit 
 diesen Leitlinien werden den Mitglieds-

staaten konkrete Maßnahmen im Bereich 
ihrer Beschäftigungspolitik »empfohlen«, 
die durch die jeweiligen nationalen Re-
formprogramme umgesetzt werden sol-
len. Die Kommission kündigt an, die 
 jeweiligen nationalen Flexicurity-Strate-
gien zu bewerten und darüber zu berich-
ten. Mit anderen Worten: Trotz formell 
fehlender Kompetenzen der EU wird Fle-
xicurity zu einem Kernbestandteil der 
EU-Politik und die nationale 
 Beschäftigungspolitik immer stärker 
 beeinflussen. Auch die europäischen 
 Sozialpartner werden aufgefordert, den 
Dialog über die künftigen gemeinsamen 
Flexicurity-Grundsätze aufzunehmen.

Kein beschränkter Ansatz

Die Gewerkschaften müssen nun sowohl 
auf nationaler als auch auf EU-Ebene 
darauf drängen, das Konzept möglichst 
ausgewogen und arbeitnehmerInnen-
freundlich zu gestalten. Vor dem Euro-
päischen Rat und der folgenden Drei-
Jahres-Periode für die integrierten Leitli-
nien muss die Zeit genutzt werden, für 
ein unideologisches Flexicurity-Konzept 
zu werben, das ArbeitnehmerInnenrechte 
nicht vernachlässigt. Das heißt insbeson-
dere, dass es keinen beschränkten Flexi-
curity-Ansatz geben darf, der einseitig auf 
Deregulierung und Abbau des Beschäf-
tigungsschutzes gerichtet ist. Vielmehr 
muss die zunehmende Spaltung in regu-
läre und atypische Arbeitsverhältnisse, die 
in der Mitteilung zum Teil durchaus tref-
fend beschrieben wird, durch eine weit-
gehende rechtliche Gleichstellung aktiv 
bekämpft werden. Aus gewerkschaft-
licher Sicht muss der Schwerpunkt auf 
die Verstärkung aktiver arbeitsmarktpo-
litischer Maßnahmen, die ständige Aus- 
und Weiterbildung von Arbeitneh-
merInnen sowie eine faire Beteiligung der 
Unternehmen an den Kosten dieser Fle-
xicurity-Maßnahmen gelegt werden. Die 
von der Kommission versprochene, bes-
sere soziale Sicherheit für alle wird es je-
doch nicht geben, wenn verschiedene 
Gruppen von Beschäftigten gegeneinan-
der ausgespielt und bestehende Schutz-
niveaus abgesenkt werden sollen. Die be-
reits in vielen Mitgliedsstaaten vorge-
nommenen Flexibilisierungsmaßnahmen 
auf den Arbeitsmärkten werden in der 
Mitteilung weitgehend ignoriert. Statt-

dessen wird der Kündigungsschutz völlig 
irrational zu dem Haupthindernis dyna-
mischer Arbeitsmärkte erklärt. 

EGB übt Kritik

Aus gewerkschaftlicher Sicht ist davor zu 
warnen, angeblich »überholte« Kündi-
gungsschutzregelungen einfach abzu-
schaffen. Zum einen ist der Kündigungs-
schutz in Österreich ohnehin eher 
schwach ausgeprägt, wie die Kommission 
selbst einräumt. Zum anderen würde da-
mit eine grundlegende Änderung unserer 
Arbeitswelt herbeigeführt werden, die 
derzeit von Mitbestimmung und der 
ständigen Suche nach Kompromisslö-
sungen im betrieblichen Alltag beherrscht 
wird. Ein Übergang in eine hire-and-fire-
Mentalität würde das selbstbewusste Auf-
treten von ArbeitnehmerInnen und die 
Einforderung ihrer Rechte deutlich 
schwächen. Moderner Kündigungsschutz 
ignoriert zwar nicht betriebliche Notwen-
digkeiten, muss aber die Willkür von Un-
ternehmen in der für ArbeitnehmerInnen 
existenziellen Frage des Arbeitsplatzver-
lustes unterbinden. In diesem Sinne be-
steht in Österreich beim Kündigungs-
schutz sicher kein Bedarf nach weiteren 
»Flexibilisierungen«. Auch der Europä-
ische Gewerkschaftsbund (EGB) setzt 
sich in einer ersten Stellungnahme für 
eine andere Prioritätensetzung ein. So 
könne die von der Kommission in Aus-
sicht gestellte »Beschäftigungssicherheit« 
nicht allein durch Flexicurity erreicht 
werden. Eine beschäftigungswirksame 
Wirtschaftspolitik ist dafür ebenso not-
wendig wie ein makroökonomischer An-
satz auf europäischer Ebene. Die endgül-
tige EGB-Position wird Anfang Oktober 
festgelegt werden, aber, so der EGB,  
»dies wird nicht das Ende, sondern erst 
der Anfang unserer Überzeugungsarbeit 
gegenüber den europäischen Entschei-
dungsträgerInnen sein«. 
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an den Autor

oliver.roepke@oegb-eu.at
oder die Redaktion

aw@oegb.at

K O N T A K T



Arbeit&Wirtschaft 9–10/2007

ein Unternehmen, keine Organi-
sation ist gegen Wirtschaftskrimi-
nelle gefeit. Studien haben gezeigt, 

dass nur rund zehn Prozent der Gesell-
schaft gegen wirtschaftskriminelle Hand-
lungen »immun« sind und auch bei größ-
ter Versuchung keine derartigen Taten 
begehen würden. Weitere zehn Prozent 
sind »sehr offen« dafür, ihr Unternehmen 
wirtschaftlich zu ihrem eigenen Vorteil 
zu schädigen und würden dies bei jeder 
sich bietenden Gelegenheit tun.

Bei uns nicht

»Es wird wohl niemand annehmen, dass 
nur die honorigen zehn Prozent der Ge-
sellschaft im eigenen Unternehmen tätig 
sind. Daher ist früher oder später mit 
einem oder mehreren Fällen von Wirt-
schaftskriminalität zu rechnen«, warnt 
Matthias Kopetzky, Sachverständiger 
und geschäftsführender Gesellschafter 
der Business Valuation GmbH, die im 
Bereich Wirtschaftskriminalität Aufklä-
rungs- und Präventionsarbeit leistet.

Dabei müssen es nicht immer gleich 
kapitale Verbrechen sein, die das Unter-
nehmen oder die Organisation an den 
Rand der Existenz treiben. Auch die Ent-
wendung von Kopierpapier für den Ei-
gengebrauch gehört eigentlich zum kom-
plexen Gebiet der Wirtschaftsdelikte. 
Laut Definition des deutschen Bundes-
kriminalamtes in Wiesbaden sind Wirt-
schaftsdelikte solche, die »im Rahmen 
tatsächlicher oder vorgetäuschter Betäti-
gung begangen werden und über eine 
Schädigung von Einzelnen hinaus das 
Wirtschaftsleben beeinträchtigen oder 
die Allgemeinheit schädigen können und/
oder deren Aufklärung besondere kauf-
männische Kenntnisse erfordert«. Die 
Gesellschaft entwickelt sich weiter. So 
auch ihre kriminellen Handlungen: Die 
Tatbilder scheinen sich zunehmend einer 
einheitlichen Definition zu entziehen.

Wirtschaftskriminalität im eigenen 
Unternehmen bzw. in der eigenen Orga-
nisation reicht vom ausgefeilten Anlage-

betrug bis zum Griff in die Handkassa 
und verursacht rund die Hälfte der Ge-
samtschadensumme aller Straftaten. Die 
Anzahl der Delikte der Wirtschaftskrimi-
nalität entspricht dabei nur rund cirka 
1,5 bis zwei Prozent (80.000 bis 100.000 
Fälle) der in der (deutschen) Polizeista-
tistik erfassten Gesamtstraftaten. Zu den 
Tatbildern der Wirtschaftsdelikte reihen 
Kriminologen den »Occupational Fraud«, 
zu Deutsch: Vermögensmissbrauch im 
eigenen Unternehmen, Geldwäsche, Kor-
ruption, die eher seltene Wirtschaftsspi-
onage und das häufigere Steuervergehen. 
Das Strafgesetz listet einen umfang-
reichen Katalog von Möglichkeiten auf, 
darunter Veruntreuung, Betrug, Untreue, 
wie Geschenkannahme, Sozialversiche-
rungsbetrug, organisierte Schwarzarbeit, 
betrügerische Krida, Begünstigung eines 
Gläubigers oder grob fahrlässige Beein-
trächtigung von Gläubigerinteressen.

Laut Erhebung der US-amerika-
nischen »Association of Certified Fraud 
Examiners« (Verband zertifizierter Prüfer 
von Vermögensdelikten«) gehören zur 
Tätergruppe vorrangig MitarbeiterInnen 
(67,8 Prozent), ManagerInnen (34 Pro-
zent) und EigentümerInnen (12,4 Pro-
zent). Die Angaben überschreiten die 
100-Prozent-Marke, weil Mehrfachnen-
nungen möglich waren und die »Kollu-
sion« berücksichtigt wurde, das heißt 
mehrere TäterInnen des Unternehmens, 
aber auch Außenstehende »arbeiten« zu-
sammen. 

Schadensumme

Der Schaden steht in umgekehrtem Ver-
hältnis. So verursachen Mitarbeiter mit 
US$ 62.250 den geringsten Schaden pro 
Fall, das Management mit US$ 140.000 
mehr als das Doppelte und die Eigentü-
mer im Schnitt US$ 900.000. 

Männer – so belegt die Untersuchung 
– richten zweimal so hohe Schäden an 
wie Frauen, wobei das Geschlechterver-
hältnis der HaupttäterInnen relativ aus-
gewogen ist (53 Prozent Männer, 47 Pro-

zent Frauen). Die gefährlichste Gruppe 
sind 40- bis 50-jährige Männer. »In dem 
Alter entscheidet sich die Karriere, ob 
man befördert wird oder in eine Sackgas-
se gerät«, berichtet Matthias Kopetzky 
aus der Praxis. Ein bedeutender Faktor 
ist der Frustrationsgrad im Privatleben, 
häufig ist Scheidung ein Auslöser, das 
Unternehmen wirtschaftlich zu schädi-
gen. Kopetzky: »Manchmal spielt auch 
ein bisschen Nervenkitzel mit.« 

Ein sorgfältigeres Aussuchen der Mit-
arbeiterInnen hat, wirtschaftskriminolo-
gisch betrachtet, relativ geringen Wert. Es 
ist unüblich, dass Neue gleich auf die 
schiefe Bahn geraten. 83 Prozent der Erst- 
oder Wiederholungstäter waren nie ange-
klagt bzw. hatten keine Vorstrafen. Denn 
um ein guter Wirtschaftskrimineller zu 
sein, muss man das Unternehmen ken-
nen. Am effizientesten sind alte Hasen. 
Sie kennen gewisse Abläufe, verheimli-
chen gezielt bestimmte Sachverhalte. All 
das braucht Zeit und Erfahrung.

»Doloses Dreieck«

Ein unter Fachleuten bekanntes Modell 
zur Erklärung der Entstehung von Wirt-
schaftskriminalität ist das »dolose Drei-
eck«, das vom US-Kriminologen Donald 
R. Creesey 1973 erstmals veröffentlichte 
wurde. Creesey war fasziniert von Unter-
schlagungstätern, die er »Vertrauensbre-
cher« nannte. Ihn interessierte, was die 
Täter dazu gebracht hatte, die eigene Zu-
rückhaltung aufzugeben und er befragte 
rund 200 in Gefängnissen im Mittelwes-
ten der USA einsitzende TäterInnen. Eine 
Seite des »dolosen Dreiecks« repräsentiert 
ein empfundenes, mit anderen nicht 
kommunizierbares finanzielles Bedürf-
nis. »Natürlich gibt es Wirtschaftsdelikte, 
die ohne Not begangen werden«, weiß 
Kopetzky. Diese wären aber meist außer-
halb des Unternehmens im Bereich der 
organisierten Kriminalität und mafiösen 
Strukturen angesiedelt. Nicht nur wirt-
schaftlicher Druck, auch familiäre Pro-
bleme oder Gruppenzwang und Status-

Nur ein Bruchteil der Gesellschaft ist gegen wirtschaftskriminelle Handlungen völlig immun. So ist es auch 
in Unternehmen, meint der Sachverständige Matthias Kopetzky.
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dünkel können derartig belasten, dass der 
Betroffene in kriminelle Handlungen 
flüchtet. 

Die zweite Seite des wissenschaft-
lichen Erklärungsmodells stellt die Gele-
genheit zur Tat dar, wie schwache Kon-
trollstellen oder ungesicherte Wertgegen-
stände. Die dritte schließlich steht für die 
Versuche, die Tat vor sich selbst zu recht-
fertigen. Unrechtsbewusstsein fehlt sehr 
häufig, die TäterInnen »zimmern« sich 
ihre Begründungen zurecht. So mancher, 
der bei einer Gehaltserhöhung übergan-
gen wurde, leitet daraus ab, dass ihm »et-
was zustünde«. Vor allem in frühen Sta-
dien sind viele TäterInnen der Ansicht, 
sich »nur etwas geborgt« zu haben. 

Aufdeckung

Als wesentlichste Quellen zur Aufde-
ckung von Wirtschaftsverbrechen im ei-
genen Unternehmen nennt Kopetzky die 
Innenrevision (23,8 Prozent), gefolgt von 
Hinweisen von MitarbeiterInnen mit 
28,6 Prozent, wobei auch der Zufall mit 
21,3 Prozent eine nicht unbeträchtliche 
Trefferquote aufweist. Durch das interne 
Kontrollsystem von Unternehmen wer-
den immerhin 18,4 Prozent der Wirt-
schaftsverbrechen aufgedeckt, gefolgt von 
der Arbeit durch Wirtschaftsprüfer, Hin-
weise durch Kunden oder Lieferanten. 

Ab einer gewissen Größe gibt es kein 
Unternehmen ohne Wirtschaftskrimina-
lität. »Man hat das faule Ei nur noch nicht 
gefunden«, meint Kopetzky. Bei »norma-
lem« Einbruch oder Diebstahl merkt das 
Opfer meist sofort, dass etwas fehlt. Wirt-
schaftskriminalität ist komplizierter. Die 
Eisberg-Theorie besagt, dass nur die klei-
ne Spitze von Delikten bekannt wird. Die 
große Masse bleibt im Dunklen. »Ab ei-
ner gewisser Größe, und das sind zwei-
felsfrei solche mit einem Aufsichtsrat, 
haben Unternehmen ohne bekannte Fäl-
le von Wirtschaftskriminalität möglicher-
weise ein gravierendes Problem im Be-

reich Aufdeckung und Prävention«, be-
tonte Matthias Kopetzky im Mai in sei-
nem Vortrag zur Wirtschaftskriminalität 
in der Fachhochschule des bfi Wien. 

Die meisten Fälle wurden von den 
MitarbeiterInnen zwar lange erkannt oder 
zumindest geahnt: Die richtige Stelle, ihr 
Wissen gefahrlos zu deponieren aber 
fehlt. In den USA gibt es dafür die »Whist-
leblower«-Hotline, wo MitarbeiterInnen 
anrufen und über Unregelmäßigkeiten 
im Unternehmen berichten können.

Betriebsrat als Kontrolle 

Eine wesentliche Rolle in der Prävention 
und auch der Aufdeckung von Wirt-
schaftsdelikten könnte der Betriebsrat 
spielen. Insbesondere wenn er von der 
ArbeitnehmerInnenschaft in den Auf-
sichtsrat entsandt worden ist. Betriebsrä-
ten und anderen Interessierten ist das 
Handbuch »Wirtschaftskriminalität in 
Unternehmen. Aufklärung und Präven-
tion«, von Joseph T. Wells und Matthias 
Kopetzky zu empfehlen. Unter Berück-
sichtigung der Situation im deutschspra-
chigen Raum wurde das Standardwerk 
der US-Fachliteratur nunmehr auch der 
österreichischen LeserInnenschaft ver-
fügbar gemacht. 

In fast allen großen Fällen von Wirt-
schaftskriminalität der letzten Jahre kam 
es zu einer unmittelbaren Bestandsgefähr-
dung des Unternehmens. Eine signifi-
kante Restrukturierung, wenn nicht gar 
der totale Kollaps, sind die Folgen. Kri-
minalität ist ansteckend. Wenn das Un-
ternehmen nichts dagegen unternimmt, 
laufen immer mehr MitarbeiterInnen in 
Gefahr, hineingezogen zu werden. Über-
zogene Gegenreaktionen, wie verstärkte 
Überwachung, Einschränkung der Mit-
bestimmung oder rigide Zeitkontrolle 
sind die Folge. 

Die großen Korruptionsfälle in 
Deutschland (VW, Siemens), in die auch 
die ArbeitnehmerInnenvertretung ver-
strickt war, gefährden die Mitbestim-
mung allerdings massiv. 

Zunehmend kommt auch der Auf-
sichtsrat ins Visier von Gerichten und 
Polizei. Das Verblüffende an den meisten 
großen Fällen ist, dass sie überraschend 
lange Zeit unbehelligt laufen konnten, 
ohne dass die vorgesehenen Sicherheits-
instanzen, wie der Aufsichtsrat, eingegrif-

fen hätten. »Hier ergeben sich aus dem 
Studium der Aufsichtsratsprotokolle oft 
dramatische und recht eindeutige Ent-
wicklungen. Beim Lesen der Protokolle 
stellt man fest, Sitzungsunterlagen wer-
den, wenn überhaupt, viel zu spät über-
mittelt, sodass eine seriöse Vorbereitung 
und sinnvolle Fragen unmöglich sind«, 
berichtet der Sachverständige Kopetzky. 
Betriebsräten, die in den Aufsichtsrat ent-
sandt wurden, rät er, von ihrem Frage-
recht Gebrauch zu machen. »Man kann 
möglicherweise bestimmte Informati-
onen nicht erzwingen, doch ist bereits 
der ‚Druck der Protokollisierung’ nicht 
zu unterschätzen. Welcher Vorstand 
möchte sich schon nachsagen lassen, be-
reits Jahre vor dem ‚großen Kriminalfall’ 
mehrfach auf Defizite angesprochen wor-
den zu sein, ohne effektive Gegenmaß-
nahmen gesetzt zu haben?«

Überlastete Ermittler

Der »Fall Siemens« hat in Deutschland 
immerhin zur Einrichtung einer Schwer-
punktstaatsanwaltschaft für Korruption 
geführt. Der »Fall Bawag« in Österreich 
zeigt die zahlreichen Lücken im hei-
mischen System zur Bekämpfung von 
Wirtschaftskriminalität. »Österreichs 
Korruptionsermittler brauchen richtige 
Unabhängigkeit und mehr Personal«, 
schreibt Florian Klenk in der ersten Au-
gustwoche im Falter. Die Korruptions-
spezialisten in der Staatsanwaltschaft 
seien überlastet, politischen Wünschen 
ausgesetzt und zudem die am schlechtes-
ten bezahlten Wirtschaftsspezialisten des 
Landes. 

Justizministerin Maria Berger hat im-
merhin angekündigt, eine weisungsfreie 
Sonderstaatsanwaltschaft für Korrupti-
onsdelikte einzurichten, die ähnlich wie 
die Finanzmarktaufsicht – zwar weisungs-
frei, aber dem Parlament verantwortlich 
– organisiert sein soll. Gabriele Müller
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icht nur bei uns in Österreich 
mussten die Wirtschaftsfor-
schungsinstitute ihre Wachs- 
tumsprognosen von Quartal zu 

Quartal aufwärts revidieren, auch inter-
nationale Konjunkturprognosen wie von 
der EU-Kommission oder von der OECD 
werden seit über einem Jahr regelmäßig 
von der realen Entwicklung übertroffen 
und zwingen zu Nachbesserungen auf der 
positiven Seite. Selbst die Wirtschaft in 
Deutschland, über viele Jahre großes Sor-
genkind der Eurozone, ist kräftig in die 
Gänge gekommen.

Nach dem schwachen Wirtschafts-
wachstum im bisherigen Verlauf des Jahr-
zehnts begannen wir bereits, uns an be-
scheidene Wachstumsraten um oder 
knapp über ein Prozent zu gewöhnen. 
Manche meinten sogar, durch Globali-
sierung und steigende Billigkonkurrenz 
aus dem näheren und ferneren Osten wä-
re gar kein stärkeres Wachstum mehr 
möglich, der Trend habe sich eben ver-
langsamt. Doch nun läuft das Wachstum 
wieder auf Hochtouren.

Weltweit gehen derzeit die stärksten 
Wachstumsimpulse von Schwellenlän-
dern wie China und Indien aus. Dort 

muss sich die Wirtschaftspolitik sogar 
darum bemühen, das Wachstum zu dros-
seln, um eine Überhitzung der Konjunk-
tur zu verhindern und um Verknap-
pungen, zum Beispiel bei Rohstoffen, zu 
vermeiden. Dies allerdings mit wenig Er-
folg, wie die Wachstumsraten von wei-
terhin um zehn Prozent und der hohe 
Erdölpreis zeigen. Auch die von hohen 
Rohstoffpreisen profitierenden, insbe-
sondere Erdöl produzierenden Länder 
unterstützen das Wachstum in den hoch 
entwickelten Industrieländern, da sie von 
dort mit ihren Petrodollars Konsum- und 
Investitionsgüter importieren. Aber auch 
der Anteil der Erdöleinkommen, der 
nicht ausgegeben wird, stimuliert das 
 globale Wachstum, indem die internatio-
nalen Finanzmärkte mit zusätzlichen Mit-
teln versorgt werden und damit zu güns-
tigen Finanzierungsbedingungen beitra-
gen. Der drastische Ölpreisanstieg konn-
te daher bisher die globale Wachstums-
dynamik kaum beeinträchtigen, und 
auch die Inflationsraten zeigen sich nur 
wenig beeindruckt.

Nur die Entwicklung der US-Wirt-
schaft bereitet einige Sorgen. Die seit vier 
Jahren kräftig wachsende US-Wirtschaft 
ist ins Stottern geraten, da dem Boom bei 
den Wohnbauinvestitionen ein Platzen 
der Blase folgte. Viele Wohnungsbesitzer 
können sich die Rückzahlungen ihrer 
Kredite nicht mehr leisten, und viele Ban-
ken sitzen nun auf uneinbringlichen Kre-
diten. Die Korrektur von Preisen und 

Investitionen bei Immobilien sollte in 
den USA aber nun langsam auslaufen, 
der Markt sollte sich somit langsam sta-
bilisieren und 2008 wieder eine Belebung 
des BIP-Wachstums auf knapp drei Pro-
zent ermöglichen. An den Börsen muss 
jedoch immer mit überzogenen Reakti-
onen gerechnet werden. Sollte sich die 
Verunsicherung der Anleger fortsetzen 
oder tauchen weitere schlechte Nachrich-
ten aus dieser Branche auf, so könnte auch 
ein grober Einbruch der Börsenkurse ei-
ne Rezession mit weltweiten Folgen ein-
leiten.

Wiedererstarkte Eurozone

Nachdem die Eurozone seit Beginn des 
Jahrzehntes mit weit unterdurchschnitt-
lichem Wirtschaftswachstum konfron-
tiert war, wurde 2006 mit 2,7 Prozent 
erstmals seit vielen Jahren wieder ein BIP-
Wachstum über dem längerfristigen 
Durchschnitt erreicht, und 2007 könnte 
mit einem ähnlichen Wert sogar die USA 
überholt werden. Denn seit dem Kon-
junktureinbruch zu Beginn des Jahr-
zehnts war Europa nur Trittbrettfahrer 
der Weltwirtschaft. In anderen Weltregi-
onen kurbelte die Wirtschaftspolitik kräf-
tig an, während in Europa – zumindest 
in den großen Ländern der Eurozone – 
die Politik passiv blieb und zuschaute, 
wie die Binnennachfrage schwach blieb. 
Hier waren es nur die Exporte, die infol-
ge der Dynamik außerhalb Europas über-

Seit gut einem Jahr brummt die Wirtschaft in Österreich, in Deutschland und  
in der Europäischen Union insgesamt. Die Jubelmeldungen überschlagen sich.  

Aber geht es der Wirtschaft gut, geht es noch lange nicht uns allen gut.

Autor: Thomas Delapina

 
Mitarbeiter der Abteilung Wirtschaftswissen-
schaft und Statistik der Arbeiterkammer Wien
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werden damit auch die Arbeit-
nehmerInnen angemessen  
am wirtschaftlichen Erfolg  
teilhaben.

haupt ein Wachstum ermöglichten.  Die 
Entwicklung in Deutschland, das zusätz-
lich noch mit Altlasten der Wiederverei-
nigung, ganz besonders an der Lage der 
Bauwirtschaft ersichtlich, zu kämpfen 
hatte, kann als beispielhaft für die ganze 
Eurozone betrachtet werden. Eine gna-
denlos auf internationalen Kostenwett-
bewerb ausgerichtete Strategie hatte eine 
Zweiteilung der Wirtschaft zur Folge. Die 
Panikmache vor einer Abwanderung zu 
teurer Produktionen in den Osten führte 
zu Umstrukturierungen, die zwar einer-
seits Deutschland wieder zum Export-
weltmeister machten und den Unterneh-
men Rekordgewinne bescherten. Ande-
rerseits wurde aber die Binnennachfrage 
durch einen Mangel an Kaufkraft der 
Haushalte massiv gedämpft, da die Ar-
beitslosigkeit hoch und die Einkommens-
entwicklung der Unselbstständigen 
schwach war. Doch 2006 schien man es 
geschafft zu haben. 

Euphorie folgt Depression 

Ein Wachstum von fast drei Prozent 
zeigte endlich auch positive Wirkungen 
auf Beschäftigung und Konsumnachfra-
ge. Dabei müssen aber die Vorzieheffekte 
der Mehrwertsteuererhöhung um drei 
Prozentpunkte ab Jahresbeginn 2007 ein-
kalkuliert werden. Denn im letzten Quar-
tal 2006 tätigten die Haushalte noch 
rasch massive Anschaffungen, die sonst 
erst nach dem Jahreswechsel vorgenom-
men worden wären. Und Anfang 2007 
schlug natürlich das Pendel zurück, denn 
der Bedarf war ja bereits gedeckt. Derzeit 
sieht es aber danach aus, dass diese Mehr-
wertsteuererhöhung in Deutschland 
2007 keinen Abbruch des Aufschwunges, 
sondern bloß eine Delle im Konjunktur-
verlauf verursacht. Erst für 2008 wird 
wieder eine leichte Wachstumsabschwä-
chung, sowohl für Deutschland als auch 
für die Eurozone, prognostiziert, aber im-
merhin noch auf Raten knapp über zwei 
Prozent.

Es ist zwar seit langem bekannt, den-
noch aber immer wieder erstaunlich zu 
beobachten, wie sehr die öffentliche 
Wahrnehmung von massenpsycholo-
gischen Faktoren geprägt wird. Betrach-
ten wir wieder die Lage in Deutschland 
als wichtigste EU-Wirtschaft. Viele Jahre 
hinweg herrschten aufgrund der wenig 

rosigen Lage kollektive Depression und 
Pessimismus. Im Jahr 2006 änderte sich 
das Bild schlagartig: Mit 2,9 Prozent 
wuchs die Wirtschaft etwas über dem 
langfristigen Durchschnitt, und schon 
schlug der kollektive Pessimismus in kol-
lektive Euphorie um. Nach den Schlag-
zeilen auf den Titelseiten der Medien zu 
schließen, scheint die deutsche Wirtschaft 
aus allen Nähten zu platzen.

In der gesamten ersten Hälfte des 
Jahrzehnts wuchs die deutsche Wirtschaft 
mit Jahresraten um ein kümmerliches 
Prozent. Im Jubeljahr 2006 wurde – nicht 
zuletzt wegen der Vorzieheffekte der 
Mehrwertsteuererhöhung und eines ex-
trem milden Winters – ein leicht über-
durchschnittliches BIP-Wachstum er-
zielt. Es erreicht aber nicht einmal die 
drei-Prozent-Vorgabe, welche die euro-
päischen Staats- und Regierungschefs in 
der »Strategie von Lissabon« vereinbarten 
(und zwar nicht als Spitzen-, sondern als 
mittelfristigen Durchschnittswert)! Und 
in den Jahren danach folgt schon wieder 
eine Wachstumsabschwächung auf nur 
noch knapp über zwei Prozent. Als gro-
ßen Erfolg können dies wohl nur die-
jenigen bejubeln, deren historisches 
Denkvermögen auf das laufende Jahr-
zehnt beschränkt ist.

Auch die Tatsache, dass endlich wie-
der Arbeitsplätze, zum Teil sogar reguläre 
Vollzeitarbeitsplätze, entstehen, ist zwar 
grundsätzlich erfreulich, aber nicht wirk-
lich verwunderlich und kein Grund für 
überbordende Begeisterung, hält man 
sich die Arbeitsmarktentwicklung des 
letzten Jahrzehnts vor Augen. Denn seit 
dem Jahr 2000 ist die Zahl der Vollzeit-
arbeitsplätze Jahr für Jahr gesunken!

Der Euro: erfolgreiche Währung ... 

In jüngerer Vergangenheit wurden vieler-
orts auch Bilanzen über die Zeit seit der 
Einführung der Gemeinschaftswährung 
erstellt. Die meisten davon fallen äußerst 
positiv aus. So ist in zahlreichen offiziellen 
Dokumenten zu lesen: Der Preisanstieg sei 
geringer als in den Jahren zuvor, der Euro 
sei tatsächlich eine starke und stabile Welt-
währung geworden, der Teufelskreis von 
Währungsabwertungen konnte durchbro-
chen werden, Kosten wurden gesenkt. Wie 
der massive Anstieg des Ölpreises bewältigt 
wurde, ohne massiven Inflationsdruck und 
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1  Dokument der EU-Kommission: Kom(2006) 714.
2  Eine ausführliche Analyse und Kritik der europäischen Wirtschafts-

politik findet sich im Beitrag »Schwache Lohnentwicklung bremst 

Wirtschaftswachstum in Europa« in Arbeit&Wirtschaft 5/2006.

eine Lohn-Preis-Spirale auszulösen, wie es 
bei früheren Ölpreisschocks der Fall war, sei 
ein deutliches Zeichen für die Leistungsfä-
higkeit der Währung, also der Währungs-
union und deren Geldpolitik.

Dass der Euro für manche Exporteure 
vielleicht etwas zu stabil ist, müsse ange-
sichts des hervorragenden Exportwachstums 
verkraftet werden können. Auch die Tatsa-
che, dass einige schwarze Schafe, insbeson-
dere in der Gastronomie und anderen 
Dienstleistungen, die Währungsumstellung 
für saftige Preiserhöhungen nutzten, und 
daher zu dessen Ruf als »Teuro« führten, 
solle nicht von der generell preisdämpfenden 
Wirkung der neuen Währung ablenken. 
Und wenn darauf hingewiesen wird, dass 
auch Länder wie etwa Dänemark oder 
Schweden eine äußerst erfolgreiche Entwick-
lung zeigen, ohne der Eurozone anzugehö-
ren, dann müsse klargestellt werden, dass 
dies nicht ihrer Euro-Abstinenz zuzuschrei-
ben sei, sondern – ganz im Gegenteil – der 
Tatsache, dass sie quasi als Trittbrettfahrer 
kräftig an den Vorteilen der Gemeinschafts-
währung partizipieren, ohne Mitglied in 
der Eurozone zu sein und daher etwaigen 
negativen Wirkungen nicht ausgesetzt seien. 
Auch für die nicht der Eurozone angehöri-
gen Länder innerhalb und außerhalb der 
Europäischen Union wirke der Euro somit 
als Stabilitätsanker.

Auf den ersten Blick – und angesichts 
der momentanen Wachstums- und Be-
schäftigungsentwicklung – scheint der 
Euro also durchaus eine Erfolgsstory zu 
sein. Aber hält diese Beurteilung auch 
einem zweiten, kritischeren Blick stand?

... aber erfolglose Wirtschaftspolitik 

Aus monetärer Sicht hat der Euro im 
Großen und Ganzen tatsächlich die Er-
wartungen erfüllt. Insbesondere die Skep-
sis gegenüber einer möglicherweise zu 
geringen Stabilität der neuen Währung 
war offensichtlich unbegründet. Die reale 
Entwicklung bietet dagegen, wie weiter 
oben beschrieben, trotz der gegenwärtig 
durchaus erfreulichen Wirtschaftsdaten 
weniger Grund zum Jubeln. Man könnte 
dazu provokant die These vertreten, der 
momentane Aufschwung sei trotz und 
nicht wegen der Wirtschaftspolitik in der 
EU zu verzeichnen. 

Selbst die EU-Kommission beurteilt 
die Lage recht skeptisch. In ihrer »Bilanz 

2006«1 wird »nach wie vor verhaltenes 
Wachstum« beklagt und festgestellt, »dass 
der Euro noch nicht in der Lage war, hohes 
Wirtschaftswachstum und hohe Beschäfti-
gung über einen längeren Zeitraum zu er-
reichen«. Jede andere Institution würde 
sich angesichts einer solchen enttäu-
schenden Bilanz die Fragen stellen, ob die 
Konzeption der Politik angemessen war 
oder ob Fehler gemacht wurden, ob man 
etwas hätte besser machen können, und 
welche Änderungen notwendig wären, 
um in Zukunft erfolgreicher zu sein.

Doch die Europäische Kommission 
ist anders. Sie hält unverändert an ihrer 
jahrelang propagierten Strategie fest, Sta-
bilität und Kostensenkung seien die ein-
zigen Schlüssel zu Wachstum und Be-
schäftigung, also Budgetkonsolidierung, 
Strukturreformen und eine mit beiden 
Füßen auf der Bremse stehende Europä-
ische Zentralbank. Stellt sich der ge-
wünschte Erfolg nicht ein, zweifelt man 
nicht an der verschriebenen Rezeptur, nur 
die Dosierung müsse erhöht werden. Da-
bei liegt das Hauptproblem der Wirt-
schaftspolitik in der EU darin, dass ge-
samtwirtschaftliches Verständnis durch 
mikroökonomisches Denken ersetzt wur-
de, womit die Kreislaufzusammenhänge 
der Volkswirtschaft und die Bedeutung 
der Nachfrage ausgeblendet bleiben. So 
ist etwa das Wort »Nachfrage« im neun-
seitigen Kommissionsdokument nur ge-
zählte zweimal zu finden.

Die EU-Politikempfehlungen berück-
sichtigen somit weiterhin nicht das Kern-
problem, nämlich dass Wachstum und 
Beschäftigung durch eine schwache Bin-
nennachfrage gebremst werden. Die Kon-
sumlust der Haushalte ist verständlicher-
weise wegen der schlechten Einkom-
mensentwicklung und Arbeitsmarktlage 
sowie wegen der Verunsicherung durch 
zahlreiche sogenannte Strukturreformen 
gedämpft. Und dies bremst natürlich die 
Absatzerwartungen und damit die Inves-
titionsbereitschaft der Unternehmen.2

Überhaupt wird von der Kommission 
dieses mysteriöse Zaubermittel »Struktur-
reformen« offensichtlich als Geheimre-
zept gegen jedes Übel angesehen, sei es 
Wachstumsschwäche, Arbeitslosigkeit, 

Cholera oder Heuschreckenplage – aller-
dings ohne näher darzustellen, was dar-
unter verstanden werden soll. Von den 
Sozialpartnern verlangt die Kommission 
aber im zitierten Dokument: »Die Impli-
kationen der Währungsunion müssen sich 
im Lohnsetzungsverhalten niederschlagen«, 
und es »... muss sichergestellt werden, dass 
die Implikationen und Konsequenzen ver-
schiedener Handlungsoptionen den am 
Lohnfindungsprozess Beteiligten bewusst 
sind. Damit sollte in erster Linie besser be-
urteilt werden können, ob die derzeitigen 
und absehbaren Lohn- und Preis-
entwicklungen mit Blick auf die 
 Anpassungserfordernisse unproblematisch 
sind.« Im Klartext bedeutet dies: Während 
die Budget- und Geldpolitik engstirnig 
unverändert an ihrem Nachfrage brem-
senden Kurs festhalten, ohne dessen Wir-
kungen auf Wachstum und Beschäftigung 
zu bedenken, sollen die Sozialpartner ge-
fälligst die gesamtwirtschaftlichen Erfor-
dernisse berücksichtigen, also durch noch 
mehr Flexibilität in der Lohnpolitik die 
Fehler der anderen Bereiche der Wirt-
schaftspolitik ausbessern. Soll das etwa 
die dringend notwendige bessere Koordi-
nierung der Wirtschaftspolitik sein? Er-
laubt diese Einstellung einen dringend 
notwendigen, offenen Dialog zwischen 
den verschiedenen Trägern der Wirt-
schaftspolitik?

Gefordert sind ein Politikwechsel

Die Freude über das momentan kräftige 
Wirtschaftswachstum und die Verbesse-
rung der Arbeitsmarktlage wird also 
durch die schwache Einkommensent-
wicklung und den gebremsten Konsum, 
was zum für 2008 prognostizierten 
 Rückgang der BIP-Wachstumsraten bei-
tragen wird, gedämpft. Wie könnte also 
die konjunkturelle Dynamik gestärkt 
werden?

Von der europäischen Wirtschaftspo-
litik ist jedenfalls kaum der notwendige 
Kurswechsel weg von ihrer Nachfrage 
bremsenden Politik, geprägt durch Infla-
tionsangst und Strukturreformen, zu er-
warten. Auch dass angesichts einer bevor-
stehenden Verlangsamung des Wirt-
schaftswachstums die Europäische Zen-
tralbank offensichtlich weitere Schritte 
der Zinsanhebung plant, erscheint para-
dox und könnte die EZB wieder einmal 
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gefährlich in die Nähe der Rolle eines 
Konjunkturkillers rücken.

Ein weiterer Hemmschuh für ein an-
haltendes, nachhaltig kräftiges Wachstum 
liegt in der Entwicklung der Einkom-
mensverteilung. Zwar hat sich in jüngster 
Vergangenheit die Lage am Arbeitsmarkt 
spürbar verbessert, kaum aber die finan-
zielle Situation der Haushalte. Wenn es 
der Wirtschaft gut geht, dann geht es of-
fenbar noch lange nicht allen gut! Die 
Unternehmen jammern zwar über den 
kaum noch bewältigbaren Konkurrenz-
druck durch die Globalisierung, welcher 
zu radikalen Kostensenkungen zwinge, 
um im internationalen Wettbewerb be-
stehen zu können und um Auslagerungen 
zu vermeiden. Wie die seit Jahren in Ös-
terreich, Deutschland, der gesamten Eu-
rozone und auch in den USA einge-
fahrenen Rekordgewinne mit diesem 
Globalisierungsdruck zusammenpassen, 
bleibt dabei allerdings offen. Beachtli-
cherweise ist dies auch schon den Spitzen 
der EU bewusst geworden, heißt es doch 

in den Schlussfolgerungen des Rates »Be-
schäftigung« vom Januar 2007 sowie in 
den Schlussfolgerungen der Eurogruppe 
vom Februar 2007, dass annehmbare 
Lohnbedingungen geschaffen und die 
Früchte des Wachstums besser verteilt 
werden müssen.

Da nicht anzunehmen ist, dass sich 
diese hohen Gremien allzu sehr um die 
ungerechte Verteilung sorgen, kann dar-
aus gefolgert werden, dass mittlerweile 
durch das jahrelange Ignorieren der Be-
deutung der Nachfrage, durch Lohnzu-
rückhaltung und Umverteilung der Ein-
kommen hin zu den Gewinnen, ein mas-
sives, reales ökonomisches Problem ent-
standen ist. Wie formulierte es das WIFO 
in seiner Frühjahrsprognose 2007 so tref-
fend: »Die Beschleunigung (des privaten 
Konsums) fällt allerdings für diese Phase 
des Konjunkturzyklus relativ schwach 
aus. Erst wenn die Konsumnachfrage 
kräftig zu wachsen beginnt, kann von 
einem vollständigen Aufschwung gespro-
chen werden«. 

Dazu bedürfte es allerdings entspre-
chender Lohnsteigerungen sowie einer 
Lohnsteuerentlastung, um die Einkom-
men der Unselbstständigen nicht nur 
brutto, sondern auch netto kräftig zu stär-
ken. Überhaupt besteht im Steuersystem 
größerer Reparaturbedarf. Denn es kann 
nicht sein, dass die Besteuerung des Ver-
mögens sinkt, während die Steuerlast auf 
den Faktor Arbeit ständig steigt. Neben 
einer Änderung des europäischen Policy-
mix ist also eine Korrektur der Einkom-
mensverteilung erforderlich, welche auch 
die ArbeitnehmerInnen angemessen am 
wirtschaftlichen Erfolg teilhaben lässt.
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{ Karl Kollmann

Titularprofessor der WU 
und Abteilungsleiter-

stellvertreter Konsumenten-
politik in der AK-Wien

n der gegenwärtigen Diskussion ist 
von den drei Säulen der Zukunftsvor-
sorge für Menschen die Rede. Die ers-

te Säule: Das klassische gemeinschaftliche 
(staatliche) Pensionsmodell des Umlage-
verfahrens. Die zweite Säule: betriebliche 
Altersvorsorge, etwa durch Pensionskas-
sen. Und schließlich die dritte Säule: das 
von Finanzunternehmen (Versiche-
rungen) angebotene Rentenmodell im 
Kapitaldeckungsverfahren. Hier zahlt 
man Prämien an die Versicherung, spart 
also an und hat dann im Alter Anspruch 
auf eine aus dem Ersparten gezahlte 
 Rente. 

Diese dritte Säule ist ideal für kom-
merzielle Anbieter, denn damit verdienen 
sie Geld. Je mehr Menschen in diese drit-
te Säule geschoben werden desto besser 
für sie. Der Markt gewissermaßen auch 
als ideale Lösung fürs Alter, und am bes-
ten das Umlageverfahren, also die klas-
sische Pension gleich abschaffen.

Möglichkeiten von Menschen

Bevor über kommerzielle private Alters-
vorsorge diskutiert wird, sollte man sich 
die Lebensverhältnisse der Menschen an-
sehen. Hier stellen uns Mainstream-Po-
litiker und -Wissenschafter eine rapide 
Alterung der Bevölkerung einerseits und 
sinkende Kinderzahlen andererseits als 
Rute ins Fenster. 

Es gibt keinen Beleg dafür, dass die 
Lebenserwartung der Menschen weiter 
steigen wird. Außer einem prognostischen 
Rückschluss aus der Vergangenheit. Dem 
stehen neue Untersuchungsergebnisse aus 
den USA und England gegenüber, die von 
einer Abflachung der Lebenserwartung 
sprechen: der Gipfel wäre erreicht, jetzt 
gehe es wieder bergab, trotz aller Fort-
schritte einer Medizin, die sich immer 
weniger Menschen leisten können.

Die Geschichte mit der sinkenden 
Kinderzahl stimmt dagegen. Es gibt weit 
weniger Kinder als vor 40, 50, 60 Jahren. 

Kinder kosten Eltern Geld, ein Kind in 
Österreich bzw. Deutschland im Schnitt 
500 Euro im Monat, der Staat legt noch 
einmal rund 500 Euro dazu. Ein Kind 
weniger finanziert jedoch über den Dau-
men gepeilt (aus ersparten Kosten und 
ohne Qualitätsverlust für die Beteiligten, 
die offensichtlich weniger Kinder wollen) 
einen zusätzlichen Pensionisten. 

Soziale Trends ...

Geringere Kinderzahl und kleinere bzw. 
weniger Familien sind die Antwort der 

In den Medien, der Politik oder von Finanzdienstleistungsunternehmen  
wird die »Private Zukunftsvorsorge« als wichtige und strahlende Alternative  

zu den Pensionsängsten der Bevölkerung beschworen.
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Menschen auf die Realität. Die ist gar 
nicht human. In der Erwerbsarbeit gibt 
es mehr Druck, Mobilität und Flexibilität 
werden gefordert, wir werden kontrol-
liert, belasteter und mehr reglementiert. 
Atypische Beschäftigung explodiert: Von 
den 3,1 Millionen ArbeitnehmerInnen 
2005 waren über 700.000 in Teilzeit, über 
200.000 geringfügig beschäftigt. Rund 
eine halbe Million arbeitet regelmäßig am 
Abend, ebenso viele am Sonntag, 900.000 
am Samstag, eine Viertel Million in der 
Nacht. Keine heile Arbeitswelt also. Der 
Preis dafür sind hohe Scheidungsraten 
(knapp 50 Prozent), weniger Kinder und 
weniger persönliche Zufriedenheit. 

Konsummöglichkeiten

»Soziale Teilhabe« ist in unserer Gesell-
schaft heute praktisch nur über Konsum 
möglich. Freizeit ist mit Konsum verbun-
den: ob der Kaffee im Kaffeehaus, die Au-
tofahrt zu Freunden, oder zum Verwand-
tenbesuch. Dazu kommt, dass Konsum 
als eine Art persönliche Entschädigung 
für Frust im Job, für Stress im Alltag zu-
nimmt. Das zeigt sich auch an der hohen 
Kaufsuchtgefährdung in Österreich: ein 
Viertel der Gesamtbevölkerung, bei jun-
gen Frauen sind es gleich zwei Drittel. 

Die Konsumbudgets der österrei-
chischen Haushalte sind von 2000 auf 
2005 zwar von 2440 auf 2540 Euro ge-
wachsen, also um vier Prozent in fünf 
Jahren – aber zugleich gab es in diesem 
Zeitraum etwas mehr als elf Prozent In-
flation. Das heißt, real (in handfesten 
Werten) sind die Konsumbudgets um 
mehr als sechs Prozent gefallen! 

Das ist der Durchschnitt, er gilt nicht 
für alle gleich. Die wirtschaftlich Schwä-
cheren traf es mehr, die Starken gar nicht. 
Arm und Reich driften immer mehr aus-
einander.

Vorsorgemöglichkeiten

Sehen wir uns die Möglichkeiten für pri-
vate Vorsorge bei einem durchschnitt-
lichen Haushalt, bei dem nichts schief 
geht – weder Scheidung noch Arbeitslo-
sigkeit – an. Das ist heute eher der Aus-
nahmefall: Irgendwann beschließt ein 
Paar, einen eigenen Haushalt zu gründen, 
dann bekommen sie ein Kind. Das zieht 

nach langer Zeit der Ausbildung und 
prekärer Berufslage aus und gründet 
selbst einen Haushalt. Das Paar geht in 
Pension, der Mann stirbt, schließlich die 
Frau und dann existiert der Haushalt 
nicht mehr.

Auffällig ist, dass oft eine Finanzie-
rungslücke in der Haushaltsgründungs-
phase – eigener Haushalt, Wohnung, 
Einrichtung, Kind – entsteht. Hier sprin-
gen Eltern und Schwiegereltern ein, um 
den Kindern eine eigene Wohnung zu 
ermöglichen. Sparmöglichkeiten gibt es 
erst ab einem Lebensalter von 50, 55 Jah-
ren – beim Auszug des Kindes. Und das 
braucht dann oft noch Unterstützung für 
die eigene Wohnung.

Schließlich kann es zu einem hohen 
Finanzbedarf bei Pflegebedürftigkeit im 
Alter kommen. Im Regelfall springt hier 
ein Kind finanziell ein, wenn der betrof-
fene Elternteil nicht ins Pflegeheim ver-
schoben wird.

Private Vorsorgewirklichkeit

Möchte sich eine Frau heute eine zusätz-
liche Altersrente von 550 Euro im Kalen-
dermonat ab Pensionsantritt erwirtschaf-
ten, dann

  sollte sie ab ihrem 20. Geburtstag, 45 
Jahre lang monatlich 88 Euro beiseite 
legen,

  beginnt sie mit 45, muss sie über 20 
Jahre hinweg monatlich einen Betrag 
von 225 Euro beiseite legen,

  beginnt sie mit 55, muss sie über zehn 
Jahre hinweg monatlich einen Betrag 
von 715 Euro beiseite legen. 
Wir haben hier noch gar nicht von 

ihrem Mann gesprochen, der das viel-
leicht auch möchte – das kostet dann 
doppelt. Für den Durchschnittshaushalt 
geht das nicht. Die finanziellen Spielräu-
me sind zu eng.

Dazu kommt noch, dass die angepeil-
ten 550 Euro nominell sind, durch die 
Inflation aber immer weniger werden. 
Die 550 Euro monatlich sind real (ab-
züglich Inflation):

  nach 10 Jahren nur noch 450 Euro 
wert,

  nach 20 Jahren nur noch 330 Euro 
wert,

  nach 45 Jahren nur noch 220 Euro 
wert.

Schreiben Sie uns Ihre Meinung  

an den Autor

karl.kollmann@akwien.at
oder die Redaktion

aw@oegb.at
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In Hinblick auf die Einnahmen- und Be-

darfssituation besteht auch für die meisten 

ÖsterreicherInnen unter 50 bis 55 Jahren 

kaum Möglichkeit, Geld für private Vor-

 sorge zu verwenden – ohne sich nicht 

 massiv in ihren Konsummöglichkeiten 

 einzuschränken. Für die wirtschaftlich 

schlechter gestellten besteht wohl auch  

ab 50 bis 55 Jahren keine Möglichkeit 

 dazu. 

Dazu kommt es bei der Hälfte der Haushalte 

zu Trennungen. Aus einem Haushalt werden 

zwei, die Folge sind schwere Beeinträchti-

gungen der Finanzsituation. Dazu kommen 

Schuldenlasten bzw. neue Haushalts-

gründungskosten. Und: Arbeitsplätze und 

damit Einkommensquellen sind nicht 

 sicher genug, um bei knapper Haushalts-

kasse langfristig Ansparpläne zu machen.

Kommerzielle Finanzunternehmen sind 

nicht hundertprozentig sicher. Die Versi-

cherungsskandale in Großbritannien, wo 

schon früh auf »private Vorsorge« gesetzt 

wurde, oder die Pensionskassenskandale  

in den USA haben das deutlich gezeigt.

»Kapitalgedeckte Altersvorsorge ist keine 

Garantie für eine lebensstandardsichernde 

Altersversorgung. In Zeiten schlechter Ver-

fassung der Kapitalmärkte können große 

Teile des angesparten Vermögens verloren-

gehen.«

(Axel Thomas Rüttler: Staatliche Förde-

rung von Lebensversicherungen als Säule 

der privaten Altersvorsorge, Dissertation 

Universität Regensburg, Regensburg 

2006)

Umlageverfahren: Ein Teil des Lohnes wird 

an die Pensionsversicherung gezahlt, die 

daraus die Pensionen der jetzigen Pensio-

nistInnen finanziert.

F A Z I T
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as haben der Germanist Wendelin 
Schmidt-Dengler, der Maler 
Gottfried Helnwein, die Mikro-

biologin Renee Schröder und die Schrift-
stellerin Zdenka Becker gemeinsam? Sie 
alle haben im Lauf ihrer Karriere einen 
Preis aus dem Theodor-Körner-Fonds er-
halten. 

Becker war eine der 45 Preisträge-
rInnen im April diesen Jahres, die aus 
dem Fonds zwischen 1500 und 3000 Euro 
Starthilfe erhalten haben. 3300 junge 
Menschen am Anfang ihrer Karriere wur-
den seit 1953 so unterstützt und ermu-
tigt, ihre wissenschaftlichen und künst-
lerischen Arbeiten durchzuführen und 
fertigzustellen. 

»Meiner Ansicht nach ist die Symbol-
kraft noch weit wichtiger, als die finan-
zielle Zuwendung«, betont Prof. Dr. Dr. 
Oliver Rathkolb, der seit zwei Jahren dem 
wissenschaftlichen Beirat des Fonds vor-
sitzt. Der Zeithistoriker freut sich, dass 
mit diesem Preis Wissenschaft und Kunst 

gefördert werden: »Das ist das Außer-
gewöhnliche und Wertvolle an diesem 
Preis. Und das ist auch im Sinn Körners.« 
Der Fonds wurde 1953 anlässlich des  
80. Geburtstages von Bundespräsident 
Dr. Theodor Körner von AK und ÖGB 
initiiert. »Schon als Bürgermeister von 
Wien hat Theodor Körner dem Stadtrat 
und Volksbildner Viktor Matejka den 
Rücken freigehalten und so eine unor-
thodoxe Kulturpolitik ermöglicht«, er-
gänzt Rathkolb: »Später als Bundespräsi-
dent hat er erkannt, dass ÖVP und SPÖ 
bei der Forschungsförderung Irrwege 
 gehen. Ich glaube, Körner wäre auch 
 heute – 50 Jahre nach seinem Tod – zu-
frieden darüber, wie sich der Preis ent-
wickelt hat.« 

Faszinierende Vielfalt

Der Körner-Fonds wird ausschließ-
lich aus Spenden verschiedener Einrich-
tungen und Institutionen gespeist. Ge-
fördert werden Nachwuchswissenschaf-
terInnen aus den Gebieten der Geistes-, 
Rechts- und Sozialwissenschaften, der 
Grund- und Integrativwissenschaften, 
der Medizin, Naturwissenschaften und 
Technik sowie der Wirtschaftswissen-
schaften. Aber auch junge KünstlerInnen 
aus den Bereichen Bildende Kunst und 
Kunstfotografie, Literatur sowie Musik. 

Der Förderpreis ist projektgebunden. 
Dabei dürfen die eingereichten Arbeiten 
noch nicht fertiggestellt sein. Das Projekt 
muss in der im Antrag vorgegebenen Frist 
abgeschlossen werden, die Durchführung 
ist nachzuweisen.

100.000 Euro wurden 2007 vergeben. 
Faszinierend am Theodor-Körner-Fonds 
ist die Vielfalt: Zu den geförderten Pro-
jekten gehört eine Untersuchung der Aus-
wirkungen atypischer Beschäftigung auf 
die Lebenskonzepte der Betroffenen, ein 
Fotoprojekt zur Dokumentation ty-
pischer Industriebetriebe der österrei-
chischen Bundesländer oder die Erfor-
schung von Grundlagen für neue Thera-

pieansätze gegen besonders aggressive 
Hirntumore. 

Letztere untersucht z. B. der Geneti-
ker und Mikrobiologe Dietmar Payrhu-
ber. Mit der atypischen Beschäftigung 
setzt sich die Soziologin Claudia Schwarz 
auseinander. Sie erforscht wie sich die 
Folgen von Leiharbeit, Teilzeitbeschäfti-
gung, geringfügiger Beschäftigung und 
Arbeit auf Werkvertrag oder freiem 
Dienstvertrag in Bezug auf Lebenssitua-
tion und Zukunftsvorstellungen verschie-
dener Generationsgruppen bemerkbar 
machen – und auch, inwiefern sich bei 
der jungen Generation atypisch Beschäf-
tigter die berufliche Unsicherheit etwa 
auf die Familiengründung auswirkt. 

Der technische Mathematiker Rudolf 
Stoffner arbeitet an der Innsbrucker Uni-
versitätsklinik für Radiodiagnostik an der 
Verbesserung der Planung von Eingriffen 
in den Körper, bei denen mit Nadeln 
 gearbeitet wird. Ziel des Projektes: Die 
Positionierungsprobleme bei derartigen 
Eingriffen sollen computerunterstützt ge-
löst, das Risiko von Verletzungen im Kör-
per verringert werden.

Wichtige Unterstützung

Die Politikwissenschafterin Beatrix 
Beneder untersucht das Mobiltelefon als 
Werkzeug des Selbstmanagements für Ar-
beitnehmerInnen, um vor dem Hinter-
grund erhöhter Flexibilitätsanforderungen 
die Balance zwischen Arbeit und Leben 
aufrechtzuerhalten. Im Bereich Geistes- 
und Kulturwissenschaften wird z. B. der 
Politikwissenschafter Rudolf Werneth ge-
fördert. Er erforscht die Schriften des eng-
lischen Aufklärers Thomas Paine, um 
Paines Auffassungen von Demokratie, po-
litischer Bildung und Sozialstaat als noch 
heute wichtige Beiträge für das Politikver-
ständnis zu präsentieren. 

Der Historiker Herwig Czech unter-
sucht, ob und wie stark im Wien der Zwi-
schenkriegszeit bereits eugenisches und 
rassenhygienisches Denken im Bereich 

Der Theodor-Körner-Preis fördert junge ForscherInnen und Kreative, die bereits erste herausragende 
 Arbeiten in ihrem Fach geleistet haben.
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Prof. Dr. Dr. Oliver Rathkolb:  
Meiner Ansicht nach ist die  
Symbolkraft noch weit wichtiger, 
als die finanzielle Zuwendung.
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der universitären Medizin und des Ge-
sundheits- und Wohlfahrtswesens veran-
kert waren. Die Sprachwissenschafterin 
Teresa Schweiger, Mitarbeiterin der Uni-
versität Salzburg, dokumentiert und ana-
lysiert erstmals die noch vorhandenen 
Reste gesprochener jiddischer Sprache 
und Kultur in Wien.

Der Vorsitzende des wissenschaft-
lichen Beirats, Oliver Rathkolb betont die 
Bedeutung dieser Unterstützung für jun-
ge Forschungspersönlichkeiten: »Ich finde 
es besonders spannend, wie junge Wissen-
schafterInnen mit ihrer prekären Arbeits-
situation umgehen und das kommunizie-
ren. Sie sind fast gezwungen, sogenannte 
Ich AGs zu bilden und das ist nur ein Eu-
phemismus für Selbstausbeutung.« 

Im Bereich Kunst entschied sich das 
Kuratorium ebenfalls für sehr verschie-

denartige Projekte. Ob nun Carla Boba-
dillas Fotodokumentation, Zdenka Be-
ckers Romanprojekt »Taubenflug«, eine 
Komposition für ein großes Ensemble 
mit Volksinstrumenten von Elia Marios 
Joannou, die Installation »Die Gesell-
schaft« von Misha Stroy oder Julia Novaks 
Forschungsarbeit über britische »Poetry 
Performance«, die Renaissance des Ge-
dichts nicht auf dem Papier, sondern vor 
dem Mikrofon.

Spezialpreise der Stadt Wien

Zusätzlich überreichte 2007 die Stadt 
Wien erstmals zwei Spezialpreise: Einer 
davon erging an Claudia Czimek für ihr 
Kunst-Projekt »Laboratoire Nomade«, bei 
dem Wohnwägen und Wohnmobile auf 
dem Weg von Barcelona nach Linz zu 

fahrenden Ausstellungsräumen werden.
»Ich bin sehr stolz darauf, den wissen-

schaftlichen Beirat dieses spannenden 
Fonds zu leiten«, betont Professor Oliver 
Rathkolb: »Und ich hoffe, dass es uns 
auch 2008 gelingen wird mit Hilfe dieses 
Preises WissenschafterInnen und Künst-
lerInnen, vielleicht auch aus nicht privi-
legierten Verhältnissen und anderen so-
zialen Schichten beim Karrierestart zu 
unterstützen. Die Arbeits- und Lebens-
situation dieser jungen Menschen ist 
schwer genug.« 

Projekte für den Theodor-Körner-
Fonds 2008 können bis 30. November 
(Datum des Poststempels) eingereicht 
werden. Alle Informationen, und die 
Möglichkeit sich zu bewerben im Inter-
net unter www.theodorkoernerfonds.at.

 Katharina Klee

Gefördert werden Arbeiten  
in folgenden Bereichen:

I. Wissenschaft

  Geistes- und Kulturwissenschaften
  Medizin, Naturwissenschaften und 

Technik
  Rechts-, Sozial- und Wirtschaftswis-

senschaften
II. Kunst

  Bildende Kunst und Kunstfotografie
  Literatur
  Musik (Komposition)

Der Förderungspreis ist 
projektgebunden

Die Arbeit muss innerhalb der im An-
trag vorgesehenen Frist abgeschlossen 
werden. Die PreisträgerInnen sind ver-
pflichtet, die Durchführung des Pro-
jektes nachzuweisen bzw. bei Nicht-
durchführung die empfangenen Mittel 
zurückzuzahlen. 

Zwei Drittel des Preisgeldes werden 
zum Verleihungstermin und ein Drittel 
bei nachgewiesener Fertigstellung des 
Projektes bezahlt.

Bewerbung & Voraussetzungen zur Einreichung
Ein Beirat beurteilt die Projekte

Die eingereichten Projekte beurteilt ein 
Beirat, der sich aus ExpertInnen aus Wis-
senschaft und Kunst zusammensetzt. 
Aufgrund der Empfehlungen des Beirates 
legt das Kuratorium den Kreis der Preis-
trägerInnen fest. Die Höhe der Preise 
richtet sich nach den vorhandenen Geld-
mitteln und der Anzahl der eingereich-
ten, förderungswürdigen Arbeiten. Der-
zeit wird ein Betrag von 1500  und 3000 

 pro Preis gewährt. 
Die Verleihung der Theodor-Körner-

Förderungspreise findet einmal jährlich 
im feierlichen Rahmen statt und erfolgt 
durch den Präsidenten der Bundesarbeits-
kammer im Beisein des Rektors der Uni-
versität Wien. Es ist Tradition, dass die 
PreisträgerInnen im Anschluss an die 
Festveranstaltung in der Universität Wien 
zu einem Empfang beim Bundespräsi-
denten der Republik Österreich geladen 
werden.

Voraussetzungen für  
die Einreichung Ihrer Arbeit

1.  Die eingereichte Arbeit darf noch nicht 
fertiggestellt sein.

2.  Ausschlaggebend ist ihre allgemeine 
wissenschaftliche/künstlerische Qua-
lität und gesellschaftliche Relevanz.

3.  Der Preis des Theodor-Körner-Fonds 
soll vor allem jungen, noch nicht etab-
lierten WissenschafterInnen und 
KünstlerInnen zugute kommen.

BewerberInnen sollen bei Antragstellung 
nicht älter als 40 Jahre alt sein. (Ausnah-
men: BewerberInnen, die nachweislich 
ihre (schulische und) akademische Aus-
bildung im Zuge des zweiten Bildungs-
weges absolviert haben sowie Bewerbe-
rInnen aus dem Bereich der nicht akade-
mischen Forschung.

Bewerbung für den Theodor-Körner- 

Fonds 2008 bis 30. November 2007 

(Datum des Poststempels)

Geschäftsstelle des Theodor-Körner-Fonds 

Tel.: 01/505 56 89

Adresse:

AK Wien – Theodor-Körner-Fonds

1040 Wien, Prinz-Eugen-Straße 20–22

Onlinebewerbung unter:

www.theodorkoernerfonds.at

I N F O R M A T I O N
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as hat Peter Sima nicht alles getan, 
um nur ja nicht aus seinem bösen 
Traum aufzuwachen: Er hat zuge-

nommen. Er hat sich die Haare wachsen 
lassen. Er hat überall kleine Erinnerungs-
stücke verstreut – nur, um ja nicht zu 
vergessen. Wenn er sich in den Spiegel 
schaute, sagt Sima heute, wollte er daran 
erinnert werden, was vor mittlerweile fünf 
Jahren in seinem Unternehmen, dem Ge-
nerali Konzern, passiert ist – und was er, 
der heutige Konzernbetriebsratsvorsit-
zende, nicht verhindern konnte. Über 
400 Vollzeit-Arbeitsplätze gingen damals 
verloren, weil das Unternehmen auf »Ein-
sparungen« und damit »Umstrukturie-
rungen« bestand. Den Arbeitnehmer-
Vertretern legte der Vorstand damals 
ruck-zuck einen »Sozialplan« vor, die ak-
zeptierten – und weg waren die Arbeits-
plätze.

Sima weiß heute: »Das ging damals 
leicht, weil wir uneinig waren.« Und er 
beschloss: »Das soll uns nicht mehr pas-
sieren.« Peter Sima schwor sich das, jeden 
Tag in der Früh, wenn er im Badezim-
merspiegel seinen länger werdenden Zopf 
betrachtete. Er konnte nicht ahnen, dass 
er dazu schon bald die Gelegenheit be-
kommen sollte.

Im Juni 2006 informierte der damalige 
Chef der österreichischen Generali, Karl 
Stoss, den Betriebsrat erneut von geplanten 
»Umstrukturierungen«, von denen »meh-
rere hundert Leute betroffen« sein sollten. 
Stoss’ Begründung: Die Generali müsse 
»auf dem Weg zur Nummer 1« schlanker 
werden. Nicht, dass es Generali damals 
schlecht gegangen wäre – aber es seien 
eben »neue Organisationsstrukturen« not-
wendig, hieß es knapp. Derzeit arbeiten 
in Österreich 5500 Menschen in der Ge-
nerali Gruppe, allein 4500 davon im Ver-
sicherungsbereich. In diesem Moment, 
sagt Sima, habe es in ihm »klick« gemacht: 
»Ich sagte zu meinen Kollegen: Leute, das 
unterschreiben wir nicht!« Man habe lan-
ge diskutiert und sei dann zu dem Schluss 
gekommen: »Wenn wir uns jetzt nicht 
wehren, wann dann?« Gesagt, getan. Das 

Wehren hat sich ausgezahlt, die Geschäfts-
leitung hat eingelenkt: Niemand wird ge-
kündigt, es gibt sogar eine Beschäftigungs-
garantie bis zum 31. Dezember 2008. Und 
bis dahin, so hofft Sima, werde »der Be-
triebsrat weiter so stark sein, dass das wie-
der verlängert wird«. 

Der Weg zu diesem, in Zeiten von 
Globalisierung und grassierendem Neo-
liberalismus, sehr beachtlichem Erfolg 
war alles andere als leicht, und er führte 
– zunächst einmal – über Gesprächsver-
weigerung und die Gewerkschaftsbewe-
gung. 

»Wir haben uns geweigert, mit der 
Geschäftsleitung zu verhandeln«, erzählt 
Sima, »und zwar standhaft.« Nach der 
ersten Ankündigung folgten schon kon-
krete Angebote: Die Generali-Führung 
war bereit, vielen der betroffenen »Hun-
derten MitarbeiterInnen« (laut Geschäfts-
leitung maximal 390, laut Betriebsrat bis 
zu 700) Übergangsgehälter zu zahlen – ei-
ne bestimmte Zeit lang, bis diese in Pen-
sion (mit Abschlägen) gehen konnten. 
Der Betriebsrat reagierte nicht auf die 
Vorschläge und machte stattdessen eige-
ne, in gewisser Weise sportliche, Pläne. 
Dazu war jedoch die beratende dauernde 
Begleitung durch das ÖGB-Kampagnen-
referat notwendig, sprich Willi Mernyi 
und sein Team.

Protest in Kitzbühel

Die Generali-Gruppe sponsert das 
Tennisturnier in Kitzbühel, das jeden Ju-
li stattfindet – mit prominenten Teilneh-
merInnen sowohl auf dem als auch um 
den Court. Eine gute Gelegenheit für ein 
Unternehmen, sein Image aufzupolieren, 
meinen alle Unternehmens-Strategen die-
ser Welt – und meinten auch die Genera-
li-Betriebsräte. Um hier kein »falsches 
Bild« ihrer Firma entstehen zu lassen, ar-
rangierten sie ein »Familientreffen« in 
Kitzbühel – und zwar auf dem Center-
court 2 des Tennisclubs Kitzbühel. Die 
GPA Tirol half dem Tiroler Betriebsrat bei 
dieser spektakulären Aktion, bei der 700 

Generali-MitarbeiterInnen aus ganz Ös-
terreich in Bussen nach Kitz gekarrt wur-
den, die Pass-Thurn-Bundesstraße 30 Mi-
nuten lang blockierten (Sima: »Wir muss-
ten ja ein- und aussteigen«) und es sichtlich 
genossen, wie sehr die Turnier-Veranstal-
ter bemüht waren, nur ja keine »Brösel« 
aufkommen zu lassen. Die »Brösel« gab es 
natürlich dann doch, in Form der Medi-
en, die über die friedliche Kundgebung 
auf Court 2 fast genauso ausführlich be-
richteten wie über das Damen-Semifinal-
spiel auf Court 1. Die Geschäftsleitung 
gab sich freilich unbeeindruckt – da fuh-
ren die Betriebsräte nach Italien.

»Gleiche Gruppe, gleiche Rechte!«

Am 19. September sprachen 53 ös-
terreichische BetriebsrätInnen, begleitet 
von einem Kameramann des ÖGB, bei 
der Welt-Firmenzentrale der Generali im 
Hafenviertel von Triest vor. Sie wurden 
freudig empfangen – nicht unbedingt von 
der Firmenleitung des italienischen Kon-
zerns, aber von den italienischen Kolle-
gInnen. Die Finanzdienstleister-Gewerk-
schaft »fisac-cgil« hatte sich spontan mit 
den KollegInnen aus Österreich solidari-
siert und eine Demo vor dem Generali-
Firmenfoyer organisiert, bei der die Teil-
nehmerInnen laut und unmissverständ-
lich skandierten: »Mamma Generali, alle 
deine Kinder sind gleich!« und »Gleiche 
Gruppe, gleiche Rechte!« Sima lacht heu-
te noch das Herz, wenn er an diese Bege-
benheit denkt: »Es war schön einmal zu 
sehen, dass nicht nur Unternehmen glo-
bal agieren, sondern dass das auch Arbeit-
nehmerInnen können.« Die fisac-Funk-
tionärInnen hatten, extra für die Öster-
reicherInnen, eine für denselben Tag in 
Mailand geplante Versammlung spontan 
nach Triest verlegt.

So wurden denn die unbequemen Ös-
terreicherInnen auch recht bald zum Per-
sonalchef der italienischen Gruppe vor-
gelassen, dem sie ihre Petition übergaben. 
Inhalt: Keine Kündigungen, statt dessen 
Beschäftigungsgarantien für die österrei-

Die Generali-Belegschaft zeigte, wie man drohende Kündigungen abwenden und obendrein eine Beschäf-
tigungsgarantie bekommen kann: Mit Dickschädeligkeit, viel Disziplin und unkonventionellen Ideen.
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chischen Generali-MitarbeiterInnen. Der 
Personalchef war freundlich, aber unbe-
stimmt – und die ÖsterreicherInnen fuh-
ren mit gemischten Gefühlen nach Hau-
se. Dort erfuhren sie bald vom Wunsch 
von Karl Stoss, die Generali demnächst 
Richtung Casinos Austria verlassen zu 
wollen.

Betriebsrat ständig auf Achse

Als der Herbst ins Land zog, sei es 
»immer schwieriger« geworden, alle Be-
legschaftsvertreterInnen hinter der un-
nachgiebigen Haltung des Konzernbe-
triebsratsvorsitzenden zu versammeln, 
gibt Sima heute zu: »Die Menschen ha-
ben eben Angst um ihre Arbeitsplätze, 
das macht unruhig und auch zu faulen 
Kompromissen bereit.« Er sei ständig auf 
Achse gewesen, habe alle »seine« Betriebs-
rätInnen umkreist und »wie eine Gebets-
mühle« wiederholt: »Wir dürfen uns nicht 
auseinander dividieren lassen.« 

Sima muss überzeugend gewesen sein. 
Denn am 17. Oktober richteten die Ge-

nerali-BetriebsrätInnen dann noch einen 
österreichweiten »europäischen Aktions-
tag« aus, bei dem sie die MitarbeiterInnen 
auf Postkarten abstimmen ließen: 1900 
MitarbeiterInnen unterstützten die drei 
Forderungen des Betriebsrats an die Un-
ternehmensleitung, davon sogar 1500 
auch mit ihrer Unterschrift: Beschäfti-
gungsgarantie bei Umstrukturierungen, 
Einhaltung der Kollektivverträge in allen 
Ländern, in denen die Generali vertreten 
ist (vor allem in Osteuropa wichtig), Ein-
haltung internationaler Mindeststan-
dards (keine Kinderarbeit, etc.). Sima 
holte der Aktionstag aus dem Stim-
mungstief: »Wir haben so viel Zuspruch 
erhalten, das war sehr positiv.«

Diese Zähigkeit war es offenbar, wel-
che die Generali-Leitung am Ende mür-
be machte. Schon im September lud der 
scheidende »General« Karl Stoss die Be-
triebsräte sowie den GPA-Vorsitzenden 
Wolfgang Katzian und die GPA-Bundes-
geschäftsführerin Dwora Stein zum »run-
den Tisch«. Betriebswirtschafts-Experten 
der Arbeiterkammer berieten die Arbeit-

nehmervertreterInnen im Aufsichtsrat – 
das tat ein Übriges, die Stimmung positiv 
zu verändern. Fünfundzwanzig wirt-
schaftliche Fragen wurden dem Vorstand 
medienwirksam vor laufender ZIB1-Ka-
mera übergeben – und bis heute nicht 
beantwortet. Man stritt sich zusammen 
– und im Jänner 2007 war die Sache mit 
den Kündigungen vom Tisch und die Be-
schäftigungsgarantie bis 2008 auf dem 
Tisch. 

Die Freude bei der Belegschaft war 
groß. Und die BetriebsrätInnen waren 
»müde, aber überglücklich«, sagt Sima. 
Und die Moral von der Geschicht’ ist für 
den hemdsärmeligen Belegschaftsvertre-
ter eine zutiefst Wienerische: »Aufgeben 
tut man einen Brief.« Paula Pöschl

Schreiben Sie uns Ihre Meinung  

an die Redaktion

aw@oegb.at

K O N T A K T

53 österreichische Generali-BetriebsrätInnen demonstrierten vor einem Jahr vor der Zentrale des Versicherungskonzerns in Triest.

ÖG
B-

Ar
ch

iv



Arbeit&Wirtschaft 9–10/2007

ananen waren im vergangenen Jahr 
mit gut 1,2 Milliarden US-Dollar 
der zweitwichtigste Devisenbringer 

Ecuadors nach dem Erdöl. Fast eine hal-
be Million Arbeitsplätze hängen von der 
goldgelben Frucht ab. Ecuador ist Welt-
marktführer, liefert fast jede dritte Bana-
ne. Was den einen Gewinne bringt, be-
deutet für andere: Hungerlöhne, fehlende 
Sozialleistungen, Gesundheitsgefahren 
durch Agrarchemie und Unterdrückung 
freier Gewerkschaften. Daher sind bei 
uns auch die exotischen Bananen preis-
günstiger als die einheimischen Äpfel. 

Human Rights Watch

Leider haben sich Europas Konsu-
mentInnen daran gewöhnt. Proteste ha-
gelte es, als 2002 ein Bericht der US-
Menschenrechtsorganisation Human 
Rights Watch auf die massive Ausbeutung 
von Kindern in Ecuadors Bananenplan-
tagen hinwies. Der Bericht schlug in den 
USA und Europa hohe Wellen – und fiel 
in eine günstige Konjunktur. 

Die Internationale Arbeitsorganisati-
on ILO (International Labour Organisa-

tion) hatte mit ihrem Einsatz für das Ver-
bot ausbeuterischer Kinderarbeit nicht 
nur Aufmerksamkeit, sondern auch Fi-
nanzen mobilisiert. Und in Ecuador war 
die größte Einzelgewerkschaft treibende 
Kraft gegen die Kinderarbeit. Die 1969 
gegründete FENACLE (Federacion Na-
cional de Trabajadores Agroindustriales 
Campesinos e Indigenas Libres – Natio-
naler Zusammenschluss der freien Land-
arbeiter, Bauern und Indios) hat ihren 
Schwerpunkt an der Pazifikküste des 
Landes, wo sich riesige Bananenplanta-
gen ausdehnen. 

FENACLE hat eine breite Kampagne 
gegen Kinderarbeit in Ecuadors Bana-
nenindustrie in Gang gebracht. Die Zah-
len sind dramatisch – nicht nur in der 
Bananenindustrie. Im Jahr 2001 ging 
mehr als jedes fünfte Kind zwischen fünf 
und 17 Jahren regelmäßig arbeiten, die 
meisten sind jünger als 15 Jahre. Die Fol-
gen: Die Kinder beenden die Schule 
nicht, sind extrem harten Bedingungen 
und Gesundheitsgefahren ausgesetzt, ver-
lieren ihre Kindheit und leben oft lebens-
lang am Rande des Existenzminimums. 
Die Kampagne löste vor fünf Jahren ei-

nen Aufschrei der Empörung aus und 
trug zu einem Rückgang der Kinderarbeit 
um gut ein Drittel bei. Insbesondere 
große Unternehmen, die ein Image auf 
dem Weltmarkt zu verlieren haben, wie 
beispielsweise Dole, beschäftigen heute 
keine Kinder mehr. Doch die vielen mitt-
leren und Kleinbetriebe sehr wohl – und 
diese sind nur zu oft Zulieferer für die 
Großen. Konservative Schätzungen spre-
chen von immer noch 12.000 Kinderar-
beitern in Ecuadors Bananenplantagen.

160 Dollar im Monat

FENACLE-Chef Guillermo Touma weist 
darauf hin, dass der Kampf gegen die 
Kinderarbeit sehr schwer ist, solange der 
Mindestlohn so niedrig bleibt: 160 Dol-
lar im Monat. Nach Regierungsstatisti-
ken braucht eine Familie 455 Dollar, um 
die Armutsgrenze zu erreichen. Und die-
ser Mindestlohn wird oft nicht gezahlt. 

Die Nichtregierungsorganisation DyA 
(Desarrollo y Autogestion – Entwicklung 
und Selbstverwaltung) koordiniert mit 
FENACLE ein Projekt gegen Kinderarbeit 
in der Bananenindustrie in der südecua-
dorianischen Provinz El Oro. Im ersten 
Jahr hatte das Projekt in den beiden Pilot-
bezirken deutliche Erfolge: 431 Kinderar-
beiterInnen wurden von den Plantagen 
geholt, 951 potenziell gefährdete Kinder 
in Schul- und Ausbildungsprogrammen 
aufgefangen. Ersteres wurde mit scharfen 
Kontrollen durchgesetzt, an denen 
FENACLE-Mitglieder teilnehmen. 

Rosalia Montesdeoca ist Gewerk-
schaftsaktivistin und erläutert den Pro-
zess: »Zuerst waren die Kontrollen der 
Arbeitsinspektion angekündigt gewesen 
– die Kinder und Jugendlichen hatten an 
dem Tag immer frei. FENACLE hat 
durchgesetzt, dass es nur noch unange-
kündigte Inspektionen gibt. Und immer 
noch sehen wir oft, wie Vorarbeiter die 
Kinder schnell wegschicken, wenn wir 
kommen. Aber wir kennen die Situation 
genau und besuchen dann die Kinder zu 

In Ecuador treten Gewerkschaften, Nichtregierungsorganisationen, Regierungsstellen und die Internatio-
nale Arbeitsorganisation ILO gemeinsam gegen Kinderarbeit auf den Bananenplantagen an. 

Alternativen zur Kinderarbeit sind notwendig: Schulen und Ausbildungsmöglichkeiten
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Hause.« Kontrollen sind gut, aber man 
muss den Kindern und Jugendlichen auch 
Alternativen bieten können. In ihrem Re-
gionalbüro in der Provinzhauptstadt 
Machala erläutern Rosalia und ihre Kol-
legen »Arbeit&Wirtschaft« das von der 
ILO und internationalen Gewerkschaften 
unterstützte Programm. Die Mitarbeite-
rInnen gehen in ausgesuchten Orten von 
Haus zu Haus, um genaue Daten zu er-
heben und Aufklärung zu betreiben. Se-
minare werden durchgeführt, mit den 
Kindern und Jugendlichen, aber auch mit 

den Eltern und Behördenvertretern. »Wir 
müssen uns nichts vormachen«, sagt 
DyA-Vetreter Gustavo Guerra, »in vielen 
Familienbetrieben ist es ganz normal, dass 
Kinder Bananen ernten, verpacken und 
so mit Chemikalien in direkten Kontakt 
kommen. Sogar FENACLE-Mitglieder 
haben ein Stück Land und lassen ihre 
Kinder darauf arbeiten, anstatt sie zur 
Schule zu schicken. Auch Betriebe mit 
Biosiegel kümmern sich zu wenig um das 
Problem der Kinderarbeit.« Natürlich ist 
es eine Frage von Alternativen. »Wir su-

chen bessere Ausbildungsmöglichkeiten 
für die ehemaligen KinderarbeiterInnen 
und Stipendien – die Eltern können das 
Schulgeld nicht aufbringen, sondern 
brauchen das zusätzliche Einkommen«, 
erklärt Rosalia. 

Hier sind dem Projekt Grenzen ge-
setzt, wie Guerra weiß. »Die ILO bewil-
ligt Gelder immer nur für ein Jahr, ande-
re Geber wie UNICEF auch. Was sollen 
wir, wenn das Projekt ausläuft, den Kin-
dern und Jugendlichen anbieten, um zu 
vermeiden, dass sie wieder Arbeit in den 
Bananenplantagen suchen?«

Waffen gegen Gewerkschaften

FENACLE und DyA versuchen deshalb, 
staatliche Institutionen in Präventivmaß-
nahmen einzubeziehen. Von der neuen 
Regierung unter dem populären Präsi-
denten Rafael Correa erhofft man sich 
zukünftig mehr Unterstützung und ef-
fektivere Gesetze. FENACLE hat Correa  
beim Wahlkampf unterstützt, nicht zu-
letzt weil sein stärkster Rivale Alvaro No-
boa war, der reichste Mann Ecuadors und 
größter Bananenunternehmer des Landes, 
der von seinen Plantagen Gewerkschafter 
mit Waffengewalt hat vertreiben lassen.

Es ist erfreulich, die konkreten Ver-
besserungen im Kampf gegen die Kin-
derarbeit in einigen Provinzen Ecuadors 
zu sehen. Ein schaler Beigeschmack 
bleibt, wenn man von den Finanzengpäs-
sen in den Projekten hört. Denn Geld ist 
in dem Geschäft genug vorhanden – im 
Übrigen nicht nur auf ecuadorianischer 
Seite. Die EU kassiert für Bananen aus 
dem südamerikanischen Land einen Zoll, 
der fast so hoch ist wie die gesamten Pro-
duktionskosten. Wäre es nicht eine gute 
Idee, auch nur die Hälfte der EU-Bana-
nen-Zolleinnahmen im Kampf gegen 
Kinderarbeit und für bessere Arbeitsbe-
dingungen zu investieren? Solange dies 
noch nicht Realität ist, bleibt den Ver-
braucherInnen vorerst nur, beim Bana-
nenkauf auf das Siegel einer Fair-Trade-
Organisation zu achten. Frank Braßel

Interview mit Guillermo Touma,  
Vorsitzender der ecuadorianischen Landarbeitergewerkschaft FENACLE.

Arbeit&Wirtschaft: Wie entstand die Kampagne gegen die Kinderarbeit in Ecuadors 
 Bananenindustrie?
Guillermo Touma: Wir haben seit den Neunzigerjahren immer wieder die Regierung auf-

gefordert, ihre eigenen Gesetze durchzusetzen. Arbeit von Kindern unter 15 Jahren ist laut 

ecuadorianischem Arbeitsgesetz verboten. Doch die Regierung hat zu wenig getan. Da haben 

wir diesen Skandal öffentlich gemacht, die US-Menschenrechtsorganisation Human Rights 

Watch hat das Thema aufgegriffen und im Jahr 2002 einen detaillierten Bericht vorgelegt. Das 

wurde zu einem Skandal, insbesondere im internationalen Rahmen, auf den Absatzmärkten 

ecuadorianischer Bananen in Nordamerika und Europa. Viele Gewerkschaften und Nichtre-

gierungsorganisationen wurden dort aktiv – und schließlich auch unsere Regierung. 

Warum arbeiten Kinder in den Bananenplantagen, anstatt zur Schule zu gehen?
In erster Linie sind daran die miserablen Löhne in vielen Plantagen schuld. Oft verdienen die 

Erwachsenen nur 20 bis 22 Dollar in der Woche, das ist weit unter dem Existenzminimum. Es 

reicht nicht, um eine Familie zu ernähren, ganz zu schweigen von Grundbedürfnissen im Be-

reich von Kleidung, Wohnen und Gesundheit. Da müssen also alle in der Familie arbeiten. Oft 

werden die Eltern auch nicht per Tag, sondern per Stück bezahlt. Die vorgegebene Leistung ist 

für eine Person unerreichbar, also bringen die Erwachsenen ihre Kinder mit auf die Plantage. 

Der Unternehmer kann dann sagen: Ich beschäftige keine Kinder, schuld sind die Eltern. 

Erhalten denn nun die Eltern, deren Kinder aus der Schufterei befreit wurden, die gesetz-
lich vorgeschriebenen Mindestlöhne?
Nicht zwangsläufig. Das ist das Problem. Viele Eltern wurden durch unsere Kampagne gegen 

die Kinderarbeit gegen unsere Gewerkschaft aufgebracht. Sie sagten: FENACLE ist schuld, 

dass unsere Kinder nicht mehr arbeiten dürfen, dass wir nun noch weniger Geld in der Famili-

enkasse haben. Da ist viel Aufklärungsarbeit nötig. In erster Linie kommt es darauf an, unsere 

gewerkschaftliche Organisation auszubauen. Inzwischen ist es so, dass viele Unternehmer 

sagen: Die Gewerkschaft kommt, zahlen wir den Mindestlohn, um Ärger zu vermeiden.

Setzt sich dieses Problem der Kinderarbeit und die Missachtung der Mindestlohngesetz-
gebung denn auch unter der neuen Regierung fort?
Wir hatten kürzlich ein Gespräch mit dem neuen Arbeitsminister. Natürlich kann er nicht von 

heute auf morgen alles ändern. In den lokalen Arbeitsinspektionen gibt es viel Korruption. 

Der Minister hat aber zugesagt, in den kommenden Monaten hier energische Schritte ein-

zuleiten. Wir glauben allerdings, dass grundsätzliche Entscheidungen nötig sind. FENACLE 

schlägt deshalb vor, das System der Subunternehmer zu verbieten. 

(Das Interview führte Frank Braßel Ende April in Quito.)

E S  R E I C H T  N I C H T  . . .

Mehr Infos unter:

www.fairtrade.at

W E B L I N K S
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»Die sozialpolitische Ausrichtung der Ho-
ward-Regierung war sehr konservativ«, 
resümiert Arnie Olbrich das letzte Jahr-
zehnt australischer Politik. Olbrich, der 
mir in einem Hotelzimmer in Sydney ein 
Interview gibt, war in den 80er Jahren 
unter anderem Berater der Labor-Regie-
rung des ehemaligen Gewerkschaftsprä-
sidenten Bob Hawke. Die australische 
Gewerkschaft hat gerade durch die Ein-
führung von Individualabkommen an-
stelle der traditionellen Kollektivverträge 
einen schweren Dämpfer erlitten. Neben 
der Schwächung der ArbeitnehmerInnen-
vertretung sollten auch Verschärfungen 
im Bereich der Arbeitslosenversicherung 
zu besseren Ergebnissen am Arbeits-
markt, sprich weniger Arbeitslosigkeit, 
beitragen. »Die haben doch nur die Sta-
tistik aufpoliert«, sagt dazu Olbrich, wäh-
rend er nach seiner Tasse Kaffee greift. 
»In Australien giltst du schon als beschäf-
tigt, wenn du nur eine Stunde pro Woche 
arbeitest. In Wahrheit haben wir die 
höchste Arbeitslosigkeit seit 30 Jahren!« 
Trotzdem wird die Arbeitslosenhilfe be-
reits nach einer einzig versäumten Jobbe-
werbung gestrichen. 

Starker Norden

Anders sieht das sein Landsmann Paul 
Fraser. Ich treffe Fraser zufällig in einem 
schmuddeligen Hotel in Darwin, der 
Hauptstadt der tropischen Northern Ter-
ritories. Fraser gehört zu jenen jungen 
australischen Arbeitern, die auf der Suche 
nach gut bezahlten Jobs aus Regionen mit 
hoher Arbeitslosigkeit in den wirtschaft-
lich starken Norden abwandern. »Ich bin 
erst seit ein paar Tagen hier und die ha-
ben mich hier bereits nach meinem ersten 
Vorstellungsgespräch genommen«, erklärt 
mir Fraser. »Ich habe einen Job am Hafen 
bekommen. In ein bis zwei Wochen kann 
ich aus diesem Hotel ausziehen und mir 
eine Wohnung nehmen. Wer wirklich Ar-
beit sucht, bekommt sie auch. Aber un-
sere Sozialleistungen sind einfach zu groß-

zügig. Viele Leute kassieren lieber die Ar-
beitslosenhilfe und bleiben daheim. Je 
mehr Kinder sie haben, desto mehr be-
kommen sie.« Frasers Stimme scheint sich 
bei diesem Thema immer mehr mit Zorn 
zu füllen: »Und das macht mich wirklich 
wütend! Die faulenzen, während Leute 
wie ich 1500 Kilometer durchs Land fah-
ren, um zu arbeiten. Die Jobs kommen 
nicht zu dir, du musst zu den Jobs gehen!« 
Meinen Einwand, dass die Leistungen bei 
Arbeitslosigkeit in Australien zu den nied-
rigsten in der industrialisierten Welt ge-
hören, ignoriert er geflissentlich. Schließ-
lich hört und liest man fast täglich das 
Gegenteil. Amüsiert lese ich die Leser-
briefe in der Tageszeitung »Northern Ter-
ritory News«. Einige Nordaustralier be-
schweren sich dort über die vielen Süd-
australier, die immer zahlreicher in den 
Norden kämen, um gutes Geld zu ma-
chen, aber viel weniger leisten würden.

Erste soziale Reformen

Wie kam es in einem Land, das immer-
hin die erste gewählte sozialistische Re-
gierung der Welt hervorbrachte, zu dieser 
Entwicklung? Premierminister Andrew 
Fisher, ein schottischer Minenarbeiter 
und Gewerkschafter, bestimmte ab 1908 
die Geschicke des damals erst sieben Jah-
re jungen Landes und initiierte erste so-
ziale Reformen wie das Pensionsgesetz. 
Die kurze Blütephase des australischen 
Sozialismus war jedoch bald vorbei. Zwi-
schen 1916 und 1972 war die Labor Par-
ty nur zehneinhalb Jahre in Regierungs-
verantwortung. Der internationale Ruf 
nach Vollbeschäftigung und sozialem 
Fortschritt, der im Zuge der 1968er Be-
wegung durch Europa und Nordamerika 
hallte, erreichte aber letztendlich auch 
Australien. Labor-Premierminister 
Gough Whitlam trieb in seiner Amtszeit 
(1972–75) die bisher umfassendsten so-
zialen Reformen voran. Bis heute bedau-
ern viele linke und liberale Australi-
erInnen, dass er seine überaus knappe 

Mehrheit schon bald wieder verlor und 
ihm dadurch zu wenig Zeit blieb, mehr 
seiner nachhaltigen Projekte voranzutrei-
ben. Man denke hierbei vergleichsweise 
nur an Olof Palme in Schweden, der über 
neun Jahre lang regierte oder Bruno 
Kreisky, der hierzulande sogar über 13 
Jahre lang im Amt verweilte.

Einfluss der USA

Zu den wesentlichen Reformen dieser 
Zeit zählen unter anderem die Schaffung 
einer universalen Krankenversicherung 
und einer Grundpension, die Abschaf-
fung der Studiengebühren und der Wehr-
pflicht sowie die Anerkennung und fi-
nanzielle Förderung der australischen Ur-
einwohnerInnen. Für die kurze Amtszeit, 
die der Regierung Whitlam zur Verfü-
gung stand, waren das durchaus beacht-
liche Reformen. Nach Whitlam folgten 
einige Jahre konservativer Vorherrschaft, 
bevor die Labor Party von 1983 bis 1996 
zum ersten Mal seit den Vierzigerjahren 
über einen längeren Zeitraum hinweg 
den Premierminister stellen konnte. Aus-
gerechnet diese Labor-Regierungen wa-
ren es jedoch, die dem ohnehin nur ru-
dimentär ausgebauten australischen So-
zialstaat mit massiven Einsparungen und 
Privatisierungen die Luft abschnürten. 
Der Einfluss der USA war nun nicht 
mehr bloß außenpolitisch, sondern auch 
sozial- und wirtschaftspolitisch unüber-
sehbar, und vor allem spürbar.

Harter Kurs gegen Gewerkschaften

Der konservative Premierminister Ho-
ward ist seit 1996 Regierungschef und hat 
bereits vier Wahlen hintereinander ge-
wonnen.1 Von Anfang an praktizierte er 
einen harten Kurs gegen Gewerkschaften, 

Nach elf Jahren Regierung der Liberal Party unter Premierminister John Howard zeichnet sich in »Down 
Under« wieder eine Chance auf einen Regierungswechsel ab. 

1  In Australien wird alle drei Jahre gewählt. Das Repräsentanten-

haus, die untere Kammer des Parlamentes, wird jeweils komplett 

gewählt, während der Senat nur zur Hälfte erneuert wird. Wie in 

den USA müssen Gesetzesvorschläge in beiden Kammern be-

schlossen werden.
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MigrantInnen und Aboriginal-Organisa-
tionen. Seine radikalen Privatisierungs-
maßnahmen waren zwar alles andere als 
populär, doch wurde die Kritik seitens der 
Labor-Opposition von vielen als ziemlich 
unglaubwürdig eingeschätzt. Waren es 
doch die der Howard-Ära vorausgegan-
genen Regierungen der Labor Party, die 
die wesentlichsten Elemente des Privati-
sierungskurses auf die Schiene brachten. 
Auch bei der »Entschlackung« der Sozi-
alpolitik waren sie federführend.

Ähnlich wie das australische Arbeits-
losensystem mit seinen erschreckend 
niedrigen Ersatzraten ist auch das Pensi-
onssystem in erster Linie eine Art Sozial-
hilfeprogramm für Bedürftige.

Problematisches Pensionssystem

Noch in den Achtzigerjahren war die 
staatliche Säule der Altersvorsorge die 
Haupteinnahmequelle für PensionistIn-

nen. Leistungen aus Betriebsrentenpro-
grammen ließ man sich, da diese Varian-
te steuerbegünstigt war, auszahlen. Nur 
sehr selten wurden damit zusätzliche Pen-
sionsversicherungsleistungen angekauft. 
1984 wurde die von der Whitlam-Regie-
rung abgeschaffte Vermögensabklärung 
wieder eingeführt, strenge Bedürftigkeits-
prüfungen folgten. 

Das bedeutet nichts anderes, als dass 
die 1. Säule, die ohnehin für alleinste-
hende PensionistInnen nur 25 Prozent 
des Durchschnittslohnes beträgt, auch 
bei Zusatzeinkünften oder geringem 
 Vermögen gekürzt wird, bis sie schließ-
lich ganz wegfällt.

Die betriebliche Säule wurde ab 1986 
durch die Einführung einer obligato-
rischen betrieblichen Altersvorsorge auf-
gewertet. Das frühest mögliche Entnah-
mealter wird schrittweise von 55 auf  
60 Jahre erhöht. Bei Durchschnittsver-
dienerInnen beträgt die Ersatzquote der 

 betrieblichen Altersvorsorge und der 
 öffentlichen Altersrente zusammen etwa 
70 Prozent nach 30 Jahren Beitragszah-
lung. Theoretisch. In der Praxis führten 
schlechte Kursentwicklungen in den 
 letzten Jahren zu negativen Renditen. 
Weitere Verluste von Ersparnissen wur-
den durch die hohen Verwaltungs-
gebühren der Betriebsrentenfonds verur-
sacht.

Flying Doctors

Nach einer jüngsten Umfrage unterstüt-
zen dennoch bloß 55 Prozent der Austra-
lierInnen die staatliche Verantwortung für 
die Altersvorsorge. Anders verhält es sich 
im Gesundheitsbereich. Hier unterstützen 
80 Prozent der Befragten das öffentliche 
Gesundheitssystem, das erst sehr spät, 
nämlich 1975, eingeführt worden ist. Im 
Gegensatz zu Österreich, wo beachtliche 
2,4 Prozent der Bevölkerung über 15 Jah-

Die Lebenserwartung australischer Aboriginals liegt fast 20 Jahre unter der der Weißen. Die Arbeitslosenraten sind hoch.
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ren nicht versichert sind, erfasst das aus-
tralische System alle EinwohnerInnen. Es 
ist primär steuerfinanziert2. Besonders 
stolz sind die AustralierInnen auf ihre 
»fliegenden Ärzte« (»Flying doctors«), die 
mit kleinen Flugzeugen auch die abgele-
gensten Wüstenregionen des Landes an-
steuern. Arztbesuche und Krankenhaus-
aufenthalte sind im ganzen Land gratis, 
allerdings gibt es recht hohe Selbstbehalte 
bei Medikamenten. Derzeit müssen pro 
Verschreibung  13,60 hingeblättert 
werden. Dieser Selbstbehalt ist gedeckelt. 
Wenn die jährlichen Ausgaben eines 
Haushaltes ca.  420,– übersteigen kos-
ten alle zusätzliche Medikamente nur 
noch  2,17. 

Ein wirklicher Minuspunkt ist jedoch 
die Krankengeld-Regelung. Diese Leis-
tung wird bloß für maximal 13 Wochen 
lang ausbezahlt und beträgt nach einer 
Warteperiode von sieben Tagen für Al-
leinstehende ca.  480,– pro Monat. 
Ebenfalls nicht unproblematisch ist der 
Ausschluss von zahnärztlichen Leistun-
gen aller Art bzw. die recht hohen 
Krankentransportgebühren. Im Jahre 
2005 hatten bereits mehr als 43 Prozent 
der AustralierInnen eine Privatversiche-
rung abgeschlossen, vor allem um die 
langen Wartezeiten in den öffentlichen 
Spitälern zu umgehen. Die Howard-Re-
gierung fördert diese privaten Gesund-
heitsanbieter. Beispielsweise sind Privat-
versicherungen steuerlich absetzbar.

Wahlkampf ohne Sozialpolitik

Die Sozialpolitik spielt trotz aller Pro-
bleme insgesamt keine große Rolle im 
australischen Wahlkampf. Auf die Frage 
ob er sich von einem etwaigen Regie-
rungswechsel wesentliche Änderungen im 
Sozialbereich erwarte, meint folglich auch 
Arnie Olbrich: »Sozial- und wirtschafts-
politisch sind die Weichen bereits gestellt. 
Weder im Bereich der Arbeitslosenunter-
stützung noch bei der Gesundheit oder 
den Pensionen wird sich etwas ändern. 
Allerdings würde (Anm. Labor-Opposi-
tionsführer) Kevin Rudd die drakonischen 
neuen Arbeitsplatzübereinkommen zu-

rücknehmen.« Auch in Unternehmen, in 
denen Kollektivverträge in Kraft sind, 
dürfen ArbeitgeberInnen im Rahmen die-
ser Übereinkommen neuen Beschäftigten 
individuelle Verträge anbieten. In diesen 
Verträgen kann zum Beispiel festgelegt 
werden, dass Überstunden, Kranken-
stands- oder Urlaubstage gegen höhere 
Löhne eingetauscht werden können. Wer 
keinen individuellen Vertrag unterzeich-
nen möchte, dem kann der Arbeitsplatz 
verweigert werden.

3800  Strafe für Streiks

Zwar bietet der Australische Gewerk-
schaftsdachverband ACTU für Arbeit-
nehmerInnen, die vor der Vertragsunter-
zeichnung stehen, intensive Beratungs-
leistungen an, doch allzu oft werden 
diese von der Arbeitgeberseite über den 
Tisch gezogen. Arnie Olbrich wirkt nach-
denklich und zieht an seiner Zigarette: 
»Wie soll denn irgendein junger Arbeiter, 
mit dem ein solcher Vertrag abgeschlos-
sen werden soll, das nötige Know-how 
und die nötige Macht haben, einen guten 
Vertrag mit seinem Arbeitgeber abzu-
schließen?«. Weitere »Reformen« der Ho-
ward-Regierung waren die Abschaffung 
jeglichen Kündigungsschutzes für Unter-
nehmen mit bis zu 100 Beschäftigten so-
wie die Einführung hoher Strafen bei 
Streiks, die die Regierung nicht aner-
kennt. Auch einzelne Arbeitneh-
merInnen, die sich an Streikaktivitäten 
beteiligen, müssen mit Strafen bis zu  

 3800,– rechnen!

1600 Soldaten im Nahen Osten

Neben den dringend nötigen Ände-
rungen bei den Arbeitsbeziehungen er-
wartet sich Arnie Olbrich auch einen 
neuen Kurs in der Außen- und Migrati-
onspolitik: »Kevin Rudd ist eigentlich 
auch ein konservativer Typ. Aber er wird 
zumindest in diesen Bereichen eine etwas 
humanere Politik betreiben als John 
 Howard.« Olbrich lacht hämisch: 
 »Howard wird ja nicht zu unrecht als 
George Bushs Hilfssheriff im Südpazifik 
bezeichnet!« John Howard war tatsäch-
lich von Anfang an ein treuer Verbünde-
ter der USA. Er schickte nicht nur Trup-
pen nach Afghanistan, sondern beteiligte 
sich auch 2003 bei der Invasion des Iraks. 

Immer noch versehen an die 1600 aus-
tralische Soldaten ihren Dienst im Nah-
en Osten. »Die Labor Party würde unse-
re Truppen aus dem Irak abziehen«, er-
gänzt Olbrich.

Aboriginals im Elend

Auch Howards Migrationspolitik ist um-
stritten. Flüchtlinge, die mit dem Boot 
nach Australien gelangen wollen, haben 
de facto keine Chance mehr auf Asyl. Viel-
mehr werden sie in Anhaltelager auf der 
Pazifikinsel Nauru und in Papua Neugui-
nea gesteckt. Die australische Regierung 
überweist den beiden Staaten riesige Geld-
summen für die Aufrechterhaltung der 
Flüchtlingslager. Ein weiteres Lager auf 
den Christmas Inseln ist gerade in Bau.

Im Gegensatz zu einer Kursänderung 
in den Bereichen Migrations- und Au-
ßenpolitik wird nicht erwartet, dass sich 
bei einem Regierungswechsel für die so-
zial Schwächsten der Gesellschaft, näm-
lich die australischen UreinwohnerInnen, 
viel zum Besseren wendet. Die Lebenser-
wartung der Aboriginals liegt immer noch 
fast 20 Jahre unter der der Weißen. Das 
Bildungsniveau ist gering, die Arbeitslo-
senraten dagegen sehr hoch. Ganze Ab-
original-Kommunen befinden sich in 
einem Teufelskreislauf aus Armut, Alko-
holismus und Gewalt. In vielen Kommu-
nen gibt es kein fließend Wasser, keine 
Toiletten und keine Gesundheitsversor-
gung. Einziger Hoffnungsschimmer: Er-
folgloser als die jetzige Regierung könnte 
in diesem Bereich auch eine etwaige La-
bor-Regierung nicht mehr agieren.

Arnie Olbrich nimmt einen weiteren 
Zug von seiner Zigarette. »Das letzte Jahr-
zehnt war sehr dynamisch. Ich hoffe wirk-
lich, dass es bald einen Wechsel gibt. 
Wenn ich im Ausland unterwegs bin,  
sage ich mittlerweile schon, dass ich aus 
Neuseeland oder Deutschland bin, nicht 
aus Australien.«  Martin Bolkovac

Schreiben Sie uns Ihre Meinung  

an den Autor

martin.bolkovac@gpa-djp.at 
oder die Redaktion

aw@oegb.at

K O N T A K T

2  »Primär steuerfinanziert« bedeutet, dass der Großteil der öffent-

lichen Aufwendungen für Gesundheit aus dem allgemeinen 

Steueraufkommen getragen wird. Zusätzlich gibt es aber Arbeit-

nehmerInnenbeiträge von ein Prozent bzw. 2,5 Prozent für bes-

ser Verdienende.
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Wer sich in Guatemala und Honduras für die Menschenrechte einsetzt, gefährdet sein Leben. 
In Guatemala hat mit der Präsidentenwahl 
am 9. September der blutigste Wahl-
kampf der jungen Demokratie geendet. 
Rund 50 PolitikerInnen kamen dabei 
ums Leben. Morde, Gewalt und Ein-
schüchterungsversuche gehören zum 
traurigen Alltag von AktivistInnen, die 
sich für die Menschenrechte einsetzen. 

Auch im benachbarten Honduras ist 
die Lage nicht besser. Amnesty interna-
tional fordert, dass die Regierungen bei-
der Länder endlich Maßnahmen zum 

Schutz von MenschenrechtsaktivistInnen 
treffen. Sie erhalten Drohanrufe, sind 
schikanösen behördlichen Untersu-
chungen und Strafanzeigen ausgesetzt 
und werden überwacht. Immer wieder 
müssen AktivistInnen ihre Arbeit einstel-
len, den Wohnort wechseln oder sogar 
das Land verlassen. Nach gewalttätigen 
Übergriffen entgeht der Großteil der Tä-
ter der Justiz. Das liegt unter anderem an 
den völlig unzureichenden strafrecht-
lichen Ermittlungen. 

Die Regierungen von Guatemala und 
Honduras haben sich völkerrechtlich ver-
pflichtet, die Menschenrechte einzuhal-
ten und sind somit auch für die Sicherheit 
jener verantwortlich, die aktiv für die 
Menschenrechte arbeiten. Amnesty in-
ternational fordert, dass die Regierungen 
der beiden Länder ihrer Verantwortung 
gerecht werden. 

(Unter www.amnesty.at/aktionen/2007/
guatemalahonduras/index.htm können 
auch Sie aktiv werden.)  G. M.

Mit einem Appell zum dringenden Ab-
schluss der Doha-Welthandelsrunde en-
dete in Sydney das Gipfeltreffen der 21 
Pazifikanrainerstaaten (APEC). Zuvor 
war ein umstrittener Klimaplan verab-
schiedet worden. Die »Sydney-Erklä-
rung« sieht zudem eine Anhebung der 
Energieeffizienz im APEC-Raum bis 
2030 um mindestens ein Viertel vor. 

Bekräftigt wurde auch die Unterstüt-
zung der Staats- und Regierungschefs  
für die in Genf auf der Stelle tretenden 

Gespräche der Welthandelsorganisation 
(WTO). 

»Wieder haben die Staats- und Regie-
rungschefs der APEC über verstärkte Zu-
sammenarbeit gesprochen«, kommen-
tierte Guy Ryder, Generalsekretär des 
Internationalen Gewerkschaftsbundes 
(IBG), »aber praktisch keine der wesent-
lichen Fragen ist behandelt worden.« Der 
APEC gehören unter anderem die Verei-
nigten Staaten, Russland, Japan, China, 
Mexiko, Malaysia, Peru, Indonesien, die 

Philippinen und das Gastgeberland des 
Gipfels, Australien, an. 

Die gesamte APEC-Region leide an 
der wirtschaftlichen Ungleichheit, mein-
te Guy Ryder, unternehme aber nichts 
dagegen. 

Die Asiatisch-Pazifische Wirtschafts-
gemeinschaft APEC war 1989 auf Initi-
ative von Australien, Japan und den USA 
mit dem Ziel gegründet worden, im pa-
zifischen Raum eine Freihandelszone ein-
zurichten. G. M.

Beim massiv abgeriegelten APEC-Gipfel in Sydney wurden keine verbindlichen Ziele festgelegt.

Asiens Billigflieger stehen unter hartem 
Konkurrenzdruck. Darunter auch der be-
kannteste unter ihnen: Der malaysische 
Jungunternehmer Tony Fernandes, der 
mit seiner Air Asia die erste Billigflugge-
sellschaft gegründet hat, die sich nun auch 
durch Langstreckenflüge am Markt be-
haupten will. Gewerkschaften gibt es bei 
Air Asia noch keine. Zum Schutz der Be-
schäftigten im turbulenten Markt haben 
Gewerkschaften in Malaysia nun be-
schlossen, miteinander zu kooperieren. 

Im September unterzeichneten die Mit-
gliedsorganisationen der Internationalen 
Transportarbeiter-Föderation (ITF), die 
Malaysian Airline System Employees’ 
Union und die Airod Employees’ Union 
eine gemeinsame Absichtserklärung. Da-
durch sollen die Beschäftigten bei Air Asia 
mit ihren Kolleginnen und Kollegen in 
den südostasiatischen Ländern, in denen 
sich das Unternehmen betätigt, in Kon-
takt treten. »Nun verfügen die Beschäf-
tigten bei Air Asia über eine gemeinsame 

Anlaufstelle, die sie bei der Verbesserung 
von Arbeitsbedingungen und Bezahlung 
unterstützt«, erklärte ITF-Generalsekretär 
David Cockroft. Die gewerkschaftliche 
Zusammenarbeit sei »der einzig richtige 
Schritt für eine florierende Luftverkehrs-
wirtschaft nicht nur in dieser Region, son-
dern überall auf der Welt«. Zur Unter-
stützung der Beschäftigten bei Air Asia 
hat die ITF eine Kampagnenwebseite 
 eingerichtet (vorerst auf Englisch): 
www.AKstaff-connect.org G. M.

Gewerkschaften in Malaysia vereinbaren Kooperation zum Schutz der Beschäftigten. 
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ollektivverträge und Betriebsräte 
sind die Basis für die wirtschaft-
liche Mitbestimmung im Inter-
esse der ArbeitnehmerInnen – 

sozusagen der Fuß der Demokratie in der 
Tür der Wirtschaft. All dies erhielt 1947 
eine moderne gesetzliche Grundlage. 
Hier soll speziell die Entwicklung des 
Netzwerks aus betrieblicher und überbe-
trieblicher Mitbestimmung beleuchtet 
werden, das es heute im Interesse der Ar-
beitnehmerInnen zu stärken und zu ver-
teidigen gilt. Die Personalvertretungen, 
ein ebenso unverzichtbarer Bestandteil 
dieses Netzwerks, bleiben in der fol-
genden Darstellung ausgeklammert, da 
sie ihre eigene Geschichte haben.

Das Parlament von 1947 konnte an 
eine Entwicklung anknüpfen, die mit der 
Ausrufung der demokratischen Republik 
begonnen hatte, mit dem politischen 
Ruck nach rechts gebremst und durch 
den Faschismus unterbrochen worden 
war. Ihre Grundlagen waren das Betriebs-
rätegesetz vom 15. Mai 1919 und das 
Gesetz über die Einführung von Eini-
gungsämtern vom 18. Dezember 1919, 
beschlossen durch die Konstituierende 
Nationalversammlung, das »Verfassungs-
parlament« der Republik Österreich. 

Die gesetzlich vorgesehene Möglich-
keit für ArbeitnehmerInnen, einen von 

der Unternehmensleitung unabhängigen 
Betriebsrat zu wählen, war eine Pionier-
leistung der demokratischen österrei-
chischen Sozialpolitik: Keine andere De-
mokratie konnte damals etwas Vergleich-
bares vorweisen, auch das deutsche Be-
triebsrätegesetz folgte erst nach dem ös-
terreichischen. 

Pionierleistung Betriebsrätegesetz

Das im Mai 1919 beschlossene Betriebs-
rätegesetz war ein Kompromiss zwischen 
den Parteien, die nach Ende der Habs-
burgermonarchie die Gründungsregie-
rung der Ersten Republik bildeten: Sozi-
aldemokraten, Christlichsoziale und die 
Großdeutschen. Die Ausarbeitung er-
folgte unter Beteiligung von Gewerk-
schaftsseite und Unternehmerseite, und 
die ursprünglich vorgesehene Mitbestim-
mung im Unternehmensmanagement 
konnte nicht durchgesetzt werden. Trotz-
dem protestierten die Arbeitgeberorgani-
sationen heftig gegen den Beschluss: Der 
Unternehmer hätte nun »endgültig auf-
gehört, Herr in seinem Hause« zu sein. 
Selbst die eingeschränkten Mitbestim-
mungs- und Kontrollmöglichkeiten der 
neuen Institution »Betriebsrat« waren für 
viele nur schwer zu akzeptieren. Denn das 
Gesetz ging – wie fast ein Jahr später das 
Arbeiterkammergesetz – davon aus, dass 
grundsätzliche Interessenunterschiede 
zwischen ArbeitnehmerInnen einerseits, 
BetriebsinhaberInnen, AktionärInnen 
und dem Management andererseits be-
stehen. Daher war die »Wahrung und 
Förderung der wirtschaftlichen, sozialen 

und kulturellen Interessen der Arbeiter 
und Angestellten« im Betrieb ab nun Sa-
che der unabhängigen Belegschaftsvertre-
tung. Eine Änderung der Arbeitsordnung 
bedurfte jetzt der Zustimmung des Be-
triebsrats. Er hatte das Recht, Lohnlisten 
und Lohnauszahlungen zu kontrollieren, 
bei der Festlegung des Stücklohns mitzu-
reden sowie Kündigungen aus politischen 
und gewerkschaftlichen Gründen anzu-
fechten. Einsicht und Kontrolle über Pro-
duktion und Geschäftsgebarung sowie 
Einsicht in Bilanz, Gewinn- und Verlust-
rechnung standen ihm ebenfalls zu.

Gewerkschaftliches Basisnetzwerk

Eine der Aufgaben der Betriebsratskör-
perschaften war die Überwachung der 
Durchführung und Einhaltung der Kol-
lektivverträge (KV). Damit war auch in-
direkt der Auftrag zur engen Zusammen-
arbeit mit den Gewerkschaften gegeben. 
Das Mitbestimmungskonzept der Ge-
werkschaftsbewegung war schon in der 
Ersten Republik auf die Einbindung der 
Betriebsräte in die Gewerkschaften und 
auf eine starke Loyalitätsbindung zur ge-
werkschaftlichen Organisation aufge-
baut. Die Zusammenarbeit der Betriebs-
ratsmitglieder mit ihrer Gewerkschaft 
und ihre gleichzeitige Aktivität als Funk-
tionärInnen bildeten über Jahrzehnte das 
Basisnetzwerk, auf dem die gewerkschaft-
liche Organisation aufbaute. 

Bis zum Dezember 1919 konnten die 
Gewerkschaften KV nur auf privatrecht-
licher Basis abschließen. Auch wenn etwa 
die Innung die Verhandlungspartnerin 

Die Geschichte zu einem fast vergessenen Doppeljubiläum: 60 Jahre Betriebsräte-
gesetz und 60 Jahre Kollektivvertragsgesetz in der Zweiten Republik.

Autorin: Brigitte Pellar
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war, galt der KV nur für jene Betriebe, 
die sich dazu bekannten – sei es freiwil-
lig, sei es durch gewerkschaftliche Kampf-
maßnahmen, sei es auf Druck der Arbeit-
geberorganisation. In der Praxis bedeu-
tete das, dass zum Beispiel ein von der 
freien (sozialdemokratischen) Gewerk-
schaft der LebensmittelarbeiterInnen ab-
geschlossener KV für die Wiener Bäcke-
reibetriebe nur für Gewerkschaftsmit-
glieder in »tariftreuen« Betrieben ange-
wendet wurde. 

Erstes »Kollektivvertragsgesetz«

Das änderte sich mit der Beschlussfassung 
des Gesetzes über die Einführung von 
paritätischen (aus Gewerkschafts- und 
 Unternehmensvertretungen zusammen-
gesetzten) Einigungsämtern kurz vor 
Weihnachten 1919, das man auch als 
 erstes »Kollektivvertragsgesetz« bezeich-
nen könnte. 

Die bisher nur als Schlichtungsstellen 
für Streitigkeiten aus dem Arbeitsverhält-
nis provisorisch errichteten Einigungs-
ämter wurden jetzt auch bevollmächtigt, 
als »Tarifämter« Kollektivverträge auf An-
trag einer Behörde oder »Berufsorganisa-
tion« zur bindenden Norm für alle inner-
halb eines bestimmten Geltungsbereiches 
abgeschlossenen Einzelverträge zu erklä-

ren. Damit waren die KV aus der »Grau-
zone zwischen privatem und öffentlichem 
Recht« herausgeholt und als eigene 
Rechtsmaterie anerkannt. Um bei un-
serem Beispiel zu bleiben: Der KV für die 
Wiener Bäckereibetriebe galt ab jetzt 
zwingend für alle Mitglieder der Freien 
Gewerkschaft, die dort arbeiteten. Dies 
bedeutete eine entscheidende Stärkung 
der gewerkschaftlichen Position.

Es war nur konsequent, dass die Eini-
gungsämter ebenfalls die Aufgabe zuge-
wiesen erhielten, als Recht sprechende 
Organe Differenzen zu bereinigen, die 
sich aus der Tätigkeit der Betriebsräte, der 
Kontrollinstanzen für die Einhaltung der 
Kollektivverträge in den Betrieben, erge-
ben konnten. Und Auseinandersetzungen 
gab es oft auch dort, wo die Errichtung 
eines Betriebsrats durchgesetzt werden 
konnte, auch wenn vielfach gute Kom-
promisse geschlossen werden konnten.

Allerdings bestanden nicht in allen 
Betrieben, wo dies möglich gewesen  
wäre, Betriebsratskörperschaften. Denn 
ihre Einrichtung war nicht zwingend vor-
geschrieben und manche Unternehmens-
leitungen nützten das aus. 

Weltwirtschaftskrise

Sie verhinderten die Wahl von Betriebs-
räten und schafften sich damit die lästige 
Kontrolle vom Hals oder gründeten eine 
»gelbe« vom Management abhängige Be-
triebsgewerkschaft. Deren Mitglieder 
standen nicht unter dem Schutz der Kol-
lektivverträge der Freien oder auch der 
Christlichen Gewerkschaften. In den 
wirtschaftlich und politisch extrem 
schwierigen Jahren der Weltwirtschafts-
krise um 1930 befanden sich Gewerk-
schaften und Betriebsräte immer mehr im 
Abwehrkampf. Vor allem die Freien Ge-
werkschaften verloren als Folge der hohen 
Arbeitslosigkeit viele Mitglieder, obwohl 
es ihnen bis 1933 gelang, die kollektiven 
Arbeitsverträge in größerem Umfang auf-
rechtzuerhalten. Die Position der Be-
triebsräte wurde geschwächt, manche Un-
ternehmensleitungen wandten gegen sie 
Terrormethoden an. Es gab größere In-
dustriebetriebe, in denen sich die Direk-
toren – entgegen den gesetzlichen Bestim-
mungen – in die Betriebsratswahlen ein-
mischten. Gleichzeitig resignierten viele 
ArbeitnehmerInnen angesichts der hohen 
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Brigitte Pellar: Die  
Vernetzung zwischen  
betrieblicher Interessen-
vertretung und ÖGB  
funktioniert nach 60 Jahren 
noch immer.

Erster KV für Wiener Bäckereibetriebe.



Arbeit&Wirtschaft 9–10/2007

Arbeitslosigkeit und waren nicht mehr 
bereit, für Einrichtung oder Beibehalten 
eines Betriebsrats zu kämpfen. 

Dort, wo die betriebliche Interessen-
vertretung bestehen blieb, konnte sie ih-
re Aufgabe der Überwachung von KV-
Vereinbarungen immer schwerer erfüllen. 
Denn bei den unzähligen Arbeitslosen 
fiel es den Unternehmen immer leichter, 
freigewerkschaftlich Organisierte zu ent-
lassen, während Beschäftigte mit einem 
schlechteren KV oder Unorganisierte ih-
ren Job eher behielten. Aufgrund dieser 
Erfahrung wurden die Kollektivverträge 

ab 1947 mit den entsprechenden Vertre-
tungseinheiten der gesetzlichen Interes-
senvertretung der Unternehmerschaft, 
der Handelskammer (der heutigen Wirt-
schaftskammer) abgeschlossen. Damit 
kamen alle Beschäftigten in den betref-
fenden Betrieben unter KV-Schutz, auch 
wenn die Gewerkschaft formal bis heute 
nur für ihre Mitglieder verhandelt.

Doch blicken wir noch einmal 15 Jah-
re zurück: Nach 1930 nutzten autoritäre 
und faschistische Bewegungen die Gunst 
der Stunde, die sich durch die Weltwirt-
schaftskrise bot. Weil die Ideologien des 

»Standes« oder der »Volksgemeinschaft« 
Interessengegensätze zwischen unselbst-
ständig Erwerbstätigen, Unternehmen 
und Kapital für nicht existent erklärten, 
stellten sie die betriebliche Vertretung der 
ArbeitnehmerInnen unter die Kontrolle 
der Unternehmensleitungen. Die öster-
reichische Ständestaat-Diktatur er-
schwerte erfolgreiche KV-Abschlüsse, un-
ter der Herrschaft des Nationalsozialismus 
gab es überhaupt nur noch »Tariford-
nungen«. 

Betriebsrätegesetz 1947

1945, als die österreichische Republik wie-
dererstand, wählten die Arbeitneh-
merInnen spontan Vertrauensleute und 
BetriebsrätInnen nach dem Muster des 
Gesetzes aus der Ersten Republik. In eini-
gen Bundesländern konnten sie sich auf-
grund ihrer Leistungen aber einen Einfluss 
in den Unternehmen sichern, der deutlich 
über die alten Bestimmungen hinausging. 
Auch das neue Betriebsrätegesetz, das der 
Nationalrat im März 1947 beschloss, be-
stätigte einen Teil dieser erweiterten Rech-
te. Die Mitwirkung bei Aufnahmen, Ver-
setzungen und Entlassungen wurde aus-
geweitet. 

Die Mitbestimmung wurde zudem 
auf die Führung und Verwaltung des Be-
triebes ausgedehnt. Neu war überdies die 
Möglichkeit der Freistellung von einem 
Betriebsratsmitglied oder mehreren Be-
triebsratsmitgliedern ab einer bestimm-
ten Zahl von vertretenen Beschäftigten. 
Mit einem besonderen Kündigungs- und 
Entlassungsschutz sollte der Druck »von 
oben« verringert werden.

Jugendvertrauensräte

Bis zur Beschlussfassung des Arbeitsver-
fassungsgesetzes am 14. Dezember 1973 

Betriebliche Interessenvertretung in der EU

Da immer mehr Unternehmen über nationale Grenzen hinweg agieren, reichen nationale Re-

gelungen nicht aus. Für den Bereich der Europäischen Union setzte der Europäische Gewerk-

schaftsbund nach jahrelangen Bemühungen 1994 eine Richtlinie des Europäischen Rates 

über die Einsetzung eines Europäischen Betriebsrats durch. Sie musste ab 1996 in das Recht 

aller EU-Staaten übernommen werden. 

Eurobetriebsrat
Etwa 40 österreichische und mehr als 250 internationale Konzerne mit Standort in Öster-

reich fielen unter die Richtlinie und in 40 Prozent von ihnen hatten sich bis 1999 »Eurobe-

triebsräte« gebildet.

Das war immerhin ein erster Schritt, aber von den Mitbestimmungsrechten des österrei-

chischen Betriebsrats ist der Europäische Betriebsrat sehr weit entfernt. Ursprünglich hatte er 

überhaupt nur das Recht, über die wirtschaftliche Situation des Konzerns und Entwicklungen, 

die für die Beschäftigten von Bedeutung sind, informiert zu werden. Mit der am 17. Dezember 

2001 verabschiedeten Richtlinie »über die Unterrichtung und Anhörung der Arbeitnehmer 

in der EU« gelang es endlich, eine regelmäßige Kommunikationspflicht gegenüber allen Be-

legschaftsvertretungen in Betrieben mit mindestens 50 Beschäftigten zu verankern. Davon 

profitieren natürlich auch die »Eurobetriebsräte«. Bessere Möglichkeiten, gegenüber dem 

zentralen Management zu agieren, verstärken die Motivation, diesen Schritt zu wagen. 

Große Unterschiede 
Die betriebliche Interessenvertretung ist in den EU-Staaten höchst unterschiedlich organi-

siert. Betriebsräte, wie wir sie in Österreich kennen, gibt es ähnlich sonst nur in Deutschland 

und den Niederlanden. In allen Staaten, die an das Mittelmeer grenzen, sind die betrieblichen 

Gewerkschaftsgruppen weit wichtiger als »Betriebsräte«. Und gänzlich unbekannt sind sie 

in angelsächsischen Ländern, wo die Belegschaftsvertretung ausschließlich von den gewerk-

schaftlichen Vertrauensleuten wahrgenommen wird. In Skandinavien hat sich eine Misch-

form zwischen dem österreichischen-deutschen-niederländischen Modell und dem angel-

sächsischen Modell herausgebildet. In den neuen EU-Staaten Mittelosteuropas entstanden 

ab 1992 nach und nach »Betriebsräte« oder gewerkschaftliche Betriebsvertretungen, die 

sich mehr oder weniger an die verschiedenen Modelle der »alten« EU-Staaten anlehnen. Auf 

jeden Fall gab es in fast allen Mitgliedstaaten der EU 2006 gesetzliche Grundlagen für die 

Vertretung der Interessen der ArbeitnehmerInnen im Betrieb, oft ergänzend zu kollektivver-

traglichen Regelungen. Nur in Dänemark, Malta und Zypern setzt man bei der Betriebsver-

tretung in erster Linie auf kollektivvertragliche Absicherung, in Irland bilden ausschließlich 

betriebliche Vereinbarungen die Grundlage. 

I N F O R M A T I O N

Vor 35 Jahren: Jugend fordert Mitbestimmung.
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kam es noch zu zwei wichtigen Verbesse-
rungen bei der Interessenvertretung der 
ArbeitnehmerInnen im Betrieb. 1971 ge-
lang es, eine zweiwöchige, in Ausnahme-
fällen vierwöchige Bildungsfreistellung für 
Betriebsräte durchzusetzen. Und nach ei-
ner großen Kampagne der Gewerkschafts-
jugend erhielten Lehrlinge und jugendli-
che ArbeitnehmerInnen Jugendvertrau-
ensräte auf gesetzlicher Grundlage. 

Das Arbeitsverfassungsgesetz

Das Arbeitsverfassungsgesetz fasste wich-
tige Bestimmungen, die bisher in unter-
schiedlichen Gesetzen enthalten gewesen 
waren, zusammen und verbesserte viele 
von ihnen. Auch das Betriebsrätegesetz 
ging in ihm auf. Gleichzeitig wurden die 
Befugnisse der Betriebsratskörperschaften 
ausgeweitet. Das Arbeitsverfassungsge-
setz erweiterte unter anderem den Raum 
für Betriebsvereinbarungen mit kollek-
tivvertragsähnlichen Wirkungen be-
trächtlich, etwa im Hinblick auf die Ar-
beitszeiteinteilung. Doch der Vorrang des 
(überbetrieblichen) Kollektivvertrags bei 
der Regelung der Arbeitsbedingungen 
blieb weiterhin erhalten.

Das am 26. Februar 1947 beschlos-
sene Kollektivvertragsgesetz, das die na-
tionalsozialistischen »Tarifordnungen« 
abgelöst hatte, wurde ebenfalls zu einem 
Teil des Arbeitsverfassungsgesetzes. Der 
mögliche Inhalt von Kollektivverträgen 
wurde in diesem Zusammenhang erheb-
lich erweitert. Erst ab dem 1. Juni 1974, 
als das neue Gesetz in Kraft trat, konnten 
zum Beispiel auch ein Sozialplan oder 
vom Gesetz dem KV übertragene Ange-
legenheiten wie Arbeitszeitregelungen 
vereinbart werden. 

Die Praxis, dass der KV für alle Ar-
beitnehmerInnen gilt und nicht nur für 
Gewerkschaftsmitglieder erhielt jetzt eine 
Rechtsgrundlage. 

Auch die Zusammenarbeit von Be-
triebsräten und Gewerkschaften wurde 

nun rechtlich verankert: Der gewählten 
Belegschaftsvertretung steht es zu, zu ih-
ren Beratungen in allen Angelegenheiten 
VertreterInnen der zuständigen Gewerk-
schaft beizuziehen. Und bei mindestens 
vier zu wählenden Betriebsratsmitglie-
dern können auch Vorstandsmitglieder 
und Angestellte von Gewerkschaften in 
den Betriebsrat gewählt werden.

Neue Herausforderungen

Heute, 33 Jahre nach der Beschluss-
fassung des Arbeitsverfassungsgesetzes, 
steht die Gewerkschaftsbewegung vor  
der Herausforderung, die Mitbestim-
mungsrechte im Betrieb unter den Be-
dingungen des Strukturwandels abzusi-
chern oder überhaupt erst zu ermögli-
chen. Fusionen, Betriebsübernahmen, 
Ausgliederungen, Konzernumstrukturie-
rungen und Globalisierung kennzeich-
nen den Umbruch. 

Um der Flexibilisierungsstrategie der 
Großbetriebe im Interesse der Mitbestim-
mung etwas entgegenzusetzen, wurde 

Mitte der 1990er Jahre die Möglichkeit 
geschaffen, einen Konzernbetriebsrat zu 
bestellen.

Der Österreichische Gewerkschafts-
bund ging auch unter dem Druck eines 
neoliberalen Gegenwindes nicht von 
 seinem Prinzip der Vernetzung zwischen 
einer auf solider gesetzlicher Grundlage 
agierenden betrieblichen Interessenver-
tretung und der Gewerkschaftsorganisa-
tion ab. 

Im Gegenteil: Die neu geschaffenen 
Funktionen der Behindertenvertrauens-
personen und der Sicherheitsvertrauens-
personen sind als zusätzliche PartnerInnen 
in den Aktionsradius einbezogen.

Alle Infos zur Betriebsratswahl:

www.betriebsraete.at
Alle Infos zur Jugendvertrauensratswahl:

www.oegj.at

W E B L I N K S

Heute sind Kampagnen zur Jugendvertrauensratswahl selbstverständlich.

Schreiben Sie uns Ihre Meinung  

an die Autorin

brigitte.pellar@akwien.at 
oder die Redaktion

aw@oegb.at

K O N T A K T
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{ Karl Klein

Leiter des Referates für 
Kollektivverträge, Vizepräsident  

a. D. des ÖGB 

ir sind Weltmeister in der Kollek-
tivvertragsdichte. Das bestätigt uns 
die OECD noch immer. Öster-

reichs Gewerkschaften bewegen eine Sum-
me von nahezu der Hälfte des Bruttoin-
landsproduktes, wenn sie zu den soge-
nannten »Lohnrunden« antreten. Im Sep-
tember beginnen meist die KollegInnen 
in der Industrie und dann folgt eine Bran-
che nach der anderen. Vergleicht man Ös-
terreich mit anderen OECD-Ländern, so 
sieht man, dass trotz eines Ungleichge-
wichtes in der Einkommensverteilung wir 
in unserem Lande noch immer die »ärms-
ten Reichen und die reichsten Armen« 
haben. Dazu trägt unsere KV-Politik ganz 
wesentlich bei. Wir haben uns immer an 
der Produktivität einer Branche und an 
der Inflationsrate orientiert. Das hat für 
alle Beteiligten längerfristige Vorteile, si-
chert Kaufkraftzuwächse, berücksichtigt 
Lohnstückkosten und garantiert die Kon-
kurrenzfähigkeit der Unternehmen einer 
Branche ohne Lohndumping.

Unsere Branchenlohnpolitik hat eine 
koordinierende und ordnende Funktion 
und bringt so einen ganz großen volks-
wirtschaftlichen Vorteil für Österreich. 
Die Art und Weise, wie hierzulande So-
zialpartnerschaft gelebt und KV-Politik 
betrieben wird, prägt unsere stabile wirt-
schaftliche Situation stark.

Weil man von Hungerlöhnen nicht 
leben kann, reißt auch in Österreich die 
Diskussion um einen gesetzlichen Min-

destlohn nicht ab. Je größer der Anteil 
der Schattenwirtschaft wird und je mehr 
sich in manchen Branchen sogenannte 
prekäre Arbeitsverträge durchsetzen, des-
to lauter wird der Ruf nach allgemeinen 
Mindestlohnregelungen. Aus allen 
OECD- und ILO-Studien geht hervor, 
dass gesetzliche Mindestlöhne nur Sinn 
machen, wo die Sozialpartnerschaft funk-
tioniert. Das wäre bei uns der Fall. Ge-
setzliche Mindestlohnregelungen sind 
aber in der Anpassung schwerfällig. Au-
ßerdem hat KV-Politik in den Parlamen-
ten nichts verloren und auch der Artikel 
11 der Europäischen Menschenrechts-
konvention gibt der Tarifautonomie der 
Sozialpartner besondere Bedeutung. 

Die sich laufend ändernde Wirtschafts-
landschaft stellt die KV-Politik vor neue 
Aufgaben. Was früher ein produzierender 
Industriebetrieb mit einem Handelsun-
ternehmen und einer kleinen »Hausbank« 
war, ist heute eine Bank, die noch eine 
Reparaturwerkstätte und eine Beteiligung 
an einer Handelskette hat. Die Industrie-
gesellschaft ändert sich in Richtung 
Dienstleistungsgesellschaft und der soge-
nannte »quartäre Sektor« (Gesundheits-
versorgung und Pflege) wird immer wich-
tiger. Das bedeutet, dass wir uns anpassen 
und über neue KV-Formen nachdenken 
müssen. So kann in manchen Bereichen 
z. B. ein Flächenkollektivvertrag für Bran-
chen sinnvoll sein. Außerdem entstehen 
neue Branchen (z. B. Abfallentsorgung 

und Recycling), die einen gemeinsamen 
Kollektivvertrag brauchen. Unsere Ge-
werkschaften wissen das und arbeiten ge-
meinsam an der Anpassung.

Der KV ist deshalb so ein »Wunder-
ding«, weil er in relativ kurzer Zeit trag-
fähige ArbeitgeberInnen- und Arbeitneh-
merInnen-Vereinbarungen ermöglicht. 
Ganz Europa beneidet uns aber um un-
sere gesetzliche Basis für Kollektivverträ-
ge. Normwirkung, Außenwirkung und 
Nachwirkung ermöglichen eine gesamt-
wirtschaftliche Vereinbarungsmethode, 
die auch einmal für einzelne Betriebe wir-
ken kann, aber im Wesentlichen kartel-
lierend wirkt. In Österreich findet der 
Wettbewerb weitgehend über Qualität 
und Innovation und nicht über Arbeits-
zeit- und Lohndumping statt. Was gelin-
gen muss ist, die »schwarzen Schafe« in 
der Wirtschaft zu dezimieren, damit sie 
sich nicht zur Herde auswachsen und 
volkswirtschaftlichen Schaden anrichten. 
Unser KV-System ist ausbaufähig, stabil 
und »flexibel«, um dieses »Unwort« am 
Ende auch noch zu nennen!

Die aktuelle Situation der Kollektivvertragspolitik in Österreich.  
Mehr als nur eine Mindestlohnvereinbarung.

Schreiben Sie uns Ihre Meinung  

an den Autor

karl.klein@oegb.at
oder die Redaktion

aw@oegb.at

K O N T A K T



Arbeit&Wirtschaft 9–10/2007

De
r A

rb
ei

ts
m

ar
kt

 im
 Ju

li 
20

07

St
an

d
Ju

li 0
7

Ve
rä

nd
er

un
g

zu
m

 Vo
rm

on
at

Vo
rja

hr
es

-
m

on
at

U
ns

el
bs

ts
tä

nd
ig

e 
B

es
ch

äf
ti

gu
ng

3.
43

6.
80

8
75

.6
02

56
.3

95

oh
ne

 K
U

G
/P

rä
se

nz
di

en
er

3.
32

0.
66

4
75

.8
37

61
.6

03

Ar
be

it
er

1.
38

8.
49

2
44

.4
42

15
.9

40

An
ge

st
el

lt
e 

u.
 B

ea
m

te
2.

04
8.

31
6

31
.1

60
40

.4
55

M
än

ne
r

1.
85

6.
97

9
41

.1
60

26
.3

39

Fr
au

en
1.

57
9.

82
9

34
.4

42
30

.0
56

Au
sl

än
de

r
42

8.
75

6
7.

76
3

20
.4

13

In
lä

nd
er

3.
00

8.
05

2
67

.8
39

35
.9

82

Vo
rg

em
er

kt
e 

Ar
be

it
sl

os
e

18
5.

42
0

1.
77

6
–

11
.2

79

M
än

ne
r

94
.2

98
–

68
4

–
5.

94
8

Fr
au

en
91

.1
22

2.
46

0
–

5.
33

1

Au
sl

än
de

r
28

.2
18

–
2.

55
5

–
1.

50
5

In
lä

nd
er

15
7.

20
2

4.
33

1
–

9.
77

4

Ju
ge

nd
lic

he
 (

bi
s 

un
te

r 
19

)
7.

98
7

1.
03

4
–

65
5

Ju
ge

nd
lic

he
 (

19
 b

is
 u

nt
er

 2
5)

22
.2

81
93

1
–

1.
65

7

Äl
te

re
 (

50
 b

is
 u

nt
er

 5
5)

17
.9

09
–

17
3

–
61

9

Äl
te

re
 (

55
 b

is
 u

nt
er

 6
0)

14
.3

44
–

18
1

–
1.

07
5

Äl
te

re
 (

üb
er

 6
0)

3.
75

7
9

45

Ar
be

it
sl

os
en

qu
ot

e
5,

1
–

0,
5

–
0,

5

O
ff

en
e 

St
el

le
n

43
.0

60
16

8
5.

56
7

Le
hr

st
el

le
n 

Su
ch

en
de

10
.0

19
6.

08
0

–
62

3

O
ff

en
e 

Le
hr

st
el

le
n

4.
26

3
1.

16
6

13
1

G
er

in
gf

üg
ig

e 
B

es
ch

äf
ti

gu
ng

 *
24

4.
12

4
–

3.
98

2
8.

82
9

M
än

ne
r

74
.0

86
–

2.
10

5
3.

49
9

Fr
au

en
17

0.
03

8
–

1.
87

7
5.

33
0

Ar
be

it
er

13
8.

00
9

45
2

3.
23

7

An
ge

st
el

lt
e 

10
6.

11
5

–
4.

43
4

5.
59

2

* 
ni

ch
t 

in
 d

er
 u

ns
el

bs
ts

tä
nd

ig
en

 B
es

ch
äf

ti
gu

ng
 e

nt
ha

lt
en

Di
e 

m
on

at
lic

he
n 

 
Üb

er
si

ch
te

n 
üb

er
 d

ie
  

Be
sc

hä
fti

gu
ng

sl
ag

e 
un

d 
di

e 
Ka

uf
kr

af
t  

so
lle

n 
di

e 
Or

ie
nt

ie
ru

ng
 

er
le

ic
ht

er
n.

 
Di

e 
Ta

be
lle

n 
si

nd
 w

ic
h-

tig
e 

In
fo

rm
at

io
ne

n 
fü

r  
In

te
re

ss
en

ve
rt

re
te

r  
 u

nd
 je

de
n 

po
lit

is
ch

 
In

te
re

ss
ie

rt
en

.

Da
te

nq
ue

lle
n:

 S
ta

ti
st

ik
 A

us
tr

ia
/E

U
R

O
ST

AT
, l

au
fe

nd
er

 M
on

at
.

An
m

er
ku

ng
: D

er
 h

ar
m

on
is

ie
rt

e 
VP

I i
st

 d
er

 z
en

tr
al

e 
In

di
ka

to
r 

fü
r 

di
e 

W
äh

ru
ng

sp
ol

it
ik

 d
er

 E
ZB

. 
Er

 s
te

llt
 a

uc
h 

di
e 

be
st

e 
st

at
is

-
ti

sc
he

 B
as

is
 f

ür
 i

nt
er

na
ti

on
al

e 
Ve

rg
le

ic
he

 u
nt

er
 e

ur
op

äi
sc

he
m

 
G

es
ic

ht
sp

un
kt

 d
ar

.
...

 =
 B

ei
 R

ed
ak

ti
on

ss
ch

lu
ss

 k
ei

ne
 W

er
te

 b
zw

. f
ür

 L
ux

em
bu

rg
 z

um
 

Te
il 

nu
r 

no
ch

 H
VP

I-
W

er
te

 v
er

fü
gb

ar
. 

EW
U

 =
 E

ur
op

äi
sc

he
 W

äh
ru

ng
su

ni
on

; 
EW

R
 =

 E
ur

op
äi

sc
he

r 
W

ir
t-

sc
ha

ft
sr

au
m

St
at

is
tik

en
 s

in
d 

Ar
gu

m
en

te
Ve

rb
ra

uc
he

rp
re

is
in

de
x

Ve
rä

nd
er

un
ge

n 
in

 P
ro

ze
nt

en
 g

eg
en

üb
er

 d
em

 V
or

ja
hr

es
m

on
at

Na
tio

na
le

  
VP

I
Ha

rm
on

is
ie

rt
e 

VP
I

Ju
ni

 0
7

Ju
li 

07
Au

g.
 0

7
Ju

ni
 0

7
Ju

li 
07

Au
g.

 0
7

B
el

gi
en

1,
3

1,
4

1,
2

1,
3

1,
3

1,
2

D
eu

ts
ch

la
nd

1,
8

1,
9

1,
9

2,
0

2,
0

2,
0

Fi
nn

la
nd

2,
4

2,
6

…
1,

4
1,

6
1,

3

Fr
an

kr
ei

ch
1,

2
1,

1
1,

2
1,

3
1,

2
1,

3

G
ri

ec
he

nl
an

d
2,

6
2,

5
2,

5
2,

6
2,

7
2,

7

Ir
la

nd
4,

9
5,

0
4,

8
2,

8
2,

7
2,

3

It
al

ie
n

1,
7

1,
6

1,
6

1,
9

1,
7

1,
7

Lu
xe

m
bu

rg
2,

0
1,

9
1,

9
2,

3
2,

0
1,

9

N
ie

de
rl

an
de

1,
7

1,
5

1,
1

1,
8

1,
4

1,
1

Ö
st

er
re

ic
h

2,
0

2,
1

1,
7

1,
9

2,
0

1,
7

Po
rt

ug
al

2,
4

2,
4

…
2,

4
2,

3
1,

9

Sl
ow

en
ie

n
3,

6
3,

8
3,

5
3,

8
4,

0
3,

4

Sp
an

ie
n

2,
4

2,
2

2,
2

2,
5

2,
3

2,
2

VP
I-

EW
U

—
—

—
1,

9
1,

8
1,

7

B
ul

ga
ri

en
5,

6
8,

4
12

,0
5,

3
6,

8
9,

3

D
än

em
ar

k
1,

4
1,

2
1,

1
1,

3
1,

1
0,

9

Es
tl

an
d

5,
8

6,
4

5,
7

6,
0

6,
5

6,
1

Le
tt

la
nd

8,
8

9,
5

10
,1

8,
9

9,
5

10
,2

Li
ta

ue
n

4,
8

5,
1

5,
5

5,
0

5,
1

5,
6

M
al

ta
...

...
…

–
0,

6
–

0,
2

0,
6

Po
le

n
2,

6
2,

3
1,

5
2,

6
2,

5
2,

1

R
um

än
ie

n
3,

8
4,

0
…

3,
9

4,
1

5,
0

Sc
hw

ed
en

1,
9

1,
9

1,
8

1,
3

1,
4

1,
2

Sl
ow

ak
. R

ep
.

2,
5

2,
3

2,
3

1,
5

1,
2

1,
2

Ts
ch

ec
h.

 R
ep

.
2,

5
2,

3
2,

4
2,

6
2,

5
2,

6

U
ng

ar
n

8,
6

8,
4

8,
3

8,
5

8,
3

7,
1

U
K

...
1,

9
…

2,
4

1,
9

…

Zy
pe

rn
1,

9
2,

4
2,

5
1,

7
2,

3
2,

2

EV
PI

—
—

—
2,

1
2,

0
1,

9

Is
la

nd
4,

0
3,

8
3,

4
3,

0
2,

6
1,

8

N
or

w
eg

en
0,

4
0,

4
0,

4
0,

7
0,

7
0,

6

VP
I-

EW
R

—
—

—
2,

1
1,

9
1,

9

Sc
hw

ei
z

0,
6

0,
7

0,
4

—
—

—

U
SA

...
2,

4
…

—
—

—



Arbeit&Wirtschaft 9–10/2007

ildung ist noch viel mehr als eine 
bloße ökonomische Qualifikati-
on. Sie ermöglicht zumindest 
theoretisch die Mitwirkung an 

grundlegenden Meinungsbildungs- und 
Entscheidungsprozessen, sie eröffnet Ein-
flussmöglichkeiten. Wer grundlegende 
wirtschaftliche, soziale und politische 
Prozesse versteht, wer sich präzise artiku-
lieren kann, der wird eher gehört werden. 
An der Verfügbarkeit von allgemein zu-
gänglichem Wissen und der Transparenz 
des Bildungs- und Kommunikationssys-
tems kann daher auch die Qualität eines 
politischen Systems, die Demokratiequa-
lität, gemessen werden. Ob der Zugang 

zu Ausbildung – beruflicher wie allgemein 
bildender Natur – für alle offen steht, 
oder ob es Barrieren gibt, ist eine ent-
scheidende Frage. Denn nicht zuletzt sol-
che Rahmenbedingungen sind Indika-
toren für Chancengleichheit und Gerech-
tigkeit; kaum ein politischer Akteur 
möchte sie nicht auf seine Fahnen heften. 
Doch wie so oft fallen Theorie und Pra-
xis auseinander.

Bildungsunterschiede und kulturelle 
Klassenbildung wurden in Österreich von 
liberalen Reformern, vor allem aber von 
den Austromarxisten früh als Problem 
erkannt. Einer der wohl weitest rei-
chenden Ansätze aus diesem politischen 
und intellektuellen Milieu geht auf den 
Ökonomen und Soziologen Otto Neurath 
zurück. 

Otto Neurath – ein Name, der bei-
nahe in Vergessenheit geraten wäre. Sein 
Werk und auch sein Leben blieben noch 
Jahrzehnte nach seinem Tod im Jahr 1945 
weitgehend unbeachtet. Und das, obwohl 
Neurath zu den wahrhaft schillernden 
Gestalten im Roten Wien der Zwischen-
kriegszeit zählte. Ausgehend vom angel-
sächsischen Raum begann erst in den 
1970er Jahren eine Rezeption seiner 
Schriften, die sich insbesondere seit den 
1980er Jahren auch auf Österreich er-
streckt. Mittlerweile befassen sich For-
scherInnen in vielen Ländern – in Eng-
land, den USA, Italien, Deutschland oder 
eben auch Österreich – mit dem Werk 
des »Universalgenies«, wie ihn William 

Johnston in seiner österreichischen Kul-
tur- und Geistesgeschichte genannt hat. 

Neben seinen Aktivitäten im Wiener 
Kreis und seinen soziologischen und öko-
nomischen Schriften ist es vor allem sein 
bildpädagogisches Programm, das zu fas-
zinieren vermag.

Biografischer Abriss

Otto Neurath wurde 1882 in Wien als 
Sohn des Ökonomen Wilhelm Neurath 
geboren. Sein Studium führte ihn bald 
nach Berlin. Nach Philosophie und Ma-
thematik konzentrierte er sich auf Öko-
nomie und Geschichte. In dieser Zeit in-
tensivierte sich auch die Bekanntschaft 
zum berühmten Soziologen Ferdinand 
Tönnies (Gemeinschaft und Gesell-
schaft). Mit seiner Dissertation »Zur An-
schauung der Antike über Handel, Ge-
werbe und Landwirtschaft« promovierte 
er 1906. Zurück in Wien, unterrichtete 
Neurath zunächst an der Handelsschule. 
1909/10 debütierte er mit einem Vortrag 
über »Krieg und Wirtschaft« im Volks-
heim Ottakring. 

Die Beziehung zur Arbeiterbildung 
sollte sich in der Folge weiter intensivie-
ren. Das Thema Kriegswirtschaft ver-
folgte Neurath auch bei seinen Studien-
reisen auf dem Balkan. Sein Grundge-
danke bestand darin, dass bestimmte 
Aspekte der Ökonomie in Kriegszeiten 
(wie etwa zentrale Planung, Naturalwirt-
schaft etc.) mit positiven Folgen auf die 

Bildung und Wissen sind längst zu Schlüsselbegriffen in den postindustriellen 
Gesellschaften geworden. Zumindest ein bestimmtes Reservoir fachlicher Kenntnisse 

und Ausbildungsnachweise zu besitzen oder über sie zu verfügen, ist unbedingte 
Voraussetzung dafür, an einer immer härter werdenden Wettbewerbsgesellschaft 

teilhaben, vielleicht sogar in ihr bestehen zu können. 

Autor: Günther Sandner

 
ist Politikwissenschafter und leitet  

derzeit das Forschungsprojekt  
»Demokratisierung des Wissens«  

des Österreichischen Wissenschaftsfonds (FWF)

Mehr Infos unter:

http://homepage.univie.ac.at/guenther.
sandner/ 
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W E B L I N K S



Arbeit&Wirtschaft 9–10/2007

Wirtschaftssysteme in Friedenszeiten 
übertragen werden könnten. Nicht zu-
letzt sein Engagement für dieses Thema 
führte schließlich dazu, dass er 1917 zum 
 Direktor des Kriegswirtschaftlichen 
 Museums in Leipzig bestellt wurde. Im 
Jahr davor habilitierte sich Neurath in 
Heidelberg.

Das Ende des Krieges brachte eine 
entscheidende Wende in Neuraths Leben. 
Er wurde in München zum Leiter eines 
sogenannten Zentralwirtschaftsamtes er-
nannt. Der Spagat, nun ein Amt im Rah-
men einer sozialdemokratischen Regie-
rung, die bald von einem Räteregime ab-
gelöst wurde, zu übernehmen und gleich-
zeitig »unpolitischer« Gesellschaftstech-
niker zu bleiben, gelang ihm nicht. Die 
gewaltsame Niederschlagung der Mün-
chener Räterepublik (April bis Mai 1919) 
führte zu seiner Inhaftierung. 

Zwar kam er, unter anderem auch we-
gen der Hilfe des österreichischen Staats-
sekretärs für Äußeres, Otto Bauer, nach 
etwa 40 Tagen wieder frei. Doch er durf-
te nun nicht mehr nach Deutschland ein-
reisen. In Wien betätigte sich Neurath 
unter anderem in der Siedlerbewegung, 
er gründete ein Museum für Siedlungs- 
und Städtebau und konnte dies schließ-
lich zum Gesellschafts- und Wirtschafts-
museum erweitern, das 1925 eröffnet 
wurde. 

Gemeinsam mit dem Grafiker Gerd 
Arntz, Marie Reidemeister und anderen 
entwickelte er die Wiener Methode der 
Bildstatistik, deren deklariertes Ziel es 
war, soziale und wirtschaftliche Zusam-
menhänge auch den wenig gebildeten 
Schichten unmittelbar verständlich zu 
machen. 

Die Wiener Methode sollte eine »Auf-
klärung der Massen über die Massen« 
darstellen, ein Instrument in den Händen 
der Arbeiterklasse werden. Die Wiener 
Arbeiterkammer und die Stadt Wien un-
terstützten dieses Projekt. Darüber hinaus 
betätigte er sich im Wiener Kreis (unter 
anderem mit Moritz Schlick, Rudolf Car-
nap und Philipp Frank) und übernahm 
ab 1928 eine führende Rolle im Verein 
Ernst Mach, als dessen Ziel die Popula-
risierung der »wissenschaftlichen Welt-
auffassung« erschien.

Als im Jahr 1934 die Demokratie zer-
stört und die Arbeiterbewegung endgül-
tig verboten wurde, befand sich Neurath 

im Ausland. Nach Österreich sollte er nie 
wieder zurückkehren. Das von ihm in 
Den Haag (Holland) gegründete Mun-
daneum Institut wurde nun die Basis 
 seiner Arbeit, die sich stark auf die (Wei-
ter-)Entwicklung der Bildstatistik kon-
zentrierte. Die Wiener Methode wurde 
zu Isotype transformiert, zu einem Inter-
national System of Typographic Pictoral 
Education.

Als 1940 die Wehrmacht in Holland 
einmarschierte, konnten Otto Neurath 
und Marie Reidemeister in letzter Minu-
te nach England fliehen. Hier konnte er 
auch als Emigrant seine Arbeit nach einer 
Unterbrechung fortsetzen, vor allem we-

gen schon lange gepflegter wissenschaft-
licher Kontakte wie etwa jenem zur Phi-
losophin Susan Stebbing. Als Vortra-
gender an der Universität Oxford und als 
Leiter des Isotype-Instituts verfolgt er ei-
ne Reihe bemerkenswerter Projekte zur 
Demokratisierung des Wissens. Sein 
plötzlicher Tod am 22. Dezember 1945 
beendete dieses Werk.

Demokratie durch Visualisierung

Was aber bedeutete Wissensdemokratisie-
rung? Neurath war davon überzeugt, dass 
eine demokratische Gesellschaft dafür 
Sorge tragen musste, die BürgerInnen mit 

ww
w.

bi
ld

er
bo

x.
at

Piktogramme, wie sie Otto Neurath gefordert hat, gehören heute zum Alltag.
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den grundlegenden sozialen, wirtschaft-
lichen, politischen und kulturellen Tatsa-
chen, Zusammenhängen und Strukturen 
vertraut zu machen. Auch wenn seine Ar-
beit oft auch (implizit) Zustimmung für 
die Politik der Stadt Wien erreichen woll-
te oder sich mitunter mit etwas hohlen 
Schlagworten einer klassenkämpferischen 
Agitation unterordnete: Letztlich ging es 
ihm um die Möglichkeit zur Selbstbestim-
mung, die Befähigung, als autonomes In-
dividuum in einer Gesellschaft zu leben 
und diese mitzugestalten.

Die Grundprinzipien seiner bildpäd-
agogischen Methode sind leicht erklärt: 
Eine Anzahl wirklicher Gegenstände, so 
formulierte er es immer wieder, sollte 
durch die gleiche Anzahl von Zeichen 
wiedergegeben werden – und eine im Ver-
gleich größere Anzahl eben nicht durch 
größere Zeichen (Flächen, Längen, Volu-
mina), sondern durch mehrere gleich-
große Zeichen. 

Die Zeichen sollten wiederum einfach 
und möglichst charakteristisch sein; sie 
sollten – einmal festgelegt – gleich bleiben 
und in den Bildstatistiken immer wieder-
kehren. Zu diesem Zweck plante Neurath 
auch ein Lexikon der Isotype-Zeichen als 
Basis einer international gültigen Bilder-
sprache. Farben wurden einheitlich ein-
gesetzt, Männer zum Beispiel dunkler 

dargestellt als Frauen. Die Beschaue-
rInnen konnten so mit immer größerer 
Sicherheit die Bilder lesen. Durch eine 
kurze Notiz sollte jeweils deutlich ge-
macht werden, wie viele Einheiten ein 
Bild bedeutete. Neuraths Leitspruch: 
Worte trennen, Bilder verbinden. 

Neurath bezeichnete diesen auf seiner 
Methode basierenden Bildungsprozess an 
manchen Stellen als Demokratisierung 
des Wissens, niemals aber als dessen »Po-
pularisierung«. 

Die Übereinstimmung des Wissens 
mit dem den Menschen vertrauten Vo-
kabular sollte den Ausgangspunkt bilden, 
um schrittweise auch komplexe Zusam-
menhänge einzuführen. Umfassendes 
Wissen konnte aufgebaut werden, indem 
die Alltagssprache und ihre allgemeinen 
Formen verwendet wurden; indem man 
vom Einfachsten zum Kompliziertesten 
fortschritt. Popularisierung hingegen be-
zeichnete für ihn die bloße Übersetzung 
wissenschaftlicher Sprache in populäre 
Ausdrücke, des Komplizierten ins Ein-
fache. 

Worte trennen, Bilder verbinden

Dabei hatte er auch keine Scheu vor je-
nen Medien, denen die Menschen in den 
1920er, 1930er und 1940er Jahren als 
»neuen Medien« begegneten. Bald schon 
wollte er Trickfilme und soziale Aufklä-
rungsfilme nach den Grundsätzen der 
Pädagogik und (Werbe-)Psychologie in 
den Dienst seines Demokratisierungspro-
jektes stellen. In England produzierte er 
auch in Kooperation mit Leuten wie Paul 
Rotha eine Reihe von Filmen.

Aber was ist eigentlich aus Neuraths 
Werk geworden? In der sozialwissen-
schaftlichen Statistik finden wir heute 
wieder viel häufiger die von Neurath we-
nig geschätzten Kreis- und Balkendia-
gramme als seine bildpädagogischen Kre-
ationen. Dennoch haben die Pikto-
gramme überlebt: Als unauffällige Beglei-
ter unseres Alltags führen sie uns durch 
den Verkehr, machen uns auf Denkmäler 
aufmerksam, bringen uns zu Toiletten, 
weisen uns die Fluchtwege und erteilen 
uns Rauchverbote. 

Zumindest in diesem Punkt konnte 
Neurath sein Ziel beinahe erreichen: ei-
ne Sprache ohne Worte, international, 
universell, global. Mindestens genau so 

wichtig ist aber noch ein Zweites: Neurath 
erfasste ein beträchtliches Spannungs-
feld, das moderne Demokratien durch-
dringt. Denn in einer demokratischen, 
sozial und kulturell differenzierten, ar-
beitsteiligen Gesellschaft werden immer 
ExpertInnen und Fachleute benötigt. 
Doch es sollte ihnen, wie wir heute viel-
leicht noch besser wissen, auch nicht 
blind vertraut werden. 

Die Beteiligung und Mitbestimmung 
bei Projekten, die Kommunikation des 
dafür notwendigen Wissens, ist eine we-
sentliche Voraussetzung dafür, dass sich 
Fachleute und BürgerInnen auf Augen-
höhe begegnen können. Es sollte möglich 
sein, zu vertrauen, ohne deswegen auf 
kritische Mitgestaltung verzichten zu 
müssen. 

Neurath hat damit einen Weg jenseits 
von Wissenschaftsfeindlichkeit, aber 
auch jenseits der Expertokratie, der weit 
verbreiteten, unkritischen Begeisterung 
für »neutrale« Fachleute, gewiesen. Nicht 
zuletzt darin liegt die Bedeutung seines 
Werkes auch heute noch begründet.

Schreiben Sie uns Ihre Meinung  

an den Autor

guenther.sandner@univie.ac.at
oder die Redaktion

aw@oegb.at

K O N T A K T

Gesundheitsinfo durch Bildsprache.

Wiener Methode der Bildstatistik.
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as auf den ersten Blick vielleicht 
etwas sperrig daherkommt, ist in 
der Tat eine der spannendsten ge-

sellschaftspolitischen Analysen eines ös-
terreichischen Autors in den letzten Jah-
ren. Im Zentrum steht der Austromarxis-
mus – der Theoriehöhepunkt der öster-
reichischen Sozialdemokratie in der Zwi-
schenkriegszeit – der in seinem kulturpo-
litischen Zugang mit den frühen Cultural 
Studies in Großbritannien bis zur Grün-
dung der sogenannten Birmingham 
School im Jahre 1964 verglichen wird. 
Gemeinsam ist beiden Denkansätzen, dass 
sie einen dritten Weg versuchen wollten, 
jenseits der Ausrichtung von Labour und 
(deutscher) Sozialdemokratie, aber auch 
jenseits des kommunistischen Zugangs.

Sandners Arbeit besticht durch ihre 
akribisch ausgearbeitete Analyse, in der zu-
nächst die beiden Denkansätze vorgestellt 
werden. Immer wieder werden auch bio-
grafische Bezüge zu den wichtigsten Ver-
treterInnen hergestellt, was dem Buch eine 
besondere Lebendigkeit verleiht. Auf der 
einen Seite sind das die vier Gründungsvä-
ter der Birmingham School (Richard Hog-
gart, Raymond Williams, Edward P. 
Thompson und Stuart Hall), auf der an-
deren Seite die austromarxistischen Intel-
lektuellen Otto Neurath, Edgar Zilsel, Ma-
rie Jahoda und Paul F. Lazarsfeld.

Die anderen beiden großen Themen-
felder, denen sich Sandner widmet, sind 
die Frage der Institutionalisierung – wo 
haben die Arbeiten dieser beiden »unor-
thodoxen« Schulen konkreten Nieder-
schlag gefunden? – und ein konzeptueller 
Vergleich: Wo gab es Gemeinsamkeiten, 
wo Unterschiede?

Gemeinsam ist beiden Schulen die 
Suche nach etwas Neuem, dem dritten 
Weg eben, und ihr emanzipatorisches 
Kulturverständnis: Kultur hat sich nicht 
darauf zu beschränken, das, was wenige 
Kulturschaffende produzieren auf mög-
lichst viele zu verteilen, sondern Kultur 
ist auch das, was von den Menschen ge-
lebt und praktiziert wird. Gemeinsam ist 
beiden Denkrichtungen auch, dass sie im 
herrschenden Wissenschaftsbetrieb ein 

Außenseiterdasein, jenseits der Universi-
täten, fristeten. Die Hauptunterschiede 
bestehen im gesellschaftspolitischen Ver-
änderungsanspruch: Begnügte sich die 
britische New Left damit, die Bedrohung 
der Arbeiterkultur durch eine eigenstän-
dige Erwachsenenbildung abwehren zu 
wollen – England gilt als das Ursprungs-
land der popular education –, so hatten 
die Austromarxisten wesentlich weiter 
reichende Ziele: Es ging um die Schaf-
fung eines »neuen Menschen« (Max Ad-
ler), indem das Proletariat durch eine 
umfassende Bildungs- und Kulturarbeit 
für den Sozialismus gewissermaßen »reif« 
gemacht werden sollte. 

Was wir aus der Geschichte lernen

Aus heutiger Sicht mag dieser An-
spruch höchst ambitioniert erscheinen, 
immerhin waren aber die austromarxis-
tischen Intellektuellen, trotz einiger Flü-
gelkämpfe und inhaltlicher Kontrover-
sen, vollständig in die große sozialdemo-
kratische Arbeiterpartei integriert. Damit 
stand ihnen auch das weitläufige institu-
tionelle Geflecht des Roten Wien zur 
Verfügung. Darin unterschieden sie sich 
von der britischen Neuen Linken, die 
über weit weniger institutionelle Mög-
lichkeiten verfügte. Das mag auch erklä-
ren, warum der Austromarxismus, trotz 
oder vielleicht auch wegen der Ungleich-
zeitigkeit, für die britische Linke keine 
Rolle spielte: Es fehlten einfach die ins-
titutionellen Voraussetzungen.

Bei einer zeitgeschichtlichen Kultur- 
und Wissenschaftsforschung wie jener 
Günther Sandners stellt sich natürlich die 
unvermeidliche Frage: Was können wir 
aus der Geschichte lernen? Nicht viel, auf 
den ersten Blick. Erst auf den zweiten 
Blick wird klar, dass die alten Kämpfe 
heute eine ungeahnte Aktualität haben: 
Der Kampf um den Zugang zu Wissen, 
Bildung und Ausbildung als zentrale Be-
dingung von Chancengleichheit und 
Chancengerechtigkeit. Bei den ausbil-
dungsbedingten neuen gesellschaftlichen 
Fragmentierungen treten uns die alten 

Erfordernisse in neuem Gewand entge-
gen: Die Demokratisierung des Wissens 
erscheint als die wohl wichtigste Kompo-
nente jeder Verteilungspolitik.

Natürlich lässt das Buch Günther 
Sandners das eine oder andere offen. Ins-
besondere hätte man sich vielleicht einen 
noch stärkeren Bezug zu den gegenwär-
tigen Anforderungen an ein emanzipato-
risches Bildungs- und Kulturverständnis 
gewünscht. Andererseits wären ohne sei-
ne Arbeit diese Wünsche wohl gar nicht 
erst geweckt worden. Hier gibt es noch 
genügend Platz für einen, zwei oder meh-
rere Fortsetzungsbände. Eines tut aber 
auf jeden Fall gut: In Zeiten der Theorie-
losigkeit der Linken von linker Theorie 
zu lesen. Ulrich Schönbauer

Günther Sandner: Engagierte Wissenschaft 
– Austromarxistische Kulturstudien und  
die Anfänge der britischen Cultural Studies. 
Wien, ISBN 3-8258-8523-2, 
Berlin: Lit Verlag 2006,  29,90

Engagierte Wissenschaft nennt Günther Sandner sein Buch über eine parteilich positionierte Wissenschaft 
als Gegenstück zu einer betont neutralen Forschung und Lehre.

Mehr Infos unter:

www.lit-verlag.de

W E B L I N K S
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APEC: Asia-Pacific Economic Corporation (Regio-

nalforum für Asiatisch-Pazifische Wirtschaftliche 

Zusammenarbeit), gegründet 1989 mit dem Ziel, 

bis 2010 bzw. (für die weniger entwickelten Mit-

gliedsländer) 2020 im pazifischen Raum eine Frei-

handelszone zu schaffen. In den 21 APEC-Mitglied-

staaten leben 40 % der Weltbevölkerung, es werden 

50 % des Welthandels und fast 60 % der Weltwirt-

schaftsleistung erbracht. (Seite 51)

Beschäftigungsquote: Anteil der Erwerbstätigen 

an der Bevölkerung oder an einer bestimmten Be-

völkerungsgruppe. Als erwerbstätig werden sowohl 

Voll- als auch Teilzeitbeschäftigte gezählt, ebenso 

Personen, deren Arbeitsverhältnis gerade ruht, zum 

Beispiel wegen Elternteilzeit. (Seite 30)

Betrügerische Krida: Wenn ein Schuldner einen 

Bestandteil seines Vermögens verheimlicht, bei-

seite schafft, verkauft oder beschädigt, eine nicht 

bestehende Zahlungsverpflichtung vortäuscht 

oder sonst sein Vermögen wirklich oder zum Schein 

verringert. (Seite 34) 

Correa, Rafael: Ecuadorianischer Wirtschaftswis-

senschafter und Politiker (geb. 1963), 2005 Wirt-

schafts- und Finanzminister, seit Anfang 2007 ist 

der studierte Wirtschaftswissenschafter und Links-

nationale Präsident Ecuadors. Er sieht sich als 

Vorkämpfer für eine südamerikanische Nation, in 

der breite Bevölkerungsschichten an Demokratie 

und Wohlstand teilhaben und der Einfluss von Welt-

bank, Währungsfonds und USA möglichst gering ist. 

Seit seinem Antritt befindet sich Correa ständig in 

(medialem) Schlagabtausch mit den anderen Par-

teien, die unter anderem gegen seine Verfassungs-

reform waren. Nach zahlreichen – zum Teil chao-

tischen – Ab- und Neubesetzungen verfügt Correa 

jetzt über eine Mehrheit im Parlament, die aller-

dings auf wackeligen Beinen steht. (Seite 47)

Diversifizierung: Auch Diversifikation, Ausweitung 

eines Unternehmens auf neue, bis dahin nicht er-

zeugte Produkte; Abwechslung, Vielfalt. (Seite 19) 

Diversity Management (englisch; sprich: deiwörsi-

ti): Wörtlich Vielfaltsmanagement; Konzept für eine 

Unternehmensführung, welche die Verschiedenheit 

der ArbeitnehmerInnen (bezüglich Alter, Geschlecht, 

ethnischer Herkunft etc.) nicht nur berücksichtigt, 

sondern auch positiv wertschätzt. (Seite 28)

Doha-Runde: Bezeichnung für ein Paket von Auf-

trägen, welche die Wirtschafts- und Handelsminis-

ter der WTO-Mitgliedsstaaten 2001 auf ihrer vierten 

Konferenz in Doha (Hauptstadt von Katar im per-

sischen Golf) bearbeiten und bis 2005 abschließen 

sollten. Wegen zu großer Meinungsunterschiede 

kam es aber bisher zu keinem Abschluss. Im Kon-

kreten geht es unter anderen darum, den Entwick-

lungsländern einen besseren Marktzugang zu 

 ermöglichen sowie um die Themen Patentrechte  

(z. B. Lockerung des Patentschutzes bei Medika-

menten) und geistiges Eigentum. (Seite 51)

dolos: mit bösem Vorsatz, arglistig (Seite 34)

Ecuador: Republik im Nordwesten Südamerikas, 

14 Mio. Einwohner, Hauptstadt: Quito; klimatisch, 

landschaftlich und ethnisch eines der vielfältigs-

ten Länder der Welt. Die politisch instabile Lage 

und der Drogenhandel zählen nach wie vor zu den 

Hauptproblemen. (Seite 46)

eugenisch: von Eugenik. Erbgesundheitslehre mit 

dem Ziel, das Erbgut schädigende Einflüsse zu 

vermeiden und Erbkrankheiten zu verhindern. 

 (Seite 42)

Europäisches Forum Alpbach: Alljährlich seit 

1945 findet dieses Forum im August im Tiroler 

Bergdorf Alpbach statt. Während der knapp drei 

Wochen kommen dort ExpertInnen, Wissenschafte-

rInnen, WirtschaftsexpertInnen und PolitikerInnen, 

aber auch Studierende aus allen Teilen der Welt 

zusammen, um aktuelle Fragen der Zeit zu disku-

tieren und interdisziplinäre Lösungsansätze zu 

finden. Am letzten Forum im vergangenen August 

nahmen mehr als 2500 Menschen aus über 50 

Staaten teil. www.alpbach.org (Seite 13)

Eurozone: Derzeit haben nur 13 der insgesamt  

27 EU-Länder den Euro tatsächlich eingeführt, ab  

1. Jänner 2008 kommen Malta und Zypern zur  

Eurozone dazu. (Seite 36)

Exploration: Untersuchung, Nachforschung  

(Seite 15)

Gender Mainstreaming: Bedeutet, dass bei allen 

(gesellschaftlichen) Vorhaben die unterschied-

lichen Lebenssituationen und Interessen von Frau-

en und Männern von vornherein und regelmäßig 

berücksichtigt werden. (Seite 28)

Grünbuch: Diskussionspapier der Europäischen 

Kommission zu bestimmten Themen (z. B. Auswir-

kungen des Verkehrs auf die Umwelt). Der nächste 

Schritt ist meist ein Weißbuch, in dem offizielle 

Vorschläge zusammengefasst sind. (Seite 31)

Human Rights Watch: Nichtstaatliche Menschen-

rechtsorganisation mit Sitz in New York, ursprüng-

lich 1978 als Helsinki Watch gegründet, um die 

Einhaltung der Schlussakte von Helsinki durch die 

Sowjetunion zu dokumentieren. Hauptanliegen der 

Organisation ist das Verhindern sozialer oder ge-

schlechterbezogener Diskriminierung, Korruption 

in Regierungen und Missbrauch staatlicher Ge-

walt. Eine eigene Unterabteilung beschäftigt sich 

ausschließlich mit Menschenrechtsverletzungen 

an Frauen. (Seite 46)

Implikation: Verflechtung, (logische) Einbezie-

hung einer Sache in eine andere. (Seite 38)

Kernaktionär: Dabei handelt es sich um große 

Unternehmen wie Versicherungen oder Banken, die 

als Aktionäre an einer Aktiengesellschaft langfris-

tiges Interesse haben. Sie wollen entscheidend an 

der Unternehmenspolitik beteiligt sein und sind 

nicht in erster Linie an schnellen Gewinnen inter-

essiert. (Seite 17)

Konstituierende Nationalversammlung: Erste ge-

wählte Volksvertretung der Ersten Republik (1918–

1933), mit dem Auftrag, eine republikanische 

Verfassung auszuarbeiten. Diese Verfassung trat 

am 1. Oktober 1920 in Kraft. (Seite 52)

Kollusion: betrügerische Verabredung, sittenwid-

rige Absprache (Seite 34)

Matejka, Viktor: Österreichischer Kulturpolitiker 

und Schriftsteller (1901–1993), obwohl er aus 

ärmlichen Verhältnissen stammte, studierte Mate-

jka Geschichte und Geografie, 1936-38 Bildungs-

referent der AK-Wien, warnte schon 1932 vor der 

Kriegsgefahr. Matejka kam 1938 mit dem soge-

nannten Prominententransport nach Dachau. 1945 

bis 1949 KPÖ-Stadtrat für Kultur und Volksbildung, 

in dieser Eigenschaft sprach er seine berühmt ge-

wordene Einladung an die vom NS-Regime Vertrie-

benen aus, aus dem Exil nach Österreich zurück-

zukehren. 1966 trat Matejka aus der KPÖ aus. 

(Seite 42)

Melamin: Weißes Pulver, das aus Harnstoff gewon-

nen und als Basis für Kunstharze eingesetzt wird, 

zum Beispiel zur Herstellung feuchtigkeitsbestän-

diger Oberflächen. (Seite 15)

Monokratie: Alleinherrschaft (Seite 19)

Schwellenländer: Staaten der dritten Welt, welche 

die typischen Merkmale der Entwicklungsländer 

überwinden konnten und an der Schwelle zum In-

dustriestaat stehen. Über die genauen Kriterien, 

was ein Schwellenland ausmacht, sind OECD, 

Weltbank und IWF nicht ganz einig. Die OECD be-

zeichnet deutlich mehr Staaten als Schwellenlän-

der. Um diesen Status zu erreichen, sind allerdings 

so gut wie immer ausländische Direktinvestitionen, 

repressive Staatsstrukturen und sehr niedrige Löh-

ne erforderlich. Die Kluft zwischen Arm und Reich 

ist in den Schwellenländern oft besonders groß. Die 

soziale Entwicklung hinkt der politischen oft hin-

terher. (Seite 36)

Ständestaat: Ursprünglich Bezeichnung für den 

Staat des Spät-Mittelalters und der frühen Neu-

zeit, in dem die Stände Inhaber unabhängiger 

Herrschaftsgewalt waren und politische Rechte 

hatten. In Anlehnung daran entstand Mitte des 19. 

Jahrhunderts das Konzept einer staatlichen Ord-

nung, in der die Berufsstände als Repräsentanten 

des Volkes staatstragende Aufgaben übernehmen 

sollten. Das Parteiensystem würde dadurch abge-

schafft. Österreich hatte 1934 bis 1938 eine die-

sen Vorstellungen nahekommende Staatsform. 

(Seite 54)
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